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VORWORT:  

ZU ANLASS UND ZIELSETZUNG DER VORLIEGENDEN STUDIE 

 

Mit der hier vorliegenden Veröffentlichung verfolgen wir zwei Zielsetzungen. Zum einen legen wir 

damit die zweite Aktualisierung unseres „alternativen Indikatorensystems“ zur nationalen Nachhal-

tigkeitsstrategie vor, das wir im Juni 2004 zum ersten und im Februar 2008 zum zweiten Mal vorges-

tellt haben.1 Das Statistische Bundesamt hat die Indikatoren zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 

zuletzt 2010 vorgestellt.2 Außerdem ist im Mai 2011 ein Entwurf zum Fortschrittsbericht 2012 zur 

nationalen Nachhaltigkeitsstrategie erschienen; auch dieser Bericht enthält einen wiederumleicht 

veränderten und aktualisierten Indikatorenteil.3 Die Veröffentlichung des Indikatorenberichts 2010 

und des Entwurfs zum Fortschrittsbericht 2012 war für uns der Anlass, unser alternatives System 

erneut kritisch zu evaluieren und nach Möglichkeit auch die Zeitreihen unserer Indikatoren zu aktua-

lisieren. Die fachliche Debatte um eine angemessene Repräsentation des Leitbilds der Nachhaltigen 

Entwicklung durch Indikatorensysteme kann weder in Deutschland noch auf der Ebene der Europä-

ischen Union oder der Vereinten Nationen als abgeschlossen betrachtet werden. Mit der vorliegen-

den Publikation möchten wir erneut einen Beitrag zu einem „freundlichen Wettbewerb“ der Indika-

torensysteme zur Beurteilung der Nachhaltigkeit ökonomischer, ökologischer und sozialer Entwick-

lungen in Deutschland leisten. 

 

Das zweite Ziel, das mit der vorliegenden Veröffentlichung erreicht werden soll, ist im Gespräch mit 

Klaus Wiegandt und der Stiftung „Forum für Verantwortung“ neu entstanden. Hier entwickelte sich 

die Idee zu prüfen, wie denn ein in sich stimmiges politisches Instrumentarium aussehen könnte, das 

die Bundesrepublik Deutschland ein deutliches Stück in Richtung Nachhaltigkeit voranbringen würde. 

In einem ersten Schritt nehmen wir dazu die 64 Indikatoren der vorliegenden Studie zum Ausgangs-

punkt und überlegen, wie die 64 Einzelziele, die in den Indikatoren abgebildet werden, positiv beeinf-

lusst werden könnten; diese Überlegungen finden sich jeweils am Ende der Beschreibung der einzel-

nen Indikatoren. Das abschließende Kapitel ist dann der Versuch einer Synopse. Bei ihrer Erarbeitung 

wurde jedoch deutlich, dass es sich hier noch um kein in sich abgestimmtes Gesamtkonzept handelt. 

Allerdings kann die These gewagt werden, dass keine Diskussion über eine Politik der Nachhaltigkeit 

an diesen Themen vorbei gehen kann, wenn nicht nur das tagesaktuelle Geschehen in den Blick ge-

nommen wird, sondern der Zeitraum der nächsten dreißig Jahre betrachtet werden soll. Insofern soll 

der Versuch eines Gesamtentwurfs im letzten Kapitel nicht mehr, aber auch nicht weniger sein als 

eine Einladung zur Diskussion über die Frage, welches denn die Mindestanforderungen an eine Poli-

tik sein müssten, die dem Ziel der Nachhaltigkeit wirklich die erste Priorität einräumen würden. 
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Heidelberg, November 2011 

 

Hans Diefenbacher, Oliver Foltin, Benjamin Held, 

Dorothee Rodenhäuser, Rike Schweizer, 

Volker Teichert, Marta Wachowiak 
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ZUR NATIONALEN NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG IN DEUTSCHLAND 

 

Statistik auch als „normative Wissenschaft“? 

Bis Mitte dieses 21. Jahrhunderts sollte die Transformation zu einer nachhaltigen Gesellschaft in den 

entwickelten Ländern weitgehend abgeschlossen sein, wenn Zukunftsfähigkeit nach der Definition 

des Brundtland-Berichtes erhalten bleiben soll. Um dieses Ziel zu erreichen, kommt der statistischen 

Berichterstattung über die ökonomischen, ökologischen und sozialen Entwicklungen im Blick auf 

Nachhaltigkeit eine entscheidende Rolle zu. Denn nur mit deren Hilfe kann festgestellt werden, ob 

eine Gesellschaft auf dem Weg ist, das Gesamtziel und die vielen, damit verbundenen Einzelziele zu 

erreichen. Weiter kann mit dem Indikatorenset geprüft werden, ob politische Korrekturen, neue 

Maßnahmen und Instrumente eingesetzt werden sollen, wenn die Gefahr besteht, die Ziele zu ver-

fehlen – wenn sich also eine so genannte „Nachhaltigkeitslücke“ auftut – die eben nicht nur in öko-

nomischer Hinsicht, sondern vor allem auch in ökologischer und sozialer Perspektive entstehen kann. 

 

Schon vor über 25 Jahren hat Thomas Baumgartner differenziert herausgearbeitet, dass Berichters-

tattungssysteme nichts „Natürliches“ sind, sondern Produkte der Gesellschaft, die sie verwenden.4 

Die Scholastik wollte klären, wie viele Engel auf der Spitze einer Nadel tanzen können, im 19. Jahr-

hundert wurde die Bevölkerungs- und die Produktionsstatistik aufgebaut, die Krise der 1930er Jahre 

und die Planung der nachfolgenden Kriegsanstrengungen bereiteten den Boden für eine allgemeine 

Anwendung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung.5 

 

Die Sammlung „statistischer Tatsachen“ wurde schon in früheren Jahrhunderten mit dem Ziel einer 

„sicheren und leichteren Erreichung jener hohen Bestimmung des Staatsvereines“ verknüpft, nämlich 

„einer schneller fortschreitenden Cultur und eines höheren Wohlstandes unter den Erdenbewoh-

nern“.6  Statistiker des 19. Jahrhunderts diskutierten auch bereits die Frage, ob man wirklich „voraus-

setzungslos“ an die Arbeit der Statistik herangehen kann oder ob jene, die meinen, „wirklich ohne 

bestimmte Weltsicht an derartige Forschungen zu gehen, nicht im besten Falle sich selbst täu-

schen“.7 In seiner Auseinandersetzung mit den grundlegenden Werken zur Beschreibung statistischer 

Methoden von Achenwall und Schlözer weist August Ferdinand Lueder in der Tat auch schon 1817 

darauf hin, dass die Voraussetzungen statistischen Arbeitens die grundlegende Erfassung dessen sei, 

was das Glück der Menschen ausmache – und das eben sei dem Statistiker allein mit seinen Metho-

den nicht möglich.8 
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Die kurze historische Reminiszenz zeigt die Wiederkehr bestimmter grundlegender Fragen. Nachhal-

tigkeitsberichterstattung demzufolge setzt voraus, sich darüber zu verständigen, was unter Nachhal-

tigkeit begriffen wird. Berichterstattungssysteme sind damit nicht zeitlos objektiv richtig oder falsch, 

sondern immer zeit- und interessengebunden. Die Schaffung neuer Berichterstattungssysteme ist 

immer auch eine Antwort auf gesellschaftliche Problemstellungen und Krisensituationen; „Interes-

senlagen und Machtverhältnisse sind aber immer entscheidende Filter, die die Entwicklung von 

Mess- und Buchhaltungssystemen in eine gewisse Richtung lenken und vor allem auch [ihre] prakti-

sche Durchsetzung … bestimmen“9.   

 

Die Seltenheit von Statistiken über Einkommens- und vor allem Vermögensverteilung oder der sehr 

späte Aufbau von Informationssystemen über externe Effekte des Naturverbrauchs sind nicht zufäl-

lig, sondern auch Ergebnis der Strategie, über lange Zeit die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-

gen (VGR) als das „objektiv richtige“ Mess- und Buchhaltungssystem darzustellen. Die politischen 

Entscheidungen, die bei der praktischen Gestaltung der VGR getroffen wurden, die Aushandlungs-

prozesse in internationalen Gremien bei der Standardisierung der VGR verdrängte man langsam, wie 

Thomas Baumgartner schrieb, „aus dem kollektiven Bewusstsein“10. Die Zahlenbasis der VGR und 

ihre zentrale Kennziffer, das Bruttoinlandsprodukt (BIP), wurden über Jahrzehnte nur von einer 

Randgruppe innerhalb der Wirtschaftswissenschaften und der angewandten Statistik in Zweifel gezo-

gen.  

 

Verlangen nun neue Konzepte die Etablierung neuer Monitoringsysteme und neuer Messverfahren – 

oder ist darüber hinaus noch ein ganz anderer Zugang zur Wahrnehmung von Realität erforderlich? 

Nicolas Sarkozy sprach am 14. September 2009 bei der Vorstellung des Endberichts der von ihm ein-

gesetzten „Commission sur la mesure de la performance économique et sociale“, der so genannten 

Stiglitz-Kommission, dass es notwendig sei, der von den entwickelten Gesellschaften konstruierten 

„religion du chiffre“ noch viel weiter gehend abzuschwören und betonte: „Nous commençons à per-

cevoir l’énormité des consequences de cette enfermement.“11 

 

Alternative Messkonzepte 

Nun war das Bruttoinlandsprodukt nie dazu gedacht, die ökologische und soziale, ja im Grunde noch 

nicht einmal die ökonomische Dimension der Nachhaltigkeit abzubilden – obwohl ihm die letztge-

nannte Eigenschaft jedenfalls manchmal zugesprochen wird: So enthält nach wie vor auch der Ent-

wurf zum Fortschrittsbericht 2012 das BIP je Einwohner als Indikator für „wirtschaftlichen Wohl-
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stand“.12 Um zu einer aussagekräftigen Nachhaltigkeitsberichterstattung zu gelangen, sind prinzipiell 

drei Wege möglich: 

– Mit so genannten „accounting-Ansätzen“ wird versucht, das BIP um Komponenten zu erweitern, 

die nachhaltigkeitsrelevante Faktoren in einem monetären Gesamtindex abbilden. 

– „Composite Indicators“ versuchen, auf Nachhaltigkeit bezogene Indikatoren unterschiedlicher 

Dimensionen durch Normierungs-, Gewichtungs- und Aggregationsverfahren in ein Maß zusam-

menzurechnen. 

– Schließlich können Indikatorensysteme verschiedene Teilaspekte der Nachhaltigkeit durch Einzel-

indikatoren erfassen, die dann zunächst unverbunden nebeneinander stehen. Systeme dieser Art 

können eine sehr verschieden große Anzahl von Indikatoren enthalten. 

 

Accounting-Ansätze 

Bei den Accounting-Ansätzen werden Rechnungen in Form einer an die Volkswirtschaftliche Gesamt-

rechnung angelehnten Form der Buchführung durchgeführt, wobei die Berechnungen der Einzelva-

riable von vornherein in einer einheitlichen Dimension durchgeführt werden. Zwei Beispiele sollen 

hier genannt werden: 

– der Nationale Wohlfahrtsindex (NWI)13, der als Weiterentwicklung von Vorläufern wie dem Index 

of Sustainable Economic Welfare (ISEW) und dem Genuine Progress Indicator (GPI) angesehen 

werden kann und als monetärer Wert wie das BIP ausgewiesen wird und 

– der ökologische Fußabdruck (Ecological Footprint, EF)14, bei dem die Zusammenrechnung von 

unterschiedlichen Variablen über die Umrechnung in „Hektar Land“ erfolgt. 

 

Accounting-Ansätze müssen zwei für sie typische Problemkonstellationen bewältigen. Erstens: Es ist 

nicht von vornherein durch einen etablierten wissenschaftlichen Konsens vorgegeben, welche Va-

riablen in den Gesamtindex eingehen; auch dies ist nur in einer Mischung aus normativen und sachli-

chen Überlegungen zu begründen. Zum Beispiel muss beim NWI festgelegt werden, welche negativen 

externen Effekte im sozialen und im ökologischen Bereich berücksichtigt werden sollen. Zweitens 

ergeben sich bei den Accounting Ansätzen immer wieder Bewertungsprobleme, die mehr oder min-

der schwer zu lösen sind: Was kann als durchschnittlicher Schadenskostenansatz für die Emission 

einer Tonne Kohlendioxid beim NWI zugrunde gelegt werden, oder wie kann der Verbrauch nicht 

erneuerbarer energetischer Ressourcen in sogenanntes „Energieland“ umgerechnet und dann in den 

EF eingehen? 

 



RICHTUNG NACHHALTIGKEIT 
 

 
9 

Sicher bieten Accounting-Ansätze die Möglichkeit, da sie ihr Ergebnis in eine Zahl konzentrieren, dem 

Leitindikator BIP strukturell ähnlich zu begegnen: die Zeitreihen – BIP, NWI, EF – können leicht mitei-

nander verglichen werden, abweichende Entwicklungen zeigen, dass die Realität auf sehr unter-

schiedliche Weise interpretiert werden kann. Aber die einzelnen Phänomene geraten auch hier leicht 

aus dem Blickfeld. 

 

Composite Indicators 

Der zweite mögliche Weg, einen Kontrapunkt zum BIP zu setzen und Einzelinformationen in einen 

zentralen Index zusammenzufassen, besteht im Versuch, einen zusammengesetzten Index zu entwi-

ckeln, der Indikatoren verschiedener Dimensionen in eine Maßzahl aggregiert. Auch hier sollen zwei 

unterschiedliche Ansätze erwähnt werden, die wiederum als Repräsentanten unterschiedlicher 

Grundtypen dieses Verfahrens angesehen werden können: 

– der Human Development Index (HDI)15 und  

– der Happy Planet Index 2.016. 

Die Ansätze unterscheiden sich vor allem auch durch den Typus der Variablen, die in den jeweiligen 

CompositeIndicator eingehen. 

 

Zwei Probleme sind allen Composite Indicators zu eigen: Erstens kann die Normierung der unter-

schiedlichen Dimensionen – beim HDI etwa Lebenserwartung, ein kombinierter Bildungsindex und 

Bruttonationaleinkommen – über die Entfernung der Ist-Werte von Zielwerten, über ein relatives 

Ranking oder über andere, kombinierte Verfahren erfolgen. Zweitens muss festgelegt werden, ob die 

einzelnen, in den composite indicator eingehenden Variablen in ihrer Bedeutung unterschiedlich 

gewichtet werden. Beide Probleme erfordern methodologische Festlegungen, für die es keine wis-

senschaftliche Standardisierung gibt, sondern die jeweils in einer Mischung aus normativen und ethi-

schen Grundsatzentscheidungen und sachlichen Plausibilitätsüberlegungen festgesetzt werden müs-

sen; das macht Indikatoren angreifbar. Dennoch können Indices dieser Art eine hohe öffentliche und 

politische Aufmerksamkeit erreichen; die beiden genannten Indices sind gute Beispiele dafür. 

 

Indikatorensysteme 

Der dritte Weg besteht darin, Indikatorensysteme zu konzipieren und den „Abnehmern“ zuzumuten, 

die Einzelinformationen, die ein solches System bietet, zur Kenntnis zu nehmen. Ein Vergleich von 

Indikatorensystemen mit unterschiedlich vielen Indikatoren zeigt die grundsätzlichen Dilemmata 

dieser Art der Nachhaltigkeitsberichterstattung: Je sorgfältiger die Komplexität der Sachverhalte in 
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das jeweilige Indikatorensystem Eingang finden soll, desto umfangreicher – und dabei unübersichtli-

cher – wird es. Je mehr Indikatoren ein System enthält, desto sperriger wird es nicht nur in der Dar-

stellung, sondern es entzieht sich auch in der Regel einer einfachen Interpretation der Ergebnisse, 

wenn man etwa Zeitreihen der letzten Jahre oder Jahrzehnte gegenüberstellt und dann womöglich 

widersprüchliche Verläufe im Vergleich der jeweiligen Qualitäts- oder Handlungsziele ausmacht. 

Fachlich höchst anspruchsvolle Indikatorensysteme zur Nachhaltigkeitsberichterstattung mit über 

100 und bis zu 300 Einzelindikatoren aus der „ersten Generation“ der Indikatorensysteme nach der 

UNCED 1992 wurden durchgehend als nicht handhabbar verworfen, teilweise allerdings erst nach 

Jahren der Diskussion. In der Regel umfassen Indikatorensysteme, die den Anspruch haben, die ver-

schiedenen Dimensionen nachhaltiger Entwicklung einigermaßen vollständig abzubilden, in der Regel 

zwischen 30 und 75 Indikatoren: das Indikatorensystem des Fortschrittsberichts zur bundesdeut-

schen Nachhaltigkeitsstrategie ist damit eher an der unteren, das in dieser Publikation vorgestellte 

Indikatorensystem eher an der oberen Grenze. 

 

Ein „Gegenkonzept“ zu eher komplexen Indikatorensystemen repräsentiert der Ansatz des „Wohl-

standsquartetts“ von Meinhard Miegel mit lediglich vier Einzelindikatoren.17 Die bewusste Begren-

zung auf eine so geringe Zahl von Indikatoren soll die Interpretationsfähigkeit und die Vermittelbar-

keit des Ansatzes in Politik und Öffentlichkeit erhöhen. Allerdings besteht auch hier wieder das Prob-

lem, dass diese Beschränkung dazu führt, dass wesentliche Teilaspekte in die Berichterstattung kei-

nen Eingang finden; so ist das vorgestellte System „blind“, was Veränderungen der Biodiversität, der 

Luftqualität und anderer wesentlicher Dimensionen der Nachhaltigkeit betrifft. 
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WELCHE ANSÄTZE SIND GEEIGNET? KRITERIEN UND GRUNDLAGEN 

 

Gesamtrechnungssysteme als Basis für Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Ein erstes Fazit ist möglich: Die vorhandenen alternativen Berichterstattungssysteme können in ver-

schiedene Grundtypen eingeteilt werden, die wiederum unterschiedliche Problemkonstellationen 

methodischer Art in sich tragen. Nach Jahrzehnten, in denen dem Thema lediglich eine Randexistenz 

in wissenschaftlichen Zirkeln beschieden war, hat sich erst in den letzten Jahren ein breiteres Interes-

se in Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit entfaltet. Dadurch wurde deutlich, dass eine Festlegung 

auf eine bestimmte Alternative gleichzeitig auch eine dementsprechende Art der Deutungshoheit 

über die Interpretation von Nachhaltigkeit etablieren wird – nicht zuletzt hat die Verbreitung dieser 

Erkenntnis dann wieder auch zu einer außerordentlichen Belebung der „wissenschaftlichen Revoluti-

on“ in Form des Entstehens zahlreicher neuer Ansätze geführt. Ob es schnell gelingen kann, diese 

Ausdifferenzierung der alternativen Ansätze auf eine oder wenige im Konsens etablierte Alternativen 

zurückzuführen, erscheint derzeit noch ungewiss. 

 

Kriterien für Indikatoren und Indikatorensysteme 

Die Auswahl von Indikatoren gestaltet sich nun, wie gezeigt wurde, in verschiedener Hinsicht als wis-

senschaftlich angeleiteter, pragmatischer Kompromiss, und zwar nicht nur im Blick auf strategische 

Überlegungen zur Quantifizierung von Zielen oder nur zur Benennung von wünschenswerten Ent-

wicklungsrichtungen. Folgende Punkte bieten sich an:18 

– Indikatoren müssen wissenschaftlich aussagefähig, jedoch so auf die Entwicklung der Gesellschaft 

orientiert sein, dass sie als Grundlage für politische Entscheidungen verwendet werden können. 

– Des Weiteren müssen Indikatoren die zugrundeliegenden Messwerte oder auf andere Weise 

gewonnene Informationen so verdichten, dass sie weder durch übergroße Abstraktion aussagelos 

werden, noch – das andere Extrem – zu viele Einzeldaten unverbunden nebeneinander stehen. 

– Indikatoren müssen messbar sein, wobei „messbar“ in einem weiten Sinne zu verstehen ist. Es 

kann sich um einzelne statistische Angaben handeln, um Zahlenwerte, die aus statistischen An-

gaben berechenbar sind, ebenso wie um Werte chemischer Analysen oder physikalischer Mes-

sungen von Umweltmedien. In Frage kommen aber auch weniger genau quantifizierbare Daten 

wie die Farbe von Blättern, die Form einer Baumkrone, der Geruch eines Gewässers: Daten, die 

zwar im Prinzip auf physikalisch-chemische Messwerte reduzierbar wären, bei denen diese Art 

der Objektivierung in der Regel aber nicht erfolgt.19 
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– Indikatoren müssen trennscharf sein. Das bedeutet, dass der jeweilige Wert eines Indikators eine 

Aussage darüber erlauben muss, ob die bezeichnete Eigenschaft des betrachteten Systems im 

"guten" oder im "schlechten" Bereich liegt – sofern es möglich ist, über die Zielgröße überhaupt 

einen gesellschaftlichen Konsens zu finden. 

– Schließlich ist es nützlich, wenn Indikatoren Vergleiche zwischen verschiedenen Regionen erlau-

ben – Kommunen, Landkreisen, Bundesländern, Staaten oder anderen relevanten geographisch 

eingrenzbaren Gebieten, zum Beispiel Wassereinzugsgebieten oder, bei Waldschäden, ähnlichen 

Wuchsgebieten. Das setzt insbesondere voraus, dass die zugrundeliegenden statistischen Anga-

ben oder Messgrößen auch in anderen Regionen mit der gleichen oder einer vergleichbaren Me-

thode ermittelt werden können. 

– Hilfreich ist es immer, wenn Indikatoren ohne großen Aufwand ermittelt werden können und 

wenn sie leicht verständlich sind. Bei Änderungen des Systemzustands muss sich mindestens ein 

Indikatorwert ändern, und der neue Wert sollte schnell verfügbar sein.20 

 

Albert Adriaanse stellte drei Kriterien für erfolgreiche Indikatorensysteme auf:21 

– „Simplification“: Die Indikatoren müssen Entwicklungen wahrnehmbar machen, die ansonsten 

nicht oder zumindest nicht auf direkte Weise wahrgenommen werden könnten; 

– „Quantification“: Die Entwicklungen müssen auf eine aussagekräftige Weise in eine Maßzahl 

transformiert werden können; 

–  „Communication“: Die Indikatoren müssen handlungsanleitend wirken, zumindest aber in öf-

fentlichen Diskussionen Eingang finden können. 

 

Victor Anderson hat vorgeschlagen, Indikatoren so zu konstruieren, dass drei Informationen abgeru-

fen werden können:22 

– möglichst lange Zeitreihen zur Entwicklung des Indikators; 

– das jeweilige „sustainability level“ des mit dem Indikator angesprochenen Problems in dem damit 

analysierten Umweltraum; 

– „targets“, das heißt für unterschiedliche Zeiträume festgelegte politische Zielsetzungen für die 

einzelnen Indikatoren in Richtung auf das jeweilige "sustainability level". 

 

Nicht zuletzt muss auch der Kostenfaktor berücksichtigt werden, der O'Connor zu der Forderung 

nach „optimally inaccurate indicators“ geführt hat. Da Datenerhebung und -aufbereitung kostenin-

tensive und zeitraubende Arbeiten sind, sollten neue Daten beziehungsweise Indikatoren nur dann 

gefordert werden, wenn eine Kosten-Nutzen-Analyse einen klaren Hinweis gibt, dass die Fakten-

grundlage für den politischen Entscheidungsprozess noch mangelhaft ist.23 "Übergenaue" Informati-
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onssysteme bergen die Gefahr, als Alibi für politisches Nicht-Handeln missbraucht zu werden. Auf ein 

Kriterium kann jedoch natürlich nicht verzichtet werden: Auch der optimal ungenaue Indikator sollte 

korrekte und möglichst zeitgenaue Signale an das politische System liefern. 

 

Erreichbares und Unerreichbares in der Statistik 

Vor über zehn Jahren hat Carsten Stahmer in einem Beitrag für das 2. Weimarer Kolloquium der Ver-

einigung für Ökologische Ökonomie unter dem leicht melancholisch-resignativen Titel „Verwehte 

Engel“ ein kritisches Resümee über den Aufbau eines Berichtssystems gegeben, das auf dem Weg zu 

einer nachhaltigen Gesellschaft hilfreich sein könnte.24Stahmer schlägt – als Minimum! – den Aufbau 

von neuen Gesamtrechnungssystemen vor, außerdem die kontinuierliche Pflege von Zukunftsszena-

rien mit Modellrechnungen, die Aussagen über zukünftige Entwicklungen auf dem Weg zu einer 

nachhaltigeren Gesellschaft ermöglichen sollen, sowie zusätzlich Indikatorensysteme, die differen-

ziert den Abstand der beobachteten beziehungsweise prognostizierten Entwicklung zu dem er-

wünschten nachhaltigen Zustand aufzeigen sollen.25 In Fortführung dieser Ansätze hat Stahmer eine 

Ergänzung der monetären Input-Output-Tabellen durch physische Input-Output-Tabellen und durch 

Input-Output-Tabellen der Zeitverwendung angeregt. Dieses Gesamtsystem wurde bislang ebenso 

wenig in der kontinuierlichen amtlichen Statistik umgesetzt wie die umfassenden Berichtssysteme 

von Anthony Friend und David Rapport26 oder das System of Social and Demographic Statistics (SSDS) 

von Richard Stone.27 Für eine derart umfassende Reform der statistischen Berichtssysteme scheint 

noch immer in Wissenschaft und Politik die Kraft zu fehlen. 

 

Denkbar wäre in den nächsten Monaten und Jahren dagegen durchaus, dass einzelne Bausteine al-

ternativer Berichterstattungssysteme und Messverfahren kontinuierlich gepflegt und ausgebaut 

werden. Wie dieser Weg in nächster Zeit Erfolgversprechend beschritten werden kann, muss intensiv 

diskutiert werden.  

(1) Alternative Berichterstattungssysteme haben nur dann eine Chance, sich zu etablieren, wenn sie 

kontinuierlich gepflegt werden. Dazu gehören die periodische Veröffentlichung aktueller Ergeb-

nisse und längerer Zeitreihen und möglichst auch die Erarbeitung internationaler Vergleichsstu-

dien.  

(2) Indikatorensysteme bilden die Basis zusammenfassender Indices. Auch bei einer Konzentration 

auf Composite Indicators oder auf Accounting Ansätze sollten die grundlegenden Indikatoren 

beziehungsweise Variablen immer mit veröffentlicht werden. 

(3) Eine diffizile Aufgabe der nächsten Jahre liegt darin, den „optimalen Zeitpunkt“ für eine Stan-

dardisierung alternativer Ansätze zu finden, mit anderen Worten: den richtigen Zeitpunkt zu 
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treffen, zu dem die Entscheidung für ein – oder mehrere – alternative Messverfahren getroffen 

werden sollte – was deren anschließende Etablierung in der amtlichen Statistik nach sich ziehen 

sollte. 

(4) Wenn es zutrifft, dass Monitoringsysteme und Messverfahren bis zu einem gewissen Grad die 

Wahrnehmung der Wirklichkeit und damit eine bestimmte Deutung von Entwicklungen präfor-

mieren, ist die Entscheidung für oder gegen bestimmte Systeme oder Verfahren auch eine Frage 

der politischen Ethik. Den Statistikern ist damit die zusätzliche Bürde auferlegt, Möglichkeiten 

und Grenzen der Interpretation der von ihnen vorgeschlagenen Verfahren den „Laien“ sehr 

deutlich vor Augen zu führen. Eine Bedingung der Möglichkeit einer angemessenen Information 

von Politik und Öffentlichkeit ist eben auch die Vermittlung des Wissens um deren Begren-

zung.28 
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DAS INDIKATORENSYSTEM DER FEST 

 

Warum noch ein Indikatorensystem? 

In den Veröffentlichungen aus den Jahren 2004 und 2008 sind wir ausführlich auf das Indikatorensys-

tem zur Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesrepublik Deutschland eingegangen und haben unsere 

Kritik und Verbesserungsvorschläge im Einzelnen dargestellt.29Die Indikatoren der Nachhaltigkeits-

strategie wurden kontinuierlich weiter entwickelt, und auch im Entwurf zum Fortschrittsbericht 2012 

werden Neuerungen und der Stand der Prüfungen zu künftigen Verbesserungsvorschlägen darges-

tellt.30 Im Einzelnen möchten wir die zuletzt 2008 geäußerte Kritik hier nicht ein weiteres Mal wie-

derholen; dennoch sind wir der Ansicht, dass unser hier vorgelegtes alternatives Indikatorensystem 

nicht obsolet geworden ist. Die Zahl der Indikatoren erscheint uns auch im Indikatorenbericht 2012 

noch zu niedrig, um ein Bild der nachhaltigen Entwicklung in der erforderlichen Differenziertheit 

zeichnen zu können. Wesentliche einzelne inhaltliche Kritikpunkt bleiben auch weiterhin bestehen: 

vor allem die Identifikation von wirtschaftlichem Wohlstand mit der Kenngröße „BIP je Einwohner“31 

und der Verwendung des BIP in weiteren Indikatoren als Bezugsgröße32 oder, um ein Beispiel eines 

einzelnen Indikators zu nennen, die Repräsentation der Kriminalität allein durch die Zahl der erfass-

ten Fälle von Wohnungseinbruchsdiebstahl.33 Daher erneuern wir unseren Vorschlag, das Indikato-

rensystem zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie entsprechend zu verändern, um dem Anspruch, 

der auch politisch mit einem derartigen Messsystem verbunden werden muss, gerecht zu werden. 

 

Die Konstruktion des Indikatorensystems der FEST 

Das nachstehend beschriebene Indikatorensystem wurde anhand folgender Kriterien konzipiert: 

(1) Um den vielfältigen Problemen, die mit dem Begriff der Nachhaltigkeit verbunden sind, gerecht 

werden zu können, halten wir eine deutlich höhere Zahl von Indikatoren als in der nationalen 

Nachhaltigkeitsstrategie für notwendig. 

(2) Wir schlagen vor, die Indikatoren nach den Dimensionen „Ökonomie“, „Ökologie“, „Soziales“ 

und „Partizipation“ zu gruppieren; innerhalb dieser Dimensionen der Nachhaltigkeit sind die In-

dikatoren nach Themenbereichen geordnet, für die jeweils Ziele festgelegt werden können.  

(3) Jede Dimension wird in eine gleich große Anzahl von Teilzielen untergliedert; insgesamt werden 

vier mal acht Teilziele der Nachhaltigkeit benannt. Jedes Teilziel wird mit jeweils zwei Indikato-

ren abgebildet. 

(4) Bei den Indikatorenvorschlägen greifen wir so weit wie möglich auf etablierte nationale und 

internationale Vorarbeiten zurück, da hier der Nachweis erbracht wurde, dass diese Indikatoren 
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fachlich fundiert sind und sich auch für Deutschland statistisch realisieren lassen. Im Einzelnen 

sind dies: 

– für den Bereich Ökologie: die Umweltindikatoren des Landes Baden-Württemberg, die wie-

derum in engem Austausch mit den Diskussionen in der „Länderinitiative Kernindikatoren“ 

den Umweltämtern und Landesanstalten für Umweltschutz der Bundesländer und des 

Bund-Länder-Arbeitskreises Nachhaltige Entwicklung konzipiert wurden;34 

– für den Bereich Ökonomie: das Referenzsystem ökonomischer Indikatoren der OECD;35 

– für die Bereiche Soziales und Partizipation den indikatorengestützten Bericht zur sozialen 

Lage in Europa von Eurostat.36 

Die Indikatoren, die auf diesen Quellen aufbauen, sind entsprechend gekennzeichnet. 

 

Im folgenden Abschnitt wird zunächst das vorgeschlagene Indikatorensystem aufgeführt. Danach 

finden sich – nach einer technischen Vorbemerkung zur Darstellungsform – die einzelnen „Indikato-

renblätter“ zu den 64 Indikatoren des Systems. Nach den Indikatorenblättern folgt eine kurze Über-

sicht über die Bewertung der Indikatoren, auch im Vergleich zur Bewertung der Indikatoren der na-

tionalen Nachhaltigkeitsstrategie. 

 

In der Übersicht der Indikatoren und Teilziele am Anfang jedes Bereiches sind die Indikatoren kursiv 

hervorgehoben, die wir im Vergleich zu 2008 verändert haben. Der Hauptteil der Studie – die Indika-

torenblätter 1 bis 64 – enthalten die nun jeweils aktualisierten Zeitreihen, Interpretationen und Be-

wertungsübersichten sowie – erstmalig – Empfehlungen zu Maßnahmen und politischen Instrumen-

ten, die zu einer Verbesserung der Indikatoren führen sollten.  

 

Zum Aufbau der Indikatorenblätter 

Auf den folgenden Seiten finden sich die genauen Darstellungen der einzelnen, in den vorangegan-

genen Listen aufgeführten Indikatoren. Die Blätter enthalten jeweils: 

– eine Zuordnung des Indikators zu einem Teilziel der Nachhaltigkeit, das mit Hilfe dieses Indikators 

repräsentiert werden soll; 

– eine genaue Benennung und eine Definition des Indikators; 

– Exakte Angaben zur Quelle der Daten oder, sofern diese noch nicht zu ermitteln waren, zur Da-

tenlage beziehungsweise zur Problematik der Datenerhebung; 

– sofern Daten vorhanden, ein Diagramm der jeweiligen Entwicklung der Zeitreihe in der Bundes-

republik mit einem kurzen Text zur Erläuterung; 

– eine mögliche Zielsetzung für den jeweiligen Indikator sowie 
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– ein Diskussionsangebot mit Empfehlungen zu Maßnahmen und politischen Instrumenten, die zu 

einer Verbesserung des Indikators führen sollten. 

– Schließlich erfolgt eine grobe Klassifizierung zur Bewertung des Zustandes und zur Entwicklung 

des jeweiligen Indikators, die wir ausdrücklich ebenfalls nicht als abschließendes Urteil, sondern 

als Diskussionsangebot verstanden wissen wollen. 

– eine „Ampel“, die die Bewertung des Zustandes visuell symbolisieren soll. Dabei wird der aktuelle 

Wert des Indikators mit einer Situation verglichen wird, die als nachhaltig bezeichnet werden 

könnte: 

 :  Zustand ist definitiv nicht nachhaltig; 

 :  die Bewertung ist unsicher; 

 :  der Zustand ist im Großen und Ganzen zufriedenstellend oder gut. 

– ein „Pfeil“, der grob die Entwicklung des Indikators in den letzten Jahren in Bezug auf das Ziel der 

Nachhaltigkeit einschätzt: 

 :  die Situation hat sich verschlechtert; 

 :  die Situation hat sich nicht oder nur kaum verändert; 

 :  Die Situation hat sich verbessert; 

 : ein Kreis steht für eine uneinheitliche Entwicklung, bei der kein Trend festgestellt 

werden kann. 
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ÜBERSICHT DER INDIKATOREN 
 

TEILZIEL DER NACHHALTIGKEIT INDIKATOR 

A1 Geringe Abfallmengen 

1 Siedlungsabfälle in kg pro Einwohner und Jahr 

2 
Wiedergewonnene Wertstoffe in Prozent der Sied-
lungsabfälle 

A2 
Möglichst niedrige  
Luftverschmutzung 

3 Luftqualitätsindex 

4 
Zahl der Tage, an denen der Schwellenwert für Ozon 
von 120 µg/Kubikmeter Luft als 8-Stunden-
Mittelwert überschritten wurde 

A3 
Schonender Umgang mit nicht 
erneuerbaren Ressourcen 

5 
Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Prozent 
der Gesamtfläche 

6 Rohstoffproduktivität 

A4 
Schonender Umgang mit  
erneuerbaren Ressourcen 

7 
Häufigkeitsverteilung deutscher Messstellen (EUA-
Messnetz) gemäß der Durchschnitte der erfassten 
Nitratwerte 

8 
Anteil der zertifizierten forstwirtschaftlichen Flä-
chen an den forstwirtschaftlich genutzten Flächen 
insgesamt 

A5 Niedriger Energie-Einsatz 

9 
Kohlendioxid-Emissionen in t pro Einwohner und 
Jahr 

10 Primärenergieverbrauch in Petajoule 

A6 
Umwelt- und sozialverträgli-
che Mobilität 

11 Anzahl der Pkw pro 1.000 Einwohner 

12 
Güterverkehrsleistung in Mrd. Tonnenkilometern 
und Anteil der auf Schiene und Schiff entfallenden 
Tonnenkilometer 

A7 
Erhaltung der Ökosysteme und 
Artenvielfalt 

13 
Anteil der streng geschützten Gebiete des Natur-
schutzes an der Gesamtfläche 

14 Artenvielfalt und Landschaftsqualität 

A8 Geringe Lärmbelastung 

15 
Anteil der Bevölkerung, der angibt, von Lärm stark 
belästigt zu werden 

16 
Ausgaben des Produzierenden Gewerbes, des Staa-
tes und der privatisierten öffentlichen Unterneh-
men für Lärmbekämpfung 

 
* KURSIVE SCHREIBWEISE, WENN DER INDIKATOR IM VERGLEICH ZUM LETZTEN INDIKATORENBERICHT VERÄNDERT WURDE. 
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Siedlungsabfälle in kg je Einwohner und Jahr

 DEFINITION 
Zu den Siedlungsabfällen gehören Haus- und Sperrmüll, 
einschließlich hausmüllähnliche Gewerbeabfälle, ferner 
Grün- und Bio-Abfälle, Wertstoffe aus kommunalen 
Wertstoffsammlungen sowie Fäkalien, Rückstände aus 
der Kanalisation, Wasserreinigungsschlämme aus öf-
fentlichen Anlagen und kommunale Klärschlämme. 
Produktionsabfälle und Sondermüll zählen ebenso we-
nig zu den Siedlungsabfällen wie Bodenaushub, Bau-
schutt oder Straßenaufbruch. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch (fort-
laufend): Tab. 12.5. bzw. 12.6 (Abfallbilanz); Eurostat, 
Code:TSIEN120 
 
 ENTWICKLUNG 
Bis 1998 lag die Menge der Siedlungsabfälle pro Ein-
wohner zwischen 541,4 kg und 555,7 kg. Dann stieg sie 
deutlich an und erreichte 2002 mit 608,9 kg den größ-
ten Wert im betrachteten Zeitraum. In den letzten Jah-
ren waren kaum Bewegungen zu erkennen, und das 
Müllaufkommen hält sich bei knapp 600 kg/Einwohner.  
Innerhalb der EU 27 landet Deutschland im Schnitt der 
letzten vier Jahre auf Platz 8 in der Müllproduktion. 
Dänemark, bei dem das Müllaufkommen seit 1995 um 
45% gestiegen ist, ist mit 822 kg/Kopf (2009) europä- 
 

ischer Spitzenreiter in der Müllproduktion. „Positive 
Schlusslichter“ sind vor allem osteuropäische Länder 
wie Polen, Slowakei und Tschechien, die weniger als 
350 kg Müllaufkommen pro Kopf und Jahr ausweisen. 
In der 1960er Jahren betrug das Müllaufkommen in 
Deutschland pro Kopf ein Viertel des heutigen Wertes. 
 
 ZIELSETZUNG 
Ein wissenschaftlicher Grenzwert, wie viel Abfall eine 
Gesellschaft erzeugen sollte, kann es naturgemäß nicht 
geben, ein gesellschaftlicher Konsens zu einem mögli-
chen Zielwert existiert bislang nicht. Als ethische Norm 
kann man das Gebot ableiten, so wenig Abfall wie nur 
möglich zu erzeugen. Der Vergleich mit unserer Gesell-
schaft vor fünfzig Jahren zeigt, dass eine Verringerung 
mindestens um den Faktor 2 angestrebt werden sollte. 
Generell gilt die Zielhierarchie: Abfall vermeiden – Ab-
fall wiederverwerten – Abfall thermisch nutzen – Abfall 
sicher deponieren. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die grundlegenden Entscheidungen fallen mit Blick auf 
die Abfallvermeidung schon bei der Produktion der 
Güter. In diesem Sinne beginnt eine sinnvolle Abfall-
vermeidung bereits bei der Konstruktion, dem Design 
und der Herstellung von Gütern. Viele Produkte haben 
eine wesentlich geringere „Lebenserwartung“ als es 
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möglich wäre. 
Abfallvermeidung lässt sich auf verschiedene Weise, 
quantitativ und qualitativ, und auf unterschiedlichen 
Ebenen organisieren: dem Staat, Entsorgungsträgern, 
der Wirtschaft, der Forschung und nicht zuletzt den 
privaten Haushalte kommen hier entscheidende Rollen 
zu. 
Qualitativ Müll vermeiden bedeutet, in der Produktion 
möglichst einfache Stoffkreisläufe und möglichst wenig 
oder keine schädlichen Stoffe zu verwenden. Außer-
dem geht es darum, dass die Produkte vielfach, für 
mehrere Personen oder für mehrere Zwecke verwen-
det werden können: Ein Car-Sharing-Auto wäre ein 
Beispiel hierfür. Zur quantitativen Abfallvermeidung 
siehe auch Indikator 2. 
Mit Steuern und Abgaben können Anreize geschaffen 
 

werden, abfallärmere Güter herzustellen und Müll zu 
vermeiden. Öffentlich-rechtliche Versorgungsträger 
sollten sich um eine starke Aufklärungs- und Öffent-
lichkeitsarbeit zum Thema Abfallvermeidung bemühen. 
Forschung und Wirtschaft werden angehalten, bessere, 
langlebigere, wieder verwertbare und energieärmere 
Produkte und Herstellungsverfahren zu entwickeln und 
zu etablieren. Durch ihre Konsumentscheidungen kön-
nen die privaten Haushalte Hersteller zu ökologische-
ren und abfallärmeren Produktionsprozessen bewegen, 
aber auch die Industrie untereinander nimmt durch 
Vorgaben Einfluss auf die ökologische Gestaltung von 
Produkten und Produktionsprozessen. 
 
Weitere Informationen: 
http://www.abfallberatung.de 
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Wieder gewonnene Wertstoffe in Prozent der Siedlungsabfälle

 DEFINITION 
Wiedergewonnene Wertstoffe sind kompostierbare 
Abfälle und das Sammelgut aus Getrenntsammlungen 
(Glas, Papier, Kunststoffe und Elektronikteile). Sperr-
müll zählt nicht dazu, weil er zum Teil nicht wieder 
verwertet sondern auch deponiert oder verbrannt 
wird. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch (fort-
laufend): Tab. 12.5. bzw. 12.6 (Abfallbilanz); (Die Daten 
für 1998 waren nicht für alle Bundesländer verfügbar) 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Quote der wiedergewonnenen Wertstoffe stieg 
stetig: 1999 betrug sie 30,8%, 2001 erreichte sie einen 
Wert von 34,7%. Der Sprung ab 2002 auf Werte konti-
nuierlich über 50% ist wenigstens zum Teil auf eine 
Veränderung der statistischen Erfassung zurückzufüh-
ren; nun werden zum Beispiel Garten- und Parkabfälle, 
soweit biologisch abbaubar, mitgerechnet.  
Laut Eurostat, die vermutlich etwas andere Berechnun-
gen anstellen, wurden 2009 in der EU 27 die kommuna-
len Abfälle zu 38% deponiert, zu 20% verbrannt, zu 24% 
recycelt und zu 18% kompostiert. In diesem EU-
Vergleich kann man Deutschland in seinem Recycling-
verhalten durchaus als Vorbild betrachten. Während 

       
 
 

fälle deponieren (Bulgarien, Rumänien, Malta, Lettland, 
Litauen), andere Länder die Verbrennung, die ökolo-
gisch durchaus bedenklich ist, verstärkt durchführen 
(Schweden und Dänemark nahezu 50% und die BeNe-
Lux-Staaten zwischen 35 und 40%), ist Deutschland im 
Recycling mit 48% an der Spitze. Wenn man die reine 
Kompostierbarkeit betrachtet, sind Österreich (40%), 
Italien (32%) und einige andere Länder allerdings weit 
vor Deutschland (17%). 
 
 ZIELSETZUNG 
Recycling ist nach der Abfallvermeidung erst die zweite 
Wahl. Allerdings rechtfertigen die Anforderungen des 
heutigen Kreislaufwirtschaftsgesetzes das Ziel, den 
Anteil der im Kreislauf geführten Ressourcen weiter 
drastisch zu erhöhen: Bis 2020 sollte die stoffliche Ver-
wertung der dann noch vorhandenen Rest-Abfallmenge 
auf über 80% steigen. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Unter quantitativer Abfallvermeidung wird verstanden, 
für die Produktion möglichst wenig Material zu ver-
wenden und die Produkte so herzustellen, dass sie gut 
recycelbar, wieder verwertbar oder wieder verwendbar 
sind. Dies schließt Eigenschaften wie gute Reparaturfä-
higkeit, Demontagefreundlichkeit, Lebensdauererhö-
hung etc. ein. 
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Was den Materialverbrauch der Haushalte angeht, lässt 
sich zunächst einmal über die Verpackung viel errei-
chen. Auch hier ist zunächst Vermeidung generell das 
Ziel. Daneben gibt es viel versprechende Substitute, die 
näher erforscht werden müssen. Die neue Branche des 
Bio-Plastiks entwickelt Folien, Verpackungen, Plastik-
elemente aus nachwachsenden Rohstoffen, die kom-
postierbar sind. Hier müssen weitere Anstrengungen zu 
umfassenden Technologie-Folgeabschätzungen unter-
nommen werden. 
Wichtig ist dann aber vor allem, dass die Sammelsys-
teme bundesweit ausgebaut und verbessert werden. 
Dies sollte Hand in Hand mit Bemühungen gehen, die 
Bürgerinnen und Bürger mit den Anforderungen einer 
Kreislaufwirtschaft vertraut zu machen, um ihnen auf 
diese Weise den Nutzen des Getrenntsammelns von 
Abfällen so nahe zu bringen, dass die Wiederverwer-
tungsquote steigen kann.  
Der entscheidende Punkt ist aber, ob es gelingt, in der 
Kreislaufwirtschaft auch entsprechende Produkt- und 
Stoffkreisläufe aufzubauen. Die Politik kann dies durch 
 

entsprechende Forschungs- und Entwicklungsprog-
ramme unterstützen. Gefragt sind aber auch die Un-
ternehmen, die sich hier etwa durch verstärkte Koope-
ration in regionalen Stoffverwertungsnetzwerken be-
mühen können, den Anteil der Produkte aus Recyc-
lingmaterialien zu erhöhen. Besonders effizient ist Re-
cycling immer dann, wenn nicht mehr benötigte Pro-
dukte von einer anderen Person oder einem anderen 
Unternehmen weiterverwendet werden: der Aufbau 
von Second-Hand-Vermarktungsformen kann hier er-
heblich dazu beitragen. 
 
Weitere Informationen: 
http://en.european-bioplastics.org 
http://www.ask-eu.de/ 
Eurostat Pressemitteilung März 2011: Umwelt in der 
EU 27. Im Jahr 2009 wurde ein Viertel der gesamten 
behandelten kommunalen Abfälle recycelt. 
(http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_PUBLIC/8
-08032011-AP/DE/8-08032011-AP-DE.PDF)  
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Luftqualitätsindex

 DEFINITION 
Index = (1/40 * NO2 + 1/50 *SO2 + 1/40 *PM10)/3 – Der 
Index wurde Ende der 1990er Jahre vom Niedersächsi-
schen Landesamt für Ökologie entwickelt und für Nie-
dersachsen berechnet. Dabei sind jeweils die Zahlen-
werte der Jahresmittelwerte für die gemessenen 
Schadstoffe einzusetzen. Leider konnte bislang in Fach-
kreisen – etwa dem Bund-Länder-Arbeitskreis Nachhal-
tige Entwicklung – keine Einigkeit über eine Formel zur 
Berechnung eines Luftqualitätsindex gefunden werden; 
verschiedene Varianten stehen noch zur Diskussion. 
Alternativ zum Index könnten auch die Einzelreihen der 
gemessenen Schadstoffe betrachtet werden. Wir ver-
wenden zur Berechnung des Index für die BRD die 
Emissionswerte für NO2, SO2 und Staub insgesamt. 
 
Datenquellen: 
http://www.umweltbundesamt.de/emissionen/publikat
ionen.htm; Umweltbundesamt: Nationale Trendtabel-
len für die deutsche Berichterstattung atmosphärischer 
Emissionen 1990 – 2008 
 
 ENTWICKLUNG 
Zwischen 1990 und 2000 sank der Index deutlich – auf 
ein Drittel des Ausgangswertes. Der Rückgang zwischen 
2000 und 2008 fiel dagegen weitaus geringer aus. Es ist 
anzunehmen, dass weitere Verbesserungen nur mit 
 
 

einem relativ hohen Aufwand zu erzielen sind. 
 
 ZIELSETZUNG 
Seit Sommer 2008 ist die Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Luftqualität und saube-
re Luft für Europa in Kraft (http://eur-lex.europa. 
eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:152:0001:0
1:DE:HTML). Die Ziele dieser Richtlinie können als ver-
bindlich angesehen werden. Hier sind Grenzwerte für 
NOx, CO, SO2, NH3 und NMVOC definiert. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Um die Luftqualität zu verbessern und zu sichern, 
braucht es nicht nur emissionsmindernde Maßnahmen, 
sondern auch eine kontinuierliche Überwachung der 
Luftqualität. 
Sinnvolle emissionsmindernde Maßnahmen können 
regional immer erst nach einer umfassenden Analyse 
der jeweiligen Verunreinigungen und ihrer Herkunft 
ergriffen werden. Quellen für Partikel können bei-
spielsweise aus Industriefeuerungen, der Landwirt-
schaft oder aus dem Verkehr stammen; Stickstoffbelas-
tungen kommen zu einem großen Teil durch den Ver-
kehr zustande.  
Mobilität und Industrie, danach Raumwärme sind die 
Hauptverantwortlichen der Luftverschmutzung. Einer-
seits können also gesetzliche Vorgaben und Auflagen 
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zur höchst zulässigen Emissionsfracht der jeweiligen 
Anlagen oder Kraftfahrzeuge beziehungsweise Abga-
ben auf Emissionen etwas bewirken. Da die Industrie 
von den Konsumenten abhängt, liegt es andererseits 
auch in der Hand des Einzelnen, durch seine Kaufent-
scheidungen und durch sein Mobilitätsverhalten die 
Höhe der Emissionen zu beeinflussen. 
Kritisch sind unter anderem nach wie vor die Fein-
staubbelastungen. Der Ausweis von Zonen in Städten, 
 

in denen Kraftfahrzeuge mit der Zeit schärfere Emissi-
onsgrenzen einhalten müssen, wird – je nach Höhe der 
gemessenen Belastungen – entsprechend den gelten-
den EU-Richtlinien weiter ausgedehnt werden müssen. 
 
Weitere Informationen:  
http://ec.europa.eu/environment/youth/air/air_poorai
r_de.html 
http://ec.europa.eu/environment/air/index_en.htm 
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Zahl der Tage, an denen der Schwellenwert für Ozon von 120 
µg/Kubikmeter Luft als 8-Stunden-Mittelwert überschritten wurde

 DEFINITION 
Die Konzentration des bodennahen Ozons wurde 2005 
in Deutschland an 310 Messstationen von Bund und 
Ländern überwacht. Der Indikator illustriert die Ent-
wicklung der deutschlandweiten Ozonüberschreitun-
gen von 120 µg/Kubikmeter als 8-Stunden-Mittelwert; 
bei dessen Überschreitung besteht ein Risiko für die 
Gesundheit besonders empfindlicher Bevölkerungs-
gruppen; deswegen sind dann unverzüglich geeignete 
Informationen erforderlich. 
(Gegenüber der letzten Ausgabe musste der Indikator 
verändert werden, da die alte Zeitreihe nicht mehr mit 
Daten gepflegt wurde.) 
 
Datenquellen: 
39. BImSchV (Verordnung über Luftqualitätsstandards 
und Emissionshöchstmengen); EG-Richtlinie 
2008/50/EG über Luftqualität und saubere Luft für Eu-
ropa vom 21. Mai 2008; Daten: Umweltbundesamt 
(Hrsg.) (2010): Ozonsituation 2010 in der Bundesrepub-
lik Deutschland. URL: http://www.env-it.de/luftdaten 
/documents.fwd?comp=O3#O3 
 
 ENTWICKLUNG 
Eine Betrachtung des Zeitraums seit 1990 zeigt, dass 
zwar die Zahl der Ozonwerte über 180 µg/Kubikmeter 
Luft im Trend abnimmt, bei den Überschreitungen des  
 

8-Stunden-Mittelwertes von 120 µg/Kubikmeter Luft 
jedoch im Grunde kein Trend festzustellen ist. Dies ist 
hauptsächlich auf die jährlich schwankenden meteoro-
logischen sommerlichen Witterungsbedingungen zu-
rückzuführen. Verglichen mit dem Jahr 1990 sind die 
Emissionen der Ozonvorläuferstoffe (Stickstoffoxide 
und flüchtige organische Verbindungen) in Deutschland 
bis heute um etwa 54% beziehungsweise 65% zurück-
gegangen. Der geringere Ausstoß von Ozonvorläufer-
substanzen führte bereits in den 1990er Jahren zu einer 
Abnahme der Ozonspitzenwerte. Im Sommer 2003 
wurde eine außergewöhnlich lang anhaltende Wetter-
situation beobachtet, welche die Ozonbildung begüns-
tigte. Der Ozonsommer 2003 ist daher hinsichtlich der 
Spitzenwerte ein Sonderfall. Da kein eindeutiger Trend 
identifiziert werden kann wird ein Punkt vergeben. 
 
 ZIELSETZUNG 
Die Überschreitung der Grenzwerte für Ozon von 120 
µg/Kubikmeter im Stundenmittel einzelner Messstellen 
sollte vermieden werden. Für 2010 legt die genannte 
39. BImSchV beziehungsweise die EG-Richtlinie über 
Luftqualität und saubere Luft für Europa einen Zielwert 
fest: 120 μg/Kubikmeter als höchster 8-Stunden-
Mittelwert während eines Tages bei 25 zugelassenen 
Überschreitungen im Kalenderjahr, gemittelt über drei 
Jahre; dieser Wert wurde mit dem Ziel festgelegt,  
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schädliche Auswirkungen auf die menschliche Gesund-
heit zu vermeiden, zu verhindern oder zu verringern. 
Das Jahr 2010 ist das erste Jahr, das zur Berechnung 
der über drei Jahre gemittelten Zahl der Überschrei-
tungstage pro Kalenderjahr herangezogen wird. Bis 
2020 soll die Überschreitung dieses Wertes komplett 
vermieden werden. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die Bundesregierung hat 2007 ihr nationales Programm 
zur Ozonminderung aus dem Jahr 2002 überprüft und 
erneut verabschiedet. Die mittel- und langfristig wirk-
samen Maßnahmen zielen auf die Senkung der Emis-
sionen von NOx und flüchtigen organischen Stoffen 
(VOC). Dies zielt insbesondere auf den Verkehr: Erleich-
terung des „frühzeitigen Marktzugangs“ von schweren 
Nutzfahrzeugen der künftigen Euro-VI-Norm, eine Stei-
gerung der emissionsabhängigen Komponente der Lkw-
Maut, finanzielle Förderung der Anschaffung emissi- 
 

onsarmer Nutzfahrzeuge. Für Pkw und leichte Nutz-
fahrzeuge geht es um die Einführung der Euro-Norm-
Stufen V und VI. 
Zusätzliche Maßnahmen zur NOx- und VOC-Minderung 
sollen bei Kraftwerken und anderen industriellen Groß-
anlagen und in den Kleinfeuerungsanlagen von Haus-
halten durch Anpassung an den Stand der Technik 
durchgeführt werden. 
Eine Hauptquelle von VOC-Emissionen sind Lösemittel; 
hier muss weiter daran gearbeitet werden, Lösemittel 
zu vermeiden, wo immer dies möglich ist. Nach wie vor 
sind Lösemittel zum Beispiel in vielen Sprays vorhan-
den. Hier können Konsumenten einen Beitrag leisten, 
indem sie beim Einkauf auf lösemittelfreie Produkte 
mit dem Blauen Engel achten (Farben, Lacke, Abbeiz-
mittel). Insbesondere durch ihr Mobilitätsverhalten 
und bei der Anschaffung von Fahrzeugen können Ein-
zelne einen großen Beitrag zur Ozonreduktion leisten. 
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 DEFINITION 
Auf der Grundlage der Flächennutzungshaupterhebun-
gen zeigt der Indikator die dort ausgewiesenen Anteile 
der Siedlungs- und Verkehrsflächen. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt (fortlaufend): Statistisches 
Jahrbuch, Tabelle Siedlungsfläche nach wirtschaftlichen 
Aktivitäten 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der 
Gesamtfläche stieg kontinuierlich an: 1993 betrug er 
11,3%, 2001 waren es 12,9%. Damit hat innerhalb die-
ses Zeitraums der Anteil der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche um 14,2% zugenommen. Der Flächenverbrauch 
liegt damit in Deutschland weit über einer langfristig 
nachhaltigen Größe.  
 
 ZIELSETZUNG 
Als politischen Konsens könnte man die Reduktion auf 
30 ha neu versiegelte Fläche pro Tag anführen, die die 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung postu-
liert – die aus ökologischer Sicht aber verschärft wer-
den müsste, nämlich auf Null Hektar Neuversiegelung 
spätestens ab 2050. 
 

 EMPFEHLUNGEN 
Höhere Förderung von Altlastensanierung statt ver-
stärkter Eigenheimzulage macht das Wohnen in Altbau-
ten beziehungsweise in Stadtzentren attraktiver. Eine 
Einbeziehung der Umweltbelastungen in die Grund-
stückspreise wäre eine sinnvolle Flächennutzungssteu-
er. Generell sind Programme zur „Innenentwicklung 
statt Außenentwicklung“ von Kommunen ein Beitrag 
zur Reduktion von Flächenverbrauch. 
Auch ließen sich EU-Agrarförderungen für Revitalisie-
rungsmaßnahmen verwenden, um einen Ausgleich zu 
Neuversiegelungen zu schaffen. Analog zur Einführung 
eines Mengenkontingents bei Emissionsrechten könnte 
man ein Mengenkontingent an versiegelter Fläche ein-
führen und ein dem Emissionshandel entsprechendes 
Handelssystem einführen. Eine Begrenzung des Fern-
straßenbaus beziehungsweise Begrenzung der Nach-
frage nach Fernstraßen, wenn über Anreizsysteme das 
Umsteigen auf Güterschienenverkehr gefördert wird 
(Abschaffung der Entfernungspauschale, Ausweitung 
entfernungsabhängiger Straßennutzungsgebühren, 
Ausbau der Bahnkapazität im Güterverkehr), wären 
weitere Maßnahmen zur Reduktion des Flächenver-
brauchs. 
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 DEFINITION 
Die Material- und Energieflussrechnungen des Statisti-
schen Bundesamtes messen die Produktivitäten als 
Quotient aus dem realen Bruttoinlandsprodukt und 
dem jeweiligen Einsatzfaktor – dabei wird bei der Rohs-
toffproduktivität die gesamte verwertete Entnahme 
abiotischer Rohstoffe und importierter abiotischer Gü-
ter betrachtet. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt (fortlaufend) Statistisches 
Jahrbuch Tabelle Einsatz von Umweltressourcen für 
wirtschaftliche Zwecke http://www.destatis.de 
/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse
/pk/2005/UGR/Rohstoffeinsatz.psml; Umweltökonomi-
sche Gesamtrechnungen der Länder: 
http://www.ugrdl.de/ae2.htm 
 
 ENTWICKLUNG 
Der gesamte reale Ertrag der wirtschaftlichen Tätigkeit 
wird hier ausschließlich auf den jeweiligen Produktions-
faktor bezogen, obwohl das Produkt nur aus dem Zu-
sammenwirken aller Produktionsfaktoren entstehen 
kann. Die Material- und Energieflüsse werden auf die 
jeweils verursachenden Produktionsbereiche nach der 
Systematik der Input-Output-Gliederung aufgeteilt; die 
Untergliederung folgt der Klassifikation nach NACE (1.  

Revision). 
Die Rohstoffproduktivität stieg innerhalb von 15 Jahren 
kontinuierlich an und lag 2005 um 33,6% höher als 
1991.  
 
 ZIELSETZUNG 
Im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie soll sich die 
Rohstoffproduktivität zwischen 1994 bis 2020 verdop-
peln. Strategische Überlegungen erklären den „Faktor 
4“, also den doppelten qualitativen Wohlstand bei hal-
biertem Ressourcenverbrauch, zur Zielsetzung, aber-
dann ist das Ziel der Nachhaltigkeit noch immer in wei-
ter Ferne. Langfristig ist hier auch der „Faktor 10“ in 
der Diskussion. Als „mittlere“ Zielsetzung wird auch 
eine Reduktion des Ressourcenverbrauchs in Deutsch-
land von derzeit ca. 60t pro Kopf im Jahr auf 20 t pro 
Kopf im Jahr 2050 diskutiert. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Zur Steigerung der Rohstoffproduktivität gibt es zahl-
reiche Instrumente (vgl. auchIndikator 1 und2).  
Ein wichtiger Ansatzpunkt ergibt sich durch das Kon-
zept der „Integrierten Produktpolitik“ (IPP). Bei dieser 
wird das Ziel verfolgt, die Umweltauswirkungen eines 
Produktes während seines gesamten Lebenszyklus 
möglichst gering zu halten. Dies umschließt den Abbau 
der Rohstoffe, die Herstellung, den Vertrieb, die Ver- 
 
 

INDIKATOR 6:  

SCHONENDER UMGANG 
MIT NICHT ERNEUERBA-
REN RESSOURCEN 
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1  Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Grünbuch zur integrierten Produktpolitik, Brüssel 2001 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

wendung und schließlich die Entsorgung.  
In dem von der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften veröffentlichten „Grünbuch zur integrierten 
Produktpolitik“ hat diese ihre Vorstellungen zu einer 
Stärkung dieses Konzeptes bereits im Jahr 2001 vorge-
legt.1 Darin werden sowohl die Anbieter als auch die 
Verbraucher und die Politik angesprochen. So muss die 
Politik die notwendigen Rahmenbedingungen setzen. 
Dies bedeutetvor allem, dass eine Integration der ex-
ternen Umweltkosten in den Produktpreis erfolgt soll-
te, zum Beispiel über eine ökologische Steuerreform. 
Dabei könnte auch die Mehrwertsteuer entsprechend 
der Umweltverträglichkeit der Produkte gespreizt wer-
den. Weitere Aufgaben der Politik bestehen darin, 
durch Kennzeichnungspflichten dem Verbraucher eine  
 
 

informierte Kaufentscheidung zu erleichternund durch 
ordnungsrechtliche Grenzwertsetzungen und -anpas-
sungen besonders umweltschädliche Produkte vom 
Markt zu verdrängen und Innovationen zu stärken. 
Auch die Produzenten sind in der Pflicht. Sie müssen 
bereits beim Design ökologische Aspekte, alsoetwa die 
Reparatur- und Recyclingfähigkeit, berücksichtigen und 
wahrheitsgemäß Informationen über die Umweltaus-
wirkungen ihrer Produkte bereitstellen. 
Natürlich kann aber kein Anbieter überleben, wenn 
seine Produkte nicht nachgefragt werden. Deswegen 
ist es letztlich der Verbraucher, unterstützt durch ver-
gleichbare und leicht zugängliche Informationen, der 
durch seine Kaufentscheidung die Weichen in Richtung 
Nachhaltigkeit stellt. 
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 DEFINITION 
Die Belastung des Grundwassers mit Nitrat wird in vier 
Klassen von < 25 mg/l  bis > 50 mg/l eingeteilt. Der 
gesetzliche Grenzwert der Trinkwasserverordnung be-
trägt 50 mg/l. Der Indikator erfasst die Häufigkeitsver-
teilung deutscher Messstellen im Messnetz der Europä-
ischen Umweltagentur (EUA) über die vier Belastungs-
klassen. 
 
Datenquellen: 
Umweltbundesamt, http://www.umweltbundesamt.de/ 
wasser/grafik/nigeha1.pdf; 
http://www.umweltbundesamt.de/wasser/themen/gru
ndwasser/nigehalt.htm 
 
 ENTWICKLUNG 
Ein Blick auf die Häufigkeitsverteilungen zeigt, dass in 
allen Zeiträumen an mehr als der Hälfte aller Messstel-
len Konzentrationen oberhalb des Trinkwassergrenz-
wertes von 50mg/l Nitrat festgestellt wurden. Auch 
wenn aktuell die Anzahl höher belasteter Messstellen 
gegenüber der Nitratbelastung vor dem ersten Akti-
onsprogramm (Überwachungszeitraum 1992 bis 1994) 
um 4,4% zurückgegangen ist, ist dies ein Hinweis auf 
anhaltende Grundwasserverunreinigungen im land-
wirtschaftlichen Einzugsbereich. Andererseits nahm die 
Anzahl der Messstellen, die Konzentrationen von weni- 
 

ger als 25 mg/l Nitrat aufweisen, kontinuierlich um 
insgesamt 4,9% zu. Die Entwicklung zeigt eine Verbes-
serung auf, liegt allerdings weit entfernt von einem 
befriedigenden Niveau. 
 
 ZIELSETZUNG 
Der Indikator steht stellvertretend für Ziele 
der Wasserreinhaltung. Hier müssen Ziele 
ausdifferenziert werden: 
 
Grundwasser; übergeordnetes Ziel: Orientierung an 
Trinkwasserqualität 
• 50 mg NO3 l/  (Nitrat) 
• Nitrogen 1 mg/ l 
• 5000 P2O µg/l (Phosphor) 
• Viele weitere Grenzwerte für Einzelstoffe 
• Reduzierung der Stickstoffeinträge durch landwirt-

schaftliche Aktivitäten. Ziel: Stickstoffüberschuss 
maximal 80 kg/ha landwirtschaftlich genutzter Flä-
che. Weitere Absenkung bis 2020. 

 
Gewässer, zum Beispiel Flussökosysteme, Seen 
• Anteil in % an einem „guten ökologischen Zustand“ 

gemäß Europäische Wasserrahmen- Richtlinie (EC/ 
2000/60). Ziel 2015; Planungseinheiten sind Was-
sereinzugsgebiete – mit vier Wasserqualitätsklas-
sen. 

INDIKATOR 7:  

SCHONENDER UMGANG 
MIT ERNEUERBAREN 
RESSOURCEN 
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 EMPFEHLUNGEN 
Zur Reduktion der Nitratbelastung im Grundwasser 
muss insbesondere die Landwirtschaft angesprochen 
werden. Aber nicht nur mit Blick auf die Verwendung 
von Düngemitteln ist die Landwirtschaft der Hauptad-
ressat; durch die Verwendung von Schädlingsbekämp-
fungsmitteln können gravierende Belastungen durch 
zahlreiche und sehr unterschiedliche einzelne Wirkstof-
fe entstehen. Hier ist die Fortsetzung des Betriebs und 
in Problemgebieten der Ausbau eines umfassenden 
Überwachungssystems erforderlich. Der Umstieg auf 
standortgerechte, ökologisch orientierte Landbaume-
thoden würde langfristig einen erheblichen Beitrag zur 
Lösung dieses Problems leisten. 
Kontaminationen des Wassers gehen jedoch nicht nur 

von der landwirtschaftlichen Nutzung, sondern auch 
von unsachgemäßer Verwendung und vor allem Ent-
sorgung chemischer Substanzen und von Altlasten aus. 
Die Klärung von Altlastenverdachtsflächen und die Sa-
nierung der Altlasten selbst sind hier dringend erfor-
derlich. 
Durch das EU-Programm „REACH“ (Registration, Eva-
luation, Authorization and Restriction of Chemicals) ist 
ein EU-weites System zur Behandlung von Chemikalien 
und zur Erfassung ihrer Umweltwirkungen entstanden, 
das weiter ausgebaut und genutzt werden sollte. 
 
Weitere Informationen: 
http://www.reach-info.de/ 
 

 

 

GERINGERER EINSATZ VON DÜNGEMITTELN 
ENTSORGUNG CHEMISCHER SUBSTANZEN BESSER REGELN 

SANIERUNG VON ALTLASTEN 
      FÖRDERUNG VON ÖKO-LANDBAU 
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 DEFINITION 
Zugrunde gelegt werden Waldflächen, die durch min-
destens eine von zwei Organisationen anerkannt wor-
den sind: „Programme for the Endorsement of Forest 
Certification Schemes“ (PEFC) und „Forest Stewardship 
Council“ (FSC). Berechnet wird der Anteil dieser Flä-
chen an der gesamten forstwirtschaftlichen Fläche. 
 
Datenquellen: 
PEFC: http://pefc.de/stand_zertifizierung/deutschland. 
phtml; http://www.fsc-deutschland.de/infocenter/inst 
and.htm, FSC certified forests (Mai 2007), Seite 17; 
http://www.fsc.org/en/whats_new/fsc_certificates 
PEFC Jahresbericht 2009 und FSC Geschäftsbericht 2009 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Zertifizierung hat eine umweltfreundliche, sozial-
förderliche und ökonomisch sinnvolle Bewirtschaftung 
von Wäldern zum Ziel. Das Zertifikat garantiert, dass 
kein Chemieeinsatz stattfindet und Holzernte nur von 
qualifiziertem Personal und unter den Richtlinien der 
Arbeitssicherheit stattfindet. Es wird auf natürliche 
Artenvielfalt in der jeweiligen Region und auf artge-
rechten Totholzbestand geachtet. Ein solcher naturnah 
bewirtschafteter Wald ist auch für den Menschen ein 
sinnvoller Erholungsraum. 2004 waren insgesamt 69%  
der forstwirtschaftlichen Flächen in Deutschland zertifi- 
 

ziert, wobei 5% ein Zertifikat von FSC und 64% ein Zer-
tifikat von PEFC bekamen. Bis 2007 hat PEFC der FSC-
Zertifizierung einen Prozentpunkt „abgenommen“. 
PEFC ist national orientiert, während FSC international 
arbeitet und seiner Zertifizierung strengere Kriterien 
zugrunde legt. Der Anteil der zertifizierten Flächen hat 
in den letzten Jahren nicht mehr zugenommen. 
 
 ZIELSETZUNG 
Zertifizierung aller forstwirtschaftlichen Flächen. Auch 
dieses Ziel steht als „Hilfsgröße“ für das Ziel eines sehr 
guten Zustandes von Wald-Ökosystemen, das gekenn-
zeichnet wäre durch: 
 
• Keine Überschreitung der Critical Loads für Vers-

auerung von Waldböden. 
• Keine Überschreitung von Critical Levels bezüglich 

Luftschadstoffen. 
• Keine Überschreitung von Critical Levels bezüglich 

Ozon. 
• Landschaftsqualität im Sinne des „Nachhaltigkeits-

indikators für die Artenvielfalt“: 100% bis 2015. 
 
 
 
 
 

INDIKATOR 8:  

SCHONENDER UMGANG 
MIT ERNEUERBAREN 
RESSOURCEN 
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 EMPFEHLUNGEN 
Maßnahmen zur Zertifizierung müssen von politischer 
Seite angestrebt und unterstützt werden.  
Um sowohl Unternehmen als auch Konsumentinnen 
und Konsumenten zu motivieren, müssen Werbekam-
pagnen und Aufklärungsarbeit über den Prozess der 
 

Zertifizierung ins Leben gerufen und unterstützt wer-
den. Eine Kundenbindung an zertifizierte Produkte soll-
te hier am schnellsten wirken. Außerdem muss der 
Bevölkerung auch der ökologische Wert von zertifizier-
ten Flächen näher gebracht werden.  
 

 

 

ZERTIFIZIERUNG POLITISCH FÖRDERN 

WERBEKAMPAGNEN UND AUFKLÄRUNGSARBEIT 

ÖKOLOGISCHEN WERT ERKLÄREN 
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 DEFINITION 
Der Verbrauch der fossilen Brennstoffe Erdöl, Erdgas, 
Kohle ist in CO2-Äquivalente umzurechnen und auf die 
Zahl der Einwohner zu beziehen. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 2007, S. 
34, Tab. 2.1.1 
Umweltbundesamt (April 2007), Nationale Trendtabel-
len für die deutsche Berichterstattung atmosphärischer 
Emissionen 1990-2005 
Destatis: Nachhaltige Entwicklung in Deutschland. Indi-
katorenbericht 2010, S.10f.  
 
 ENTWICKLUNG 
Die Kohlendioxid-Emissionen pro Einwohner betrugen 
1990 12,7 t und gingen dann langsam zurück, bis es im 
Jahr 1999 10,4 t waren. 2001 erhöhten sie sich wieder 
auf 10,6 t je Einwohner, seitdem verringerten sich die 
Emissionen langsam wieder auf 10,0 t pro Einwohner. 
Dabei nahm schon im Laufe der 1990er Jahre die Ge-
schwindigkeit der Emissionsreduktion ab. Die Ursache 
für den Rückgang in der ersten Hälfte dieses Zeitraums 
war vor allem der Zusammenbruch der Wirtschaft in 
den neuen Bundesländern.  
 
 

 ZIELSETZUNG 
Eine angemessene Zielsetzung ist „Gleiches Verschmut-
zungsrecht für alle Erdbewohner“, nach der jeder 
Mensch zwischen 1 und 1,5 t/a, maximal 2 t/a Kohlen-
dioxid emittieren kann, wenn sich das Klima nicht dra-
matisch ändern soll: Begrenzung der Erderwärmung auf 
maximal 2 Grad Celsius. Für kältere Klimazonen ließe 
sich hier noch ein Aufschlag rechtfertigen, der aber das 
Doppelte dieses Wertes keinesfalls überschreiten soll-
te. Reduktionspfad: bis 2020 Reduktion der Emissionen 
um 40%, bis 2050 um 80 – 95%. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die Zielerreichung kann nicht ohne eine durchdachte 
und konsequente Klimapolitik erfolgen Indikator 10.  
Die Einlagerung von CO2, das Carbon Dioxide Capture 
and Storage, kurz CCS, das viele als Lösung betrachten, 
ist aufgrund verschiedener Aspekte eher abzulehnen. 
Unerforschte Risiken, hohe Kosten und indirekte Förde-
rung der Kohlekraftenergie sind kritisch zu betrachten. 
Zudem sind Alternativen langfristig effizienter, kosten-
günstiger (Energieeinsparungen, Ausbau erneuerbarer 
Energien) und setzen bei der Vermeidung der Entste-
hung von CO2 an. 
 
 
 

INDIKATOR 9:  

NIEDRIGER  
ENERGIEEINSATZ 
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PJ Primärenergieverbrauch in Petajoule

 DEFINITION 
Unter Primärenergie versteht man in erster Linie den 
rechnerisch nutzbaren Energiegehalt aller Energieträ-
ger, die in der Natur vorkommen und noch keiner Um-
wandlung unterworfen worden sind. Dazu gehören die 
fossilen Energieträger Steinkohle, Braunkohle, Erdöl 
und Erdgas sowie die Kernenergie. Zu ihr zählen aber 
auch regenerative Energiequellen wie Wasser, Wind 
oder Sonne. 
 
Datenquellen: 
Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen Tab. 2.3 
(www.ag-energiebilanzen.de) 
 
 ENTWICKLUNG 
DerPrimärenergieverbrauchschwankte in Deutschland 
– mit Ausnahme des Jahres 2009 – in der Bandbreite 
zwischen 14.100 und 14.800 Petajoule; eine einheitli-
che Tendenz lässt sich nach wie vor nicht erkennen. Es 
bleibt abzuwarten, ob der relativ starke Abfall von 2008 
auf 2009 eine krisenbedingte Ausnahme ist. Dennoch: 
Der Pfeil zeigt nach oben, da seit 2006 nun eine konti-
nuierliche und deutliche Absenkung des Energiever-
brauches bis 2009 zu beobachten ist.2006 betrug der 
Anteil der erneuerbaren Energien am Primärenergie-
verbrauch 5,8% und stieg bis 2009 auf 8,7%. In der EU 
soll dieser Anteil bis 2010 auf 12% steigen, was unrea- 
 

listisch scheint.  
 
 ZIELSETZUNG 
Der Verbrauch nicht erneuerbarer energetischer Res- 
sourcen ist nach den „Management-Regeln der Nach-
haltigkeit“ nur zu akzeptieren, wenn in dieser Zeit eine 
Substitutionskapazität mit erneuerbaren Energieerzeu-
gungstechniken aufgebaut wird, mit deren Hilfe die mit 
der nicht erneuerbaren Energie produzierten Güter und 
Dienstleistungen in der Zukunft produziert werden 
können. Bei erneuerbaren Energieträgern darf die Rep-
roduktionsrate nicht überschritten werden. 
Analog zu den Zielen beim Ressourcenverbrauch kön-
nen auch Ziele für den Energiebereich formuliert wer-
den: Verdoppelung der Energieproduktivität bis 2020, 
langfristig mindestens um den Faktor 4, Erhöhung des 
Anteils erneuerbarer Energien beim Stromverbrauch 
bis 2050 auf 100%. Der Stromverbrauch sollte jährlich 
um ein Prozent verringert werden, drei Prozent aller 
Altbauten sollten energetisch pro Jahr saniert werden. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Insgesamt ist eine zukunftsfähige Energiepolitik eben-
falls im Sinne einer Zielhierarchie zu organisieren: 
„Energieeinsatz vermeiden – Energie effizient einsetzen 
– Energie möglichst aus erneuerbaren Energieträgern 
gewinnen“.  

INDIKATOR 10:  

NIEDRIGER  
ENERGIEEINSATZ 
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In einem breiten Konsens der beteiligten Verbände, 
NGOs und kirchlichen Institutionen hat die Klimaallianz 
die folgenden Punkte für eine Energiepolitik vorge-
schlagen: 
 
(1) Vorrang für eine Klima schonende, dezentrale 

Stromerzeugung durch 
• die Beendigung der Benachteiligung von Gaskraft-

werken im Vergleich zu Kohlekraftwerken im Emis-
sionshandel; 

• Verdreifachung des Anteils der hocheffizienten 
Kraft-Wärme-Kopplung auf Basis erneuerbarer 
Energien und Erdgas bis 2020; 

• ein Moratorium für den Bau neuer Kohlekraftwerke, 
um den Aufbau einer klimaverträglichen Energiever-
sorgung nicht zu behindern. 

 
(2) Ausstieg aus der Kernkraftnutzung durch 
• die möglichst schnelle Abschaltung der Atomkraft-

werke mindestens nach der Vereinbarung zum 
Atomausstieg; 

• die strenge sicherheitstechnische Überwachung und 
eine gegebenenfalls notwendige Nachrüstung der 
Kernkraftwerke in der verbleibenden Restlaufzeit. 
 

(3) Zügiger Ausbau der erneuerbaren Energien 
durch 

• eine konsequente Fortführung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) im Strombereich; 

• ein Fördergesetz für die erneuerbaren Energien im 
Bereich Gebäudeheizung, -kühlung und Warmwas-
serbereitung. 
 

(4) Eindämmung des Emissionswachstums im Ver-
kehr durch 

• strenge gesetzliche Verbrauchsgrenzwerte für PKW; 
• ein generelles Tempolimit auf Autobahnen (120 

km/h); 
• eine stärkere staatliche Förderung des Öffentlichen 

Personenverkehrs; 
• die effektive Einbeziehung des Flugverkehrs in den 

europäischen Emissionshandel; 
• die Einführung einer Kerosinsteuer. 

 
(5) Nutzung finanzpolitischer Anreize für die Klima-

politik durch 
• die Besteuerung von Ressourcen und gleichzeitig 

eine sozial ausgewogene Senkung von Steuern und 
Abgaben auf den Faktor Arbeit; 

• den konsequenten Abbau klimaschädlicher Subven-
tionen; 

• die Versteigerung der Emissionsrechte. 
 
 

 

 

KLIMASCHONENDE DEZENTRALE STROMERZEUGUNG 
ZÜGIGER AUSBAU ERNEUERBARER ENERGIEN 

EMISSIONEN AUS DEM VERKEHRSBEREICH EINDÄMMEN 
NUTZUNG FINANZPOLITISCHER ANREIZE 
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Anzahl der PKW pro 1.000 Einwohner

 DEFINITION 
Erfasst wird der Bestand der Pkw, wobei nicht zwischen 
angemeldeten und vorübergehend stillgelegten Fahr-
zeugen unterschieden wird. Mopeds und Krafträder 
bleiben unberücksichtigt. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 2007, S. 
419, Tab. 16.6 
Statistisches Jahrbuch 2010, S.427, Tab. 16.5 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Pkw-Bestand wuchs in den 1990er Jahren konti-
nuierlich, 1990 kamen 385 Pkw auf 1.000 Einwohner, 
1999 waren es 507 Pkw. Zwischen 1991 und 1993 ist 
ein verstärktes Wachstum zu beobachten, was zum Teil 
eine Folge der Wiedervereinigung ist.  
Die weltweit stattfindende Massenmotorisierung ist 
eine der größten Herausforderungen im Kampf gegen 
den Klimawandel. 20% der Treibhausgase werden 
durch Mobilität verursacht. Der Besitz von Pkws variiert 
zwischen den Ländern. In der EU27 im Jahr 2008 bei-
spielsweise von 187 bzw. 286 (Rumänien und Slowakei) 
bis 538 bzw. 678 (Zypern und Luxemburg) und inner-
halb der Staaten (in Deutschland von 555 im Saarland 
zu 319 in Berlin). Einheitlich ist allerdings, dass die Wer-
te nirgendwo sinken; ganz im Gegenteil, vor allem die  
 

Schwellenländer legen stark zu. 
 
 ZIELSETZUNG 
Einen naturwissenschaftlich-technischen oder politisch 
begründeten Grenzwert gibt es zur Zahl der nach Krite-
rien der Nachhaltigkeit möglichen Pkw ebensowenig 
wie eine ethische Norm, wiederum jenseits des allge-
meinen Minimierungsgebotes. Es ist allerdings völlig 
unbestritten, dass der Motorisierungsgrad der Bundes-
republik nicht auf die ganze Welt übertragbar ist. Der 
weiterhin ungebrochene Wachstumstrend in Verbin-
dung mit der Tatsache, dass weder der Flottenver-
brauch noch die Kohlendioxid-Emissionen der Pkw zu-
kunftsfähige Richtwerte einhalten, führt zur kurzfristi-
gen Zielsetzung einer Beendigung des Zuwachses; lang-
fristig sollte der motorisierte Individualverkehr deutlich 
rückläufig sein, dazu können folgende qualitative Ziele 
beitragen: 
 
• Möglichst Beendigung der unfreiwilligen Mobilität, 
• Verlagerung weg von der motorisierten individuel-

len Mobilität hin zur Mobilität per pedes und Fahr-
rad oder zu öffentlichen, vorzugsweise schienen-
gebundenen Verkehrssystemen, 

• drastische Reduktion des Flugverkehrs. 
 
 

INDIKATOR 11:  

UMWELT- UND  
SOZIALVERTRÄGLICHE  
MOBILITÄT 
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 EMPFEHLUNGEN 
Politische Instrumente sind vielseitig und lassen sich in 
folgende Bereiche untergliedern: Erstens müssen alter-
native Verkehrsmittel unterstützt werden z.B. durch 
Ausbau von Schienenverkehrsnetzen oder durch höhe-
re steuerliche Absetzbarkeit bei Nutzung des ÖPNV. 
Zudem müssen Anreize zur Beschränkung der indivi-
duellen motorisierten Mobilität geschaffen werden, um 

eine Regulierung zu erzielen. In der Konsequenz sollten 
bisherige Anreize für eine Erhöhung des Pkw-Verkehrs 
– etwa durch steuerliche Subventionierung von 
Dienstwagen – beendet werden. Insbesondere die 
preisliche Bevorteilung des Flugverkehrs müsste durch 
konsequente Internalisierung der externen Effekte 
beseitigt werden. 
 

 

 

ALTERNATIVE VERKEHRSMITTEL UNTERSTÜTZEN 
ANREIZE ZUR BESCHRÄNKUNG DES INDIVIDUALVERKEHRS 

BEENDIGUNG DER PREISLICHEN BEVORTEILUNG DES FLUGVERKEHRS 
INTERNALISIERUNG EXTERNER EFFEKTE 
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 DEFINITION 
Der Indikator erfasst das inländische Verkehrsaufkom-
men, dazu gehören der Straßengüterverkehr, der ge-
werbliche Verkehr, der Werksverkehr und der Verkehr 
mit ausländischen Lkw. Außerdem zählen Transporte 
mit Schiff oder Eisenbahn dazu. Die Einheit „Tonnenki-
lometer“ steht für das mathematische Produkt aus 
Transportmenge und Beförderungsentfernung. 
 
Datenquellen: 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Deutschland in 
Zahlen 2007, Tab.8.1 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Deutschland in 
Zahlen 2010, Tab 8.1 
 
 ENTWICKLUNG 
Während der Güterverkehr zwischen 1997 und 2008 
insgesamt von 450,6 Mrd. tkm auf 669,4 Mrd. tkm zu-
nahm, hat sich der Anteil der Bahn seit 2001, dem Jahr 
mit einem Tiefststand von 14,6%, zwar wieder erhöht, 
ist mit 17,3% jedoch heute nur wenig höher als 1997 
(16,2%). Der Anteil der Binnenschifffahrt ist jedoch 
kontinuierlich von 13,8% im Jahre 1997 auf 9,6% (2008) 
gefallen. Der Anteil der umweltfreundlichen Trans-
portmittel am gesamten Güterverkehr ging also deut-
lich zurück.  
 

 ZIELSETZUNG 
Der Anteil der umweltfreundlichen Gütertransporte 
sollte mittelfristig mindestens die Hälfte der Güter-
transporte insgesamt ausmachen. Letztlich sollte die 
Gütertransportintensität der Wirtschaft kurzfristig zu-
mindest nicht weiter steigen, langfristig tendenziell 
wieder fallen; sehr langfristige Zielsetzung könnte eine 
Halbierung der Gütertransportintensität sein. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Ökologisch betrachtet ist der Güterverkehr über Was-
serwege der sinnvollste. Eine Politik, die dies berück-
sichtigt, muss diese Transportform attraktiver gestal-
ten. Über Flusswege erreicht man weite Teile Deutsch-
lands bzw. Europas auf Verkehrsstraßen, die bei wei-
tem nicht ausgelastet sind. Straßenwege dagegen sind 
ausgelastet und ein weiterer Ausbau führt zu Land-
schaftszerschneidungen, erhöhter Lärmbelastung der 
umliegenden Siedlungen und einem erhöhten CO2-
Ausstoß. Auch die Schienennetze sollten ausgebaut 
werden, sodass hier weitere Kapazitäten für Güter-
transporte entstehen. 
 
 
 

INDIKATOR 12:  

UMWELT- UND  
SOZIALVERTRÄGLICHE  
MOBILITÄT 
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WASSERWEGE UND SCHIFFFAHRT STÄRKEN 

AUSBAU VON SCHIENENNETZEN 

UMSCHICHTUNG VON STRAßENVERKEHR AUF SCHIENE UND WASSER 
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Anteil der Naturschutzgebiete an der Gesamtfläche

 DEFINITION 
Streng geschützte Gebiete des Naturschutzes sind 
rechtsverbindlich festgelegte Gebiete, in denen ein 
besonderer Schutz von Natur und Landschaft erforder-
lich ist. Der Indikator gibt ihren Anteil an der Gesamt-
fläche von Deutschland wieder. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch (fort-
laufend) Tab. 12.18 (Naturschutz); für 1991, 1993, 
1996, 1997 und 2000 keine Daten 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Zahl der Naturschutzgebiete erhöhte sich in den 
1990er Jahren deutlich: Ihr Anteil an der Gesamtfläche 
stieg von 1,3% im Jahr 1990 auf 2,8% (2001). In den 
folgenden vier Jahren ist der Anteil weiter auf 3,3% 
gestiegen. Trotz dieses kontinuierlichen Anstiegs ver-
geben wir eine rote Ampel, da seit über zwanzig Jahren 
aus fachlicher Sicht des Naturschutzes große Biotop-
verbundsysteme und eine wesentlich deutlichere Aus-
weitung der Naturschutzflächen für notwendig erach-
tet wird, um einen dauerhaften Naturschutz zu gewähr-
leisten.  
Zwar sind in der EU 24% der Flächen so genannte 
Schutzgebiete, allerdings sind die Gebiete, die nicht Teil 
von Natura 2000 oder Naturschutzgebiete sind, unter 
 

weit weniger strengen Schutzauflagen.  
 
 ZIELSETZUNG 
Langfristig ist anzustreben, die Gebiete, die den Schutz-
status eines „Naturschutzgebiets“ erhalten, auf ca. 12% 
der Fläche auszuweiten (knapp Faktor 4). Ein wichtiger 
Aspekt ist die Tatsache, dass rund 60% der Natur-
schutzgebiete in Deutschland unter 50 ha groß sind, 
also eine Flächengröße haben, die nicht ausreichend 
gegen negative Einflüsse von außen gesichert werden 
kann. Die Flächenausweitung sollte hier großräumige 
Verbundsysteme schaffen. 
 
• Erhalt ökologisch wertvoller Flächen. Bewahrung 

von strukturreichen, vernetzten und unzerschnit-
tenen Lebensräumen. Bewusste Intensivierung und 
Extensivierung von Landnutzungen. 

• Berücksichtigung von „Tabuzonen“: Errichtung, Er-
halt oder Ausweitung der Flächen von strengst na-
turschutzrechtlich geschützten Gebieten in 
Deutschland (z.B. Bannwälder).  

 
 EMPFEHLUNGEN 
Ziel einer nachhaltigen Naturschutzpolitik muss es also 
sein, zu kleine Naturschutzflächen auszuweiten. Au-
ßerdem muss bei Neuversiegelungen (Indikator 5) 
stärker darauf geachtet werden, ob die Fläche an ein  
 

INDIKATOR 13:  

ERHALTUNG DER  
ÖKOSYSTEME UND  
ARTENVIELFALT 
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Anteil der streng geschützten Gebiete des Naturschut-
zes an der Gesamtfläche 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Naturschutzgebiet grenzt, ein solches zerschneidet 
oder aber zu einem solchen ernannt werden könnte. 
Außerdem muss die internationale Politik – und die 
Konsumentinnen und Konsumenten in den Industrie-
ländern – sehr viel stärker auf den Naturschutz in den  
Ländern des Südens und in ökologisch besonders sen-
siblenGebieten achten. Zum Beispiel: Kein Bezug von 

Ressourcen aus der Tiefsee oder ökologisch sehr emp-
findlichen Gebieten wie primären Regenwäldern oder 
der Antarktis. 
 
Weitere Informationen: 
http://www.bfn.de/0308_nsg.html 
 

 

 

ZERSCHNEIDUNG VERMEIDEN 
KLEINE NATURSCHUTZGEBIETE AUSWEITEN 

SENSIBILISIERUNG FÜR RESSOURCEN AUS EMPFINDLICHEN GEBIETEN 
BERÜCKSICHTIGUNG VON TABUZONEN   
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Artenvielfalt und Landschaftsqualität (Index 2015=100)

 DEFINITION 
Erfasst wird die Entwicklung der Bestände von 59 aus-
gewählten Vogelarten, die den Zustand der wichtigsten 
Landschafts- und Lebensraumtypen in Deutschland 
repräsentieren (Agrarland, Wälder, Siedlungen, Bin-
nengewässer, Küsten und Meere sowie die Alpen). Wir 
übernehmen hier den Indikator zur Artenvielfalt aus 
dem Indikatorenbericht Nachhaltige Entwicklung in 
Deutschland 2010, da es in den Statistischen Jahrbü-
chern nach 2004 keine Daten über die Entwicklung des 
Anteils der Farn- und Blütenpflanzen auf den Roten 
Listen mehr gibt. Die zuletzt 2004 veröffentlichten Da-
ten geben auch nur den Wert des Jahres 1996 an. 
Der Index des Bundesamtes für Naturschutz ist unseres 
Erachtens nach seiner Erweiterung der derzeit beste 
verfügbare Index für Artenvielfalt. Ein Expertengre-
mium hat für jede einzelne Vogelart Bestandszielwerte 
für das Jahr 2015 festgelegt, die erreicht werden könn-
ten, wenn die gesetzlichen Vorgaben für den Natur-
schutz und die Leitlinien einer nachhaltigen Entwick-
lung umgesetzt werden. Aus dem Grad der Zielerrei-
chung wird jährlich ein Wert für den Index berechnet. 
 
Datenquellen: 
Bundesamt für Naturschutz; E-Mail Anfrage,  
Destatis: Nachhaltige Entwicklung in Deutschland. Indi-
katorenbericht 2010, S.16f. 

 ENTWICKLUNG 
Der Wert für die Artenvielfalt lag im Jahr 1990 deutlich 
unter den Schätzwerten, die für die Jahre 1970 und 
1975 angenommen werden. In den folgenden 15 Jah-
ren hat sich der Indikatorwert dagegen kaum noch 
verändert. 2005 lag er bei 74% des Zielwertes für 2015. 
Eine Zielerreichung zum vorgegebenen Zeitpunkt ist 
angesichts der Entwicklung in den letzten Jahren ohne 
zusätzliche Anstrengung nicht denkbar. In einigen Le-
bensräumen, z.B. Küsten und Meeren, Binnengewäs-
sern, Siedlungen bewegt sich der Indikator seit Jahren 
signifikant vom Ziel weg. Lediglich in den Wäldern sind 
deutlich positive Entwicklungen zu beobachten.  
 
 ZIELSETZUNG 
Der Zielwert für den vorgegebenen Index ist der Wert 
100 für das Jahr 2015. Dieser Wert steht aber „pars pro 
toto“ für den Schutz von Ökosystemen und vor allem 
für die Artenvielfalt. Daher muss die Zielbestimmung 
ergänzt werden: 
• Beendigung des anthropogen verursachten Arten-

rückgangs; kein weiterer Eintrag in die „rote Liste“, 
• Erhalt der Vielfalt der Ökosysteme. 
Artenvielfaltsziele müssten unter Umständen nach 
Hauptlebensräumen weiter ausdifferenziert werden, 
zusätzlich Ziele für Boden als Grundlage von Ökosys-
temen: 

INDIKATOR 14:  

ERHALTUNG DER  
ÖKOSYSTEME UND  
ARTENVIELFALT 
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• Einhaltung der Critical Loads für Säurebildner, 
Schwermetall- und Nährstoffeinträge, 

• Erhalt von Humusschichten als nicht-erneuerbarer 
Ressource. 

 
 EMPFEHLUNGEN 
Der Gefahr des Artensterbens muss durch sorgfältige 
Planungen bei jedem neuen Flächenverbrauch und 
durch Renaturierungsmaßnahmen ( Indikator 5) ent- 

gegengegangen werden; zudem fördert ein Ausbau 
strenger Schutzgebiete ( Indikator 13) den Erhalt der 
heimischen Tier- und Pflanzenarten. 
 
Zusätzliche Quellen:  
Rote Liste: www.iucnredlist.org  
Umweltbundesamt (Critical loads): 
http://www.umweltbundesamt-daten-zur-umwelt.de/ 
umweltdaten/public/theme.do?nodeIdent=3670 

 

 

SORGFÄLTIGE PLANUNGEN BEI JEDEM NEUEN FLÄCHENVERBRAUCH 

RENATURIERUNGSMAßNAHMEN 

AUSBAU STRENGER SCHUTZGEBIETE       
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 DEFINITION 
Erfasst wird der Anteil der Bevölkerung, der – differen-
ziert nach Lärmquellen – in einer Repräsentativumfrage 
angibt, von Lärm stark belästigt zu werden. 
 
(Der Indikator musste umgestellt werden, da die Da-
tengrundlage des bisherigen Indikators nicht mehr vor-
handen ist.) 
 
Datenquellen: 
Umweltbundesamt (Hrsg.) (2010): Umweltbewusstsein 
in Deutschland 2010, Ergebnisse einer repräsentativen 
Bevölkerungsumfrage, Berlin 2010, URL: 
http://www.umweltbundesamt-daten-zur-umwelt.de/ 
umweltdaten/public/document/downloadImage.do 
?ident=20446 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Befragung zeigt, dass die Lärmbelästigungen insbe-
sondere beim Straßenverkehr als sehr störend emp-
funden werden. Die Tendenzen sind bei allen Lärm-
quellen – bis auf Industrie und Gewerbe – in den letz-
ten Jahren in der Tendenz rückläufig. Beim Fluglärm 
war der Wert 2010 so niedrig wie nie zuvor, lag in den 
Jahren 2006 und 2008 jedoch über dem Wert von 
2004. Es fällt auf, dass die Lärmbelästigungen durch 
Nachbarn die zweitwichtigste Quelle von Störungen  
 

darstellen. 
 
 ZIELSETZUNG 
Im Indikator sind – im Gegensatz zum Indikator, der 
bislang gewählt wurde – keine naturwissenschaftlich-
medizinischen Grenzwerte (Tag- und Nacht-
Bevölkerung mit einer Lärmbelästigung durch Straßen-
verkehr über 60 dB(A) bzw. 50 dB(A))enthalten, ober-
halb derer es mit hoher Signifikanz Verschlechterungen 
des Gesundheitszustandes geben kann, wenn Men-
schen diesen Lärmpegeln über längere Zeit ausgesetzt 
sind. Es muss jedoch angestrebt werden, dass Men-
schen in einem Wohn- und Arbeitsumfeld leben, in 
dem sie möglichst frei von schweren Beeinträchtigun-
gen durch Lärm sind. Daher wäre ein Zielwert für den 
hier gewählten Indikator jeweils bei nahe Null anzuset-
zen. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Eine umfassende Lärmschutzpolitik muss bei den Lärm 
verursachenden Faktoren auf unterschiedliche Weise 
ansetzen. Überall dort, wo nicht – oder zu wenig – 
Lärm vermieden oder abgeschwächt werden kann, 
müssen Maßnahmen zwischen Lärmverursachung und 
Lärmwahrnehmung gefördert und weiterentwickelt 
werden.  
Im Bereich der Linderung und Vermeidung sind lärm- 
 

INDIKATOR 15:  

GERINGE  
LÄRMBELÄSTIGUNG 
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ärmere Fahrbahnbeläge im Flugverkehr (Start-Lande-
Bahn), im Straßenverkehr (Flüsterasphalt), der Einsatz 
lärmärmerer Reifen seit Jahren im Gespräch, aber noch 
zu wenig im Einsatz. Ein zweischichtiger offenporiger 
Asphalt auf einer Bundesstraße mindert den Geräusch-
pegel um ca. sieben Dezibel gegenüber herkömmli-
chem Asphalt. Auch Geschwindigkeitsbegrenzungen 
wirken Lärm mindernd.  
Zusätzlich müssen weiter Lärmschutzwälle ausgebaut 

und Schallisolierungen an Bauwerken eingesetzt wer-
den. 
 
Weitere Informationen: 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit 
(http://www.bmu.de/laermschutz/aktuell/1690.php) 
Umweltbundesamt 
(http://www.umweltbundesamt.de/laermprobleme/)  

 

 

LÄRMVERURSACHUNG UND -WAHRNEHMUNG 
LÄRMÄRMERE FAHRBAHNBELÄGE 

GESCHWINDIGKEITSBEGRENZUNGEN 
SCHALLISOLIERUNGEN   
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 DEFINITION 
Aufgrund einer Neufassung der Statistik des Statisti-
schen Bundesamtes sind im Unterschied zum ersten 
Indikatorenbericht nun auch die laufenden Ausgaben 
und die Investitionen der privatisierten öffentlichen 
Unternehmen erfasst. Die Statistik des Produzierenden 
Gewerbes enthält keine Angaben aus dem Bereich 
Baugewerbe und ab 1998 auch keine Angaben über die 
laufenden Ausgaben für Lärmbekämpfung im Bereich 
Energie- und Wasserversorgung. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch (fort-
laufend): Tab 12.17 (Ausgaben und Aufwendungen für 
Umweltschutz) 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Ausgaben des Produzierenden Gewerbes und des 
Staates für Lärmbekämpfung gingen von 390 Mio. Euro 
im Jahr 1991 auf 340 Mio. Euro im Jahr 1996 zurück. 
Dann stiegen sie wieder an und betrugen 1998 400 
Mio. Euro. Bis auf einen weiteren Höhepunkt 2003 
gehen sie seitdem zurück und lagen 2006 bei „nur“ 
noch 300 Mio. Euro. Es werden ein Punkt und eine ge-
lbe Ampel vergeben. 
 
 
 

 ZIELSETZUNG 
Zur Bestimmung der Zielwerte müsste man den 
Gesamtinvestitionsbedarf ermitteln, um den 
derzeitigen Zustand bis zu einer grünen Ampel im 
Indikator 15 zu verändern. Dann bräuchte man eine 
Kalkulation der erforderlichen laufenden Ausgaben 
(Ersatzinvestitionen und Ausgaben für Wartung und 
Pflege, um den Indikator 15 weiterhin zu erfüllen). 
Sodann bräuchte man eine politische Vorgabe, in 
wieviel Jahren man dieses Ziel erreichen will. Die 
Investitionen, dividiert durch Anzahl der Jahre, plus die 
jährlichen laufenden Ausgaben wären dann das Maß 
für die Zielsetzung. Eine solche Rechnung liegt nicht 
vor; ein sinnvolles Zeitmaß wären maximal zehn Jahre, 
und solange die Abschätzung des Investitionsbedarfs 
nicht vorliegt, eine Verdoppelung der Ausgaben im 
Schnitt der letzten Jahre. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Wie  Indikator 15, zusätzlich müsste in zahlreichen 
öffentlichen Haushalten eine Budgetierung stattfinden, 
durch die in den nächsten Jahren in jedem 
Haushaltsjahr eine bestimmte Summe fest für 
Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen ist. Des weiteren 
fehlen noch immer verlässliche statistische Daten über 
die faktische Lärmbelastung der Bevölkerung; hier wäre 
es erforderlich, zumindest für Großstädte und  
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Ballungsgebiete Lärmkataster anzulegen, die regel-
mäßig fortgeschrieben werden müssten, und darüber  
 
 

hinaus die Informationslage über Fallstudien und 
Modellrechnungen zu verbessern. 

 

 

FESTES BUGDET FÜR LÄRMSCHUTZMAßNAHMEN 
MEHR STATISTISCHE DATEN ERHEBEN 

INFORMATIONSLAGE VERBESSERN 
Z.B. ÜBER LÄRMKATASTER, FALLSTUDIEN UND MODELLRECHNUNGEN 
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ÜBERSICHT DER INDIKATOREN 
 

TEILZIEL DER NACHHALTIGKEIT INDIKATOR 

B1 
Gleichmäßige Verteilung  
von Arbeit 

17 Lohnstückkosten (preisbereinigt 2000=100) 

18 Arbeitslosenquote nach Geschlecht 

B2 
Stabilitätsfördernde  
Außenwirtschaftsbeziehungen 

19 Saldo der Außenhandels- und Kapitalverkehrsbilanz 

20 Entwicklung der Terms of Trade 

B3 
Ausgeglichene  
Wirtschaftsstruktur 

21 Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen 

22 Kapazitätsauslastung nach Wirtschaftsbereichen 

B4 Hohe Preisniveaustabilität 

23 
Veränderung des Preisindex für die Lebenshaltung 
in Prozent (2005 = 100) 

24 Preisindex des nachhaltigen Warenkorbs 

B5 
Gesunde Struktur der  
Öffentlichen Haushalte 

25 
Öffentliche Schulden in Euro pro Einwohner (in Prei-
sen des Jahres 2000) 

26 
Steueraufkommen pro Einwohner (in Preisen des  
Jahres 2005) 

B6 
Verbesserung des betriebli-
chen Umweltschutzes 

27 Anzahl der EMAS-validierten Organisationen 

28 
Anteil der Umweltschutzinvestitionen an den  
Gesamtinvestitionen 

B7 
Umweltverträgliche  
Landwirtschaft 

29 
Ökologisch bewirtschaftete landwirtschaftliche 
Nutzfläche in % der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
insgesamt 

30 
Anteil der Öko-Betriebe an Agrarbetrieben insge-
samt 

B8 
Veränderung von  
Konsumgewohnheiten 

31 
Marktanteile bei ökologischen Lebensmitteln und 
Produkten des „fairen Handels“ 

32 
Entwicklung von Angeboten des „ökologischen“  
Tourismus 

 
* KURSIVE SCHREIBWEISE, WENN DER INDIKATOR IM VERGLEICH ZUM LETZTEN INDIKATORENBERICHT VERÄNDERT WURDE. 
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Lohnstückkosten (preisbereinigt 2000=100)

 DEFINITION 
Die Lohnstückkosten geben den Anteil der Arbeitskos-
ten an der Produktion wieder. Sie werden gemessen als 
Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer im Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen. Erst 
durch einen Bezug zum Produktionswert sind Aussagen 
möglich, inwieweit steigende Arbeitskosten die Wett-
bewerbsposition von Unternehmen tatsächlich ver-
schlechtern, weil der Produktivitätsfortschritt eine Zu-
nahme der Arbeitskosten zum Teil kompensiert. 
 
Datenquellen: 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Deutschland in 
Zahlen, Ausgaben 2003, 2004, 2005, 2006, 2009, 2010, 
2011, Tab. 1.10, 1.9, 2.1, 5.1; eigene Berechnung 
 
 ENTWICKLUNG 
Im Jahr 1991 betrug der Anteil der Arbeitskosten je 
Arbeitnehmer am Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstäti-
gen 52,8%. Bis 1993 stiegen die Lohnstückkosten auf 
57,9% an. In den darauf folgenden Jahren erfolgte nur 
ein moderater Anstieg auf einen Wert von 60,8% im 
Jahr 2003. Danach kam es zunächst sogar zu einem 
kurzfristigen Rückgang. Erst zwischen 2008 und 2010 
erfolgte ein deutlicher Anstieg der Lohnstückkosten auf 
einen Wert von nunmehr 62,9%. Die Lohnstückkosten 
sind eine der bestimmenden Größen für die internatio- 
 

nale Wettbewerbsfähigkeit. In Deutschland sind die 
Lohnstückkosten – abgesehen von dem Einfluss der 
Finanz- und Wirtschaftskrise in den Jahren 2008 bis 
2010 – jedoch auf einem einigermaßen konstanten 
Niveau geblieben und waren vor den Krisenjahren 
zeitweise sogar rückläufig, wodurch sich die Wettbe-
werbsposition Deutschlands verbessert hat. Ab dem 
Jahr 2010 kam es wieder zu einem Rückgang auf 62,9%, 
ausgehend von dem Höchstwert von 63,5% im Jahr 
2009. Die weitere langfristige Entwicklung in den näch-
sten Jahren gilt es abzuwarten, daher wird vorerst ein 
waagrechter Pfeil vergeben. Das Niveau wird im Ver-
hältnis zu anderen Industriestaaten jedoch immer noch 
als hoch eingeschätzt (gelbe Ampel). 
 
 ZIELSETZUNG 
Die Entwicklung der Lohnstückkosten in Deutschland, 
insbesondere deren deutlicher Anstieg in den vergan-
genen drei Jahren – nachdem diese seit Mitte der 
1990er Jahre auf einem relativ konstanten Niveau blie-
ben – wirft die Frage auf, ob sich die deutsche Wett-
bewerbsposition verschlechtert hat. In Deutschland 
fallen die Kosten je Arbeitnehmer im Vergleich zu an-
deren Ländern zwar teilweise deutlich höher aus, setzt 
man diese allerdings in ein Verhältnis mit der Arbeits-
produktivität, ergibt sich ein differenzierteres Bild. De-
ren kontinuierlicher Anstieg hat in den 1990er und 
 

INDIKATOR 17: 
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2000er Jahren maßgeblich dazu beigetragen, dass trotz 
steigender Kosten je Arbeitnehmer die Lohnstückkos-
ten verhältnismäßig konstant blieben. In Folge der 
weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise kam es zu 
einem Rückgang des Bruttoinlandsproduktes, wohinge-
gen die Zahl der Erwerbstätigen weitestgehend kons-
tant blieb. In den gestiegenen Lohnstückkosten der 
Krisenjahre 2008, 2009 und teilweise auch 2010 spie-
geln sich daher die Auswirkungen der Kurzarbeit und 
der daraus folgende Abbau von Überstunden wider. 
Mit diesem Instrument konnte jedoch die Zahl der Er-
werbstätigen nahezu konstant gehalten werden. Seit 
dem Jahr 2010 ist die Exportnachfrage nach deutschen 
Gütern wieder angestiegen und die Kurzarbeit weitest-
gehend ausgelaufen; es ist daher damit zu rechnen, 
dass die Lohnstückkosten in Deutschland wieder teil-
weise sinken werden. Ob diese für Deutschland positi-
ve konjunkturelle Entwicklung jedoch dauerhaft anhält, 
darf aufgrund der weltweiten Schuldenkrise bezweifelt 
werden. Das Ziel bleibt jedoch weiterhin, die Lohn-
stückkosten auf einem konstanten Niveau zu halten.  

 EMPFEHLUNGEN 
Bei diesem Indikator stellt sich die grundlegende Frage, 
ob das Bruttoinlandsprodukt überhaupt geeignet ist, 
die Ziele einer nachhaltigen Entwicklung abzubilden. 
Dies leisten alternative Wohlfahrtsmaße, etwa der Na-
tionale Wohlfahrtsindex (NWI), besser. Ein weiterhin 
dauerhafter Anstieg des Bruttoinlandsproduktes, um 
die Lohnstückkosten bei steigenden Lohnkosten kons-
tant zu halten, erscheint daher nicht als erstrebenswer-
tes Ziel einer zukünftigen Wirtschaftspolitik. Eine Mög-
lichkeit, die Lohnnebenkosten und damit auch die 
Lohnstückkosten langfristig konstant zu halten, könn-
ten vielmehr die Instrumente einer ökologisch-sozialen 
Finanzreform bieten. Bei dieser steht die Internalisie-
rung negativer Umweltauswirkungen im Vordergrund 
der Überlegungen. So könnte etwa durch die Besteue-
rung von CO2-Emissionen, gewichtet nach Verursacher-
gruppen, eine Finanzierung der Beiträge für die Sozial-
systeme erfolgen. Eine langfristig gleichmäßigere Ver-
teilung der Löhne und Einkommen wird als ein weiteres 
erstrebenswertes Ziel angesehen, das jedoch mit die-
sem Indikator nicht abgebildet werden kann.  
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Arbeitslosenquote nach Geschlecht
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 DEFINITION 
Mit der Arbeitslosenquote wird der prozentuale An-
teil der bei der Bundesagentur für Arbeit registrierten 
Arbeitslosen an der Zahl der abhängigen zivilen Er-
werbspersonen (sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigte, Beamte, Arbeitslose) gemessen. Die Differenzie-
rung nach Frauen und Männern erlaubt Aussagen 
über geschlechtsspezifische Entwicklungen auf dem 
Arbeitsmarkt. 
 
Datenquellen: 
Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarkt in Deutsch-
land - Zeitreihen bis 2010, Tab. 8.2. Arbeitslosenquo-
ten in Deutschland nach Strukturmerkmalen - Arbeits-
lose in % der abhängigen zivilen Erwerbspersonen 
(sozialversicherungspflichtige und geringfügig Be-
schäftigte, Beamte, Arbeitslose) 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Arbeitslosenquote stieg bis 1997 an; in diesem 
Jahr erreichte sie mit 12,7% den höchsten Wert in den 
1990er Jahren. Bis 2001 sank die Quote jedoch konti-
nuierlich auf 10,3%. In den folgenden Jahren kam es 
jedoch erneut zu einem Anstieg der Arbeitslosenquo-
te. Mit 13% wurde im Jahr 2005 ein neuer Höchst-
stand erreicht. In den Jahren nach diesem Anstieg 
sank die Arbeitslosenquote – ähnlich wie die Entwick- 
 

lung gegen Ende der 1990er Jahre – wieder auf nun-
mehr 8,6% im Jahr 2010. Auf Grund des raschen Absin-
kens der Arbeitslosigkeit in den vergangenen Jahren 
auf einen Wert, der letztmals in der Zeit unmittelbar 
nach der Wiedervereinigung erreicht wurde, aber im-
mer noch als deutlich zu hoch erscheint, wird der Indi-
kator mit einer gelben Ampel bewertet. Bei der Vertei-
lung der Arbeitslosenquote nach Geschlecht waren 
Frauen bis zum Jahr 2000 stärker betroffen. In den 
Folgejahren war jedoch die Arbeitslosenquote der 
Männer höher und erreichte erst 2006 den gleichen 
Wert wie die entsprechende Quote der Frauen. In den 
Jahren 2009 und 2010 waren Frauen von Arbeitslosig-
keit dann geringfügigerbetroffen als Männer. Der Rück-
gang der Arbeitslosenquote in den Jahren 2006 bis 
2010 wird mit einem positiven Pfeil bewertet, da die 
Verbesserung in den letzten Jahre sehr markant war; 
natürlich kann nicht vorhergesagt werden, ob dieser 
Abwärtstrend längerfristig anhalten wird. 
 
 ZIELSETZUNG 
Das langfristige Ziel sollte ein Rückgang der gesamten 
Arbeitslosenquote auf einen Wert zwischen zwei und 
drei Prozent sein, sodass am Arbeitsmarkt nur friktio-
nelle Arbeitslosigkeit herrscht. Damit wird der Umstand 
berücksichtigt, dass Arbeitssuchende auf Grund von 
Informationsasymmetrien nicht immerzu unmittelbar 
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eine neuen Arbeitsplatz finden und in dieser Zeit ihrer 
Suche dann arbeitslos gemeldet sind. Ein Schwerpunkt 
der Anstrengungen sollte vor allem in der Schaffung 
und Vermittlung von Stellen speziell für Arbeitssuchen-
de mit niedriger Qualifikation liegen. Für diese Gruppe 
von Arbeitssuchenden gestaltet sich eine Wiederein-
gliederung in den Arbeitsmarkt oftmals schwierig. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Es ist notwendig, auch weiterhin Arbeitsplätze durch 
staatlich geförderte Kombilöhne zu schaffen – wie es 
bereits in vielen Regionen Deutschlands praktiziert wird 
–, die den Arbeitgebern als Anreiz dienen, vor allem 
Langzeitarbeitslose einzustellen. Durch einen staatlich 
geförderten Kombilohn liegt das Lohnniveau über der 
staatlichen Zuwendung des Arbeitslosengelds und setzt 
somit deutliche Anreize, eine solche Stelle anzuneh-
men. Als Maßnahme zur Reduzierung der Arbeitslosig-
keit könnte in Deutschland auch die staatliche Förde-
rung von so genannten „sabbaticals“ in Betracht kom-
men. Bei diesem Modell bekommen Arbeitnehmer für 
die Zeit ihrer Arbeitsunterbrechung, die sie etwa für 
weiterqualifizierende Maßnahmen nutzen, staatliche 
Unterstützung. In der Zwischenzeit werden diese frei 
gewordenen Stellen überwiegend mit Langzeitarbeits-
losen besetzt, die so eine Möglichkeit bekommen,sich 
wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern. DesWeite- 
 
 

renstellt sich die Frage, ob sich nicht eine grundsätzli-
che Reduzierung der Arbeitszeiten insbesondere in der 
formellen Ökonomie als sinnvoll erweisen würde, wenn 
dies mit einem stärkeren Engagement im informellen 
Sektor einherginge. Allerdings scheint es notwendig, 
dies durch ein garantiertes Grundeinkommen zu un-
terstützen und somit den Anreiz, sich im informellen 
Bereich zu betätigen, deutlich zu erhöhen, und dieses 
Engagement auch entsprechend zu würdigen. Die Hö-
he, die Dauer und der Empfängerkreis eines garantier-
ten Grundeinkommens müssen jedoch noch im Einzel-
nen diskutiert und in ein schlüssiges Gesamtkonzept 
gebracht werden – dass eine solche Maßnahme jedoch 
grundsätzlich notwendig ist, erscheint uns eindeutig 
der Fall zu sein.  
 
Weitere Informationen: 
www.hamburg.de/contentblob/162422/data/hamburg
er-modell-evalubericht-04-2005.pdf 
www.hamburger-arbeit.de/service-center_hamburger 
_modell.html 
Teichert, Volker (2011): „Arbeiten zwischen formeller 
und informeller Ökonomie. Zur (Un-) Vereinbarkeit von 
Arbeits- und Lebenswelt“, in: Pinter, Djordje/Schubert, 
Uwe (Hrsg.): Wirtschaft – Gesellschaft – Natur. Ansätze 
zu einem zukunftsfähigen Wirtschaften, Marburg: Met-
ropolis-Verlag, 367-391. 
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Überschüsse bzw. Defizite der Außenhandels- und Kapitalverkehrsbilanz

Außenhandel Kapitalverkehr 

Mrd. €

 DEFINITION 
Der Indikator weist Überschüsse oder Defizite in der 
Außenhandels- und Kapitalbilanz aus. In der Außen-
handelsbilanz stehen sich die Ein- und Ausfuhren ei-
nes Landes gegenüber; in der Kapitalverkehrsbilanz 
werden Kapitalexporte und -importe erfasst. 
 
Datenquellen: 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Deutschland in 
Zahlen 2002, 2003, 2004, 2005, 2006, 2007, 2009, 
2010, 2011, Tab.4.6 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Außenhandelsbilanzüberschuss lag im Jahr 1990 
bei 53,9 Mrd. Euro, fiel dann auf 11,2 Mrd. Euro im 
Jahr 1991 und steigerte sich bis 2007 fast kontinuier-
lich auf 195,3 Mrd. Euro. Bis zum Jahr 2009 sank der 
Wert – in Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise – 
allerdings wieder auf rund 135,9 Mrd. Euro; 2010 kam 
es mit einem Außenhandelsüberschuss von 154,5 
Mrd. Euro erneut zu einem Anstieg. Die Kapitalver-
kehrsbilanz schwankte hingegen von 1990 bis 2000 
zwischen Werten von -46,7 und +34,2 Mrd. Euro und 
erreichte schließlich 2007 einen Stand von -210,2 
Mrd. Euro. Danach stieg der Wert – ebenfalls als Aus-
wirkung der Finanz- und Wirtschaftskrise – bis auf 
131,4 Mrd. Euro im Jahr 2010. Nach Maßgabe des  
 

Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wach-
stums der Wirtschaft von 1967, das eine ausgeglichene 
Außenbilanz fordert, ist die Entwicklung der letzten 
drei Jahre als Annäherung zu werten (waagrechter 
Pfeil). Jedoch ist der weiterhin enorme Kapitalabfluss 
und die hohe Differenz zwischen den Größen als nega-
tiv zu betrachten. Deshalb wurde hier eine rote Ampel 
vergeben. 
 
 ZIELSETZUNG 
Aufgrund der im Vergleich zu anderen Ländern deutlich 
positiven Außenhandelsbilanz – es werden also wert-
mäßig mehr Waren exportiert als aus dem Ausland 
importiert – wird Deutschland oftmals als „Export-
weltmeister“ bezeichnet. Die Vorteile eines solchen 
Überschusses liegen zunächst auf der Hand: hohe 
Wettbewerbsfähigkeit der nationalen Wirtschaft und 
als Folge davon eine Steigerung der heimischen Pro-
duktionskapazitäten, meist verbunden mit einem Rück-
gang der Arbeitslosigkeit. In gleichem Maße ist aber die 
inländische Wirtschaft von den Exporten und damit 
auch von der konjunkturellen Lage der jeweiligen Han-
delspartner abhängig. Dies zeigt sich insbesondere in 
den starken Einbrüchen des Exportüberschusses 
Deutschlands in den Jahren 2008 und 2009. Ein Außen-
handelsüberschuss ist zudem auch immer mit einem 
positiven Nettokapitalexport verbunden, also einem  
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Anstieg der Forderungen an das Ausland. Hier zeigt sich 
zugleich die Kehrseite der Exportweltmeisterschaft 
Deutschlands, die zulasten andere Länder geht. Dieses 
Ungleichgewicht kann teilweise mit Hilfe von flexiblen 
Wechselkursen ausgeglichen werden. Schwierig wird es 
hingegen innerhalb der Eurozone, wo dieses geldpoliti-
sche Instrument seit der Einführung einer gemeinsa-
men Währung nicht mehr zur Verfügung steht. Den 
deutschen Überschüssen im Export stehen also in an-
deren Ländern Importüberschüsse gegenüber. Dies 
führt dort zu einer wachsenden Verschuldung. Das 
langfristige Ziel in Deutschland sollte daher eine aus-
geglichene Außenhandelsbilanz sein. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Für das Ziel einer ausgeglichenen Außenhandelsbilanz 
ist eine stärkere gemeinsame Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, insbesondere 
der Euroländer, notwendig. Dazu zählen etwa eine 
Vereinheitlichung des Rentenalters sowie die Anpas- 
 

sungder Höhe von Sozialbeiträgen. Eine Währungsuni-
on ohne eine gemeinsame Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik ist, langfristig betrachtet, der Gefahr ausgesetzt zu 
scheitern. Eine weitere Maßnahme wäre eine stärkere 
Regionalisierung der Wirtschaft, um Abhängigkeiten 
von der konjunkturellen Lage auf den Weltmärkten zu 
reduzieren. Dies würde für Deutschland zwar einen 
Rückgang der Exportleistungen bedeuten, in den Län-
dern mit bisher hohen Importüberschüssen jedoch zu 
einem Ausbau von entsprechenden Wirtschaftsstruktu-
ren führen. Diese Umgestaltung sollte jedoch im Sinne 
einer nachhaltigen Entwicklung insbesondere durch 
Förderung von „grünem Wachstum“ erfolgen. Langfris-
tig wäre eine solche Entwicklung für Deutschland si-
cherlich sinnvoller, als durch die ungleiche Verteilung 
der Wirtschaftsleistungen innerhalb der Eurozone viele 
Milliarden Euro zur Stabilisierung von verschuldeten 
Ländern – mit unklaren Aussichten auf Erfolg – bereits-
tellen zu müssen. 
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 DEFINITION 
Die Terms of Trade werden bestimmt, indem die Wer-
te des Ausfuhrpreisindex durch die Werte des Ein-
fuhrpreisindex dividiert werden. Nehmen die Terms 
of Trade ab, muss ein Land für die gleiche Menge Im-
portgüter mehr exportieren (Verschlechterung der 
Terms of Trade). Nehmen die Terms of Trade zu, kann 
ein Land bei gleicher Menge der Exportgüter mehr 
importieren (Verbesserung der Terms of Trade). 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt: Statistisches Jahrbuch 2010, 
Tab. 20.11 und 20.12 
 
 ENTWICKLUNG 
Zwischen 1995 und 2009 variierten die Terms of Tra-
de nur leicht um den Wert 1, mit einer leichten Ten-
denz in den letzten Jahren zu einem Wert unter 1. Der 
Wert erreichte 1999 mit 1,05 seinen höchsten Stand 
und sank in den Folgejahren bis 2008 auf seinen nied-
rigsten Wert von 0,95. Im Jahr 2009 nahmen die 
Terms of Trade einen Wert von 1,02 an und stiegen 
somit im Vergleich zum Vorjahr deutlich, bevor es im 
Jahr 2010 mit 0,98 wieder zu einem Rückgang kam. 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass sich in Deutsch-
land die Export- und Importpreise sehr gleichmäßig 
entwickelt haben, was seinen Ausdruck in den kaum 
 

schwankenden Terms of Trade findet. Aufgrund der 
langfristigen Stabilität wird eine grüne Ampel verge-
ben, der Pfeil bleibt auch weiterhin waagrecht. Dies 
entspricht der letzten Bewertung. 
 
 ZIELSETZUNG 
Die Terms of Trade auf Güterbasis in Deutschland be-
wegen sich seit Jahren um den Wert 1 – das Verhältnis 
von Export- und Importpreisen hat sich sehr gleichmä-
ßig entwickelt. In den Jahren vor der Wirtschaftskrise 
lagen die Terms of Trade unter einem Wert von 1. Eine 
Verschlechterung der Terms of Trade war in den ver-
gangenen Jahren oftmals steigenden Rohstoffpreisen – 
insbesondere den stark gestiegenen Öl- und Gaspreisen 
– geschuldet. Die Verbesserung der Terms of Trade auf 
einem Wert von über 1 im Jahr 2009 – für eine Einheit 
an Importgütern musste Deutschland dann weniger 
exportieren – sind aufgrund des weltweiten zaghaft 
beginnenden Konjunkturaufschwungs nach der Finanz- 
und Wirtschaftskrise und dem damit verbundenen Ans-
tieg der Nachfrage nach deutschen Exportwaren zuzu-
schreiben. Langfristig wäre aber ein erneuter Rückgang 
der Terms of Trade auf einen Wert knapp unter 1 nicht 
sonderlich dramatisch. 
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 EMPFEHLUNGEN 
In diesem Indikator spiegelt sich in besonderem Maße 
die Abhängigkeit Deutschlands von Rohstoffimporten 
von den Weltmärkten wider. Dauerhaft ist diese Ab-
hängigkeit nur mit einem deutlich schnelleren Ausbau 
der erneuerbaren Energien sowie einer Erhöhung der 
Ressourcen- und Energieeffizienz entgegenzuwirken. 
Eine Beschleunigung dieser Entwicklung sollte mit 
staatlichen finanziellen Anreizen unterstützt werden. 
Ein deutlicher Kritikpunkt an dem Indikator im Hinblick 
einer nachhaltigen Entwicklung ist die Tatsache, dass 
 

mit den Terms of Trade keine Bewertung der Gerech-
tigkeit der Austauschverhältnisse erfolgen kann. So 
spielt etwa die Berücksichtigung von Fairtrade keinerlei 
Rolle, und auch die immer noch praktizierte Abschot-
tung des europäischen Agrarmarktes gegenüber Impor-
ten aus den Ländern des Südens wird mit diesem Indi-
kator nicht berücksichtigt. An dieser Stelle wird daher 
auf Indikator 48 verwiesen. Dort werden in den Emp-
fehlungen die Möglichkeiten eines „gerechteren Han-
dels“ näher erläutert. 
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 DEFINITION 
Erwerbstätige sind Arbeitnehmer, Selbstständige und 
mithelfende Familienangehörige. Es wird zwischen drei 
Sektoren unterschieden: Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei (primärer Sektor); produzierendes Gewerbe, 
bestehend aus Bergbau und Gewinnung von Steinen 
und Erden, verarbeitendes Gewerbe, Energie- und 
Wasserversorgung und Baugewerbe (sekundärer Sek-
tor); Dienstleistungsbereich bestehend aus Handel, 
Gastgewerbe und Verkehr, Finanzierung, Vermietung 
und Unternehmensdienstleister, öffentliche und priva-
te Dienstleister (tertiärer Sektor). Zugrunde gelegt wird 
das Inlandskonzept in der Abgrenzung der Volkwirt-
schaftlichen Gesamtrechnung. 
 
Datenquellen: 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Deutschland in 
Zahlen, Ausgaben 2002, 2003, 2004, 2005, 2006, 2007, 
2009, 2010, 2011, Tab. 1.10, 1.9 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Erwerbstätigenstruktur hat sich vom primären und 
sekundären Sektor hin zum tertiären Sektor verlagert. 
Der Anteil des primären Sektors fiel im Zeitraum zwi-
schen 1991 und 2010 von 4,0% auf 2,1%, im sekundä-
ren Sektor nahm der Anteil von 36,7% auf 24,4% ab. 
Der Anteil des tertiären Sektors stieg dagegen in die- 
 

sem Zeitraum von 59,2% auf 73,5% an. Der Indikator 
weist auf einen starken Strukturwandel hin, der zu ei-
nem immer unausgewogeneren Verhältnis zwischen 
den Sektoren führt. Da auf diese Weise die Krisenanfäl-
ligkeit der Ökonomie zunimmt, wird hier eine rote Am-
pel vergeben. Diese Entwicklung hat auch in den letz-
ten Jahren angehalten, weshalb ein Pfeil nach unten 
den kurzfristigen Trend wiedergibt. Die Bewertung hat 
sich damit im Vergleich zu den früheren Ausgaben der 
Studie nicht verändert. 
 
 ZIELSETZUNG 
In den vergangenen Jahren ist im primären und sekun-
dären Sektor die Zahl der Beschäftigten weiter gesun-
ken, wohingegen der tertiäre Sektor – ungeachtet der 
Finanz- und Wirtschaftskrise – weiter zulegen konnte. 
Es ist jedoch für eine nachhaltige Entwicklung wichtig, 
dass der tertiäre Sektor nicht auf Kosten der beiden 
anderen Sektoren wächst. Auch wenn es in den letzten 
Jahren einen Stärkung des Dienstleistungssektor gege-
ben hat, sollte der Anteil der Erwerbstätigen des primä-
ren und sekundären Sektors nicht weiter zurückgehen, 
sondern vielmehr wieder gestärkt werden. Als Ziel ei-
ner nachhaltigen Entwicklung kann die Erhaltung einer 
funktionsfähigen kompletten Wirtschaftsstruktur mit 
entsprechenden Branchen im primären, sekundären 
und tertiären Sektor angesehen werden, um einer 
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Krisenanfälligkeit der Ökonomie entgegenzuwirken. 
Zudem sollten die Sektoren jeder für sich langfristig in 
Bezug auf ihre Güter und Dienstleistungen nachhaltig 
ausgerichtet werden. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die angestrebten Ziele sind nur erreichbar, wenn der 
Ressourcenverbrauch und die Umweltbelastungen vom 
Wachstum entkoppelt werden. Im primären Sektor 
bestehen vor allem durch den Ausbau einer ökologi-
schen, aber auch stärker regional ausgerichteten 
Landwirtschaft große Potenziale einer Wiederbelebung 
und zur Erhöhung der Anzahl der Beschäftigten. Im 
sekundären Sektor kann durch so genanntes „grünes 
Wachstum“ eine Erhöhung der Zahl von Beschäftigten 
in entsprechenden Wirtschaftsbereichen bewirkt wer-
den, die in anderen Industriezweigen durch die Ab-
wanderung von Arbeitsplätzen in Niedriglohnländer 
verschwunden sind. Mit „grünem Wachstum“ geht eine 
Ökologisierung der Produktion und Produkte und somit 
ein deutlich geringerer Ressourcen- und Energiever-
brauch einher. Darunter fällt auch eine stärker als bis- 
 

her ausgeprägte Kreislaufwirtschaft, indem Produkte 
und Rohstoffe nach ihrer Gebrauchsphase zurückge-
nommen, in ihre Einzelbestandteile zerlegt und die 
enthaltenen Produktteile und Rohstoffe wieder- oder 
weiterverwendet werden. „Grünes Wachstum“ erfor-
dert außerdem eine Internalisierung aller externen 
Kosten, die bei der Produktion entstehen. So müssen 
sich etwa die Kosten der produktionsbedingten CO2-
Emissionen auch in den Produktpreisen beim Käufer 
widerspiegeln. In Deutschland sollte mit einer solchen 
Umorientierung auf „grünes Wachstum“ schnellstmög-
lich begonnen werden. Als Beispiel für aufstrebende 
Länder wie Indien, China und Brasilien kann demons-
triert werden, dass die Umgestaltung einer Industriege-
sellschaft von einer reinen quantitativen Wachstums-
orientierung hin zu einem qualitativen, grünen Wach-
stum verbunden mit Ressourcen- und Energieeffizienz 
durchaus möglich und im Rahmen einer nachhaltigen 
Entwicklung ebenso sinnvoll ist – auch wenn dies kurz-
fristig mit einem Anstieg des allgemeinen Preisniveaus 
einhergehen kann. 
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 DEFINITION 
Dargestellt wird die jeweilige Auslastung der Produkti-
onskapazitäten verschiedener Wirtschaftsbereiche in 
Prozent der Vollauslastung. 
 
Datenquellen: 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Lage, Zeitreihen für Deutschland, Industrie-
indikatoren, ZR061 Kapazitätsauslastung im Verarbei-
tenden Gewerbe,  
www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/fileadmin/ 
dateiablage/download/zeitreihen/ZR061.xls 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Kapazitätsauslastung im verarbeitenden Gewerbe 
wies in den einzelnen Bereichen deutliche Unterschie-
de in der Auslastungsquote auf. Insbesondere bei den 
Investitionsgüterproduzenten war dieser Wert bis zum 
Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise hoch. Kurz vor 
der Krise konnten die Investitionsgüterproduzenten 
eine Kapazitätsauslastung von 92% verzeichnen. Die 
Auslastung der Vorleistungsgüterproduzenten und des 
verarbeitenden Gewerbes insgesamt lag bei 86,3 bzw. 
87,3%. Bei den Konsumgüterproduzenten betrug der 
Wert 81,8% und bei den Verbrauchsgüterproduzenten 
80,9%. Im Jahr 2008 sank die Auslastung geringfügig – 
wohingegen es im Jahr 2009 zu einem deutlichen Ein- 
 

bruch kam. Bereits ab 2010 zeichnete sich jedoch eine 
leichte Erholung bei der Kapazitätsauslastung ab. Die 
Kapazitätsauslastung korreliert somit stark mit dem 
Konjunkturverlauf. Da die Auslastung in allen Bereichen 
stark eingebrochen ist und sich in den letzten Jahren 
eine Differenz zwischen den verschiedenen Branchen 
herausbildete, sich die Auslastung 2010 jedoch wieder 
etwas erholte, wird eine gelbe Ampel vergeben. Für 
den Trend wird ein Punkt vergeben, da auf Grund der 
Finanzkrise starke Schwankungen vorlagen. Bei der 
letzten Bewertung wurde ein waagerechter Pfeil ver-
geben, da die Kapazitätsauslastung relativ gleichblei-
bend war. 
 
 ZIELSETZUNG 
In Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise in den Jahren 
2008 und 2009 sank die Kapazitätsauslastung im verar-
beitenden Gewerbe. Betroffen waren davon insbeson-
dere Vorleistung- und Investitionsgüterproduzenten. 
Hier zeigte sich eine starke Konjunkturabhängigkeit 
dieser vor allem auf den Export ausgerichteten Bran-
chen. Die Nachfrage nach Konsum- und Verbrauchsgü-
tern blieb dagegen in den Jahren 2009 und 2010 nahe-
zu unverändert. Das Ziel einer nachhaltigen Entwick-
lung ist ein langfristiger Anstieg der Kapazitätsauslas-
tung auf ein Niveau von rund 90 Prozent in allen Wirt-
schaftsbereichen. 
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 EMPFEHLUNGEN 
Durch eine höhere Kapazitätsauslastung und Nutzung 
bestehender Strukturen wird zugleich eine Überinvesti-
tion in neue Kapazitäten vermieden. Allerdings sollte 
diese Erhöhung der Auslastung mit einer Ökologisie-
rung der Produktionsprozesse und Produkte einherge-
hen; wie dies bereits bei den anderen Indikatoren aus 
dem Bereich Ökonomie unter dem Stichwort „grünes  
 

Wachstum“ gefordert wird. Des Weiteren ist eine kon-
sequente antizyklische Wirtschaftspolitik notwendig, 
um einem so genannten „Schweinezyklus“ auf der An-
gebotsseite entgegenzuwirken und die Nachfrage auf 
einem annähernd konstanten Niveau zu halten. Dies 
führt langfristig dazu, die Kapazitätsauslastungen in 
den einzelnen Branchen auf einem annähernd gleichen 
Niveau zu halten. 
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 DEFINITION 
Der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte wird aus den Preisveränderungen von rund 
750 Waren und Dienstleistungen errechnet. Der Index 
bezieht sich auf einen statistischen Durchschnittshaus-
halt, das heißt, er ist nicht unmittelbar auf die Situation 
des eigenen privaten Haushalts übertragbar. Abwei-
chend von Indizes für die Lebenshaltung von Vier-
Personen und Zwei-Personen-Haushalten steht dieser 
Preisindex nicht für eine einzelne Gruppe, sondern für 
einen Bevölkerungsquerschnitt. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt: Statistisches Jahrbuch 2010, 
Tab. 20.10 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anstieg der Verbraucherpreise lag in Deutschland 
seit Mitte der 1990er Jahre im Schnitt bei jährlich unter 
2%. Erst kurz vor und während der Finanz- und Wirt-
schaftkrise lagen die Werte 2007 und 2008 bei 2,3% 
bzw. 2,6%. Als Folge der Krisenjahre stieg der Preisin-
dex für die Lebenshaltung 2009 nur um 0,4% – legte 
aber bereits 2010 wieder auf 1,2% zu. Insbesondere 
der starke Preisanstieg von Benzin, Diesel und Heizöl 
führte 2007 und 2008 zu dem starken Zuwachs bei den 
Verbraucherpreisen – wie auch im Jahr 2010, als die 
 

Rohölpreise auf den Weltmärkten wieder deutlich zu-
legten und zu neuen Höchstständen führten. Ebenfalls 
angestiegen sind die Preise für Strom und Gas, wobei 
die Preisänderungen dort etwas geringer ausfielen.1 

Diese moderate Inflationsrate wurde von Ökonomen 
als günstig beurteilt, weil sie deflationäre Tendenzen 
vorbaute und eigentlich mit Preisniveaustabilität 
gleichzusetzen war, wenn man Qualitätssteigerungen 
bei Gütern berücksichtigte. Jedoch lässt sich aus der 
Entwicklung des Indikators vor allem in den letzten 
Jahren keine eindeutige Entwicklung ablesen, sodass 
dieser insgesamt nur mit einer gelben Ampel bewertet 
wird. Der waagrechte Pfeil ergibt sich, da die Inflations-
raten bis 2009 stabil bei Werten unter 3% lagen und die 
Situation sich kaum verändert hat. Im Jahr 2009 sank 
die Inflationsrate mit einem Wert von 0,4% im Ver-
gleich zum Vorjahr mit 2,6% wieder stark ab. 
 
 ZIELSETZUNG 
Das Ziel ist langfristig eine moderate Inflationsrate, 
sodass eine weitgehende Preisniveaustabilität erreicht 
wird, ohne in die Gefahr einer Deflation zu laufen. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die steigenden Preise auf dem Energiemarkt tragen zu 
einem nicht unerheblichen Teil zu den Steigerungen 
der Verbraucherpreise bei. Auf Dauer kann diesem 
 
 

INDIKATOR 23: 

HOHE  
PREISNIVEAUSTABILITÄT 

68 

 

B4 

Veränderung des Preisindex für die Lebenshaltung in 
Prozent (2005 = 100) 



 
 

 

1 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hg.) (2011): Preismonitor des Statistischen Bundesamtes, 
www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Statistiken/Zeitreihen/WirtschaftAktuell/Preismonitor/Ueber
sicht/Preismonitor,templateId=renderPrint.psml 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anstieg nur mit einer Verringerung der Abhängigkeit 
von Rohstoff- und Energieimporten entgegen gewirkt 
werden. Dazu ist jedoch ein massiver Ausbau der er-
neuerbaren Energien einhergehend mit einer Steige-
rung der Energieeffizienz notwendig. Um Anreize für 
Unternehmen, aber auch für private Haushalte zu set-
zen, diesen Weg zu beschreiten, ist zum einen eine 
weitere gezielte staatliche Förderung von entspre-
chenden Maßnahmen – etwa Programme zur energeti-
schen Sanierung von Gebäuden – notwendig. Zum an- 
 

deren sollten durch die Internalisierung von externen 
Kosten, die etwa der Klimawandel in Folge von CO2-
Emissionen verursacht, die Produktpreise auch die tat-
sächlichen Kosten wiedergeben. Mittelfristig könnte 
dieser Prozess mit einem vorübergehend stärkeren 
Anstieg der Verbraucherpreise einhergehen. Langfristig 
können dadurch jedoch die Weichen gestellt werden, 
das Preisniveau stabil zu halten und eine nachhaltige 
Entwicklung der Ökonomie zu fördern. 
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 DEFINITION 
Gemessen wird das Verhältnis eines Preisindex, der auf 
der Basis eines „nachhaltigen Warenkorbs“ berechnet 
wird, zum Preisindex der Lebenshaltung allgemein. 
 
 ERLÄUTERUNG 
Der Rat für Nachhaltige Entwicklung der Bundesrepub-
lik Deutschland hat im Jahr 2003 ein Projekt durchge-
führt, das Kriterien und Empfehlungen zum Konsum 
nach dem Leitbild der Nachhaltigkeit systematisch zu-
sammengestellt hat; in den vergangenen Jahren wur-
den diese Empfehlungen immer weiter ausgebaut und 
aktualisiert. Näheres findet sich unter:
 http://www.nachhaltigkeitsrat.de/projekte/eige
ne-projekte/nachhaltiger-warenkorb/ 
 
Auf der Grundlage dieser Kriterien könnte ein Waren-
korb, der zur Berechnung des Preisindex für die Le-
benshaltungskosten verwendet wird, mit den jeweils 
entsprechenden „nachhaltigen“ Gütern und Dienstleis-
tungen gefüllt werden. Die Preisdifferenz gäbe dann an, 
um wie viel teurer es ist, den Konsum auf nachhaltigere 
Weise zu gestalten. 
 
Eine Gesamtberechnung für die Bundesrepublik 
Deutschland liegt nach wie vor nicht vor. Während wir 
2004 noch damit rechneten, dass es in absehbarer Zeit 
 
 

verlässliche Daten zu dieser Frage geben könnte, ist es 
heute noch immer nicht abzusehen, ob und wann sich 
die amtliche Statistik mit dieser Aufgabe beschäftigen 
wird. Ein entsprechendes Forschungsprojekt ist von 
Seiten der FEST in Zusammenarbeit mit anderen For-
schungseinrichtungen für 2012 bis 2013 geplant. 
 
Einen allerersten, weder auf die gesamte Bundesrepub-
lik noch auf die gesamten Lebenshaltungskosten über-
tragbaren Hinweis gibt eine Diplom-Arbeit, die 2006 an 
der Universität Heidelberg entstanden ist und deren 
Verfasser eine eigene empirische Untersuchung der 
Preisverhältnisse zwischen konventionellen und nach-
haltigen Produktalternativen im Bereich Nahrungs- und 
Genussmittel – beschränkt auf die Stadt Heidelberg – 
durchgeführt hat. Das Ergebnis weist auf erhebliche 
Zusatzkosten bei einem nachhaltigen Konsumstil im 
Vergleich zu konventionellem Konsum hin. Setzt man 
für das Jahr 2006 den Indexwert bei konventionellem 
Konsum auf 100, so beträgt der Indexwert für nachhal-
tige Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke 250,5; 
bei alkoholischen Getränken beträgt der Indexwert 
161. Aufgrund des geringen Anteils der Nahrungs- und 
Genussmittelausgaben bei den Lebenshaltungskosten 
insgesamt relativiert sich das Ergebnis wieder: Würde 
man diese beiden Bereiche auf einen nachhaltigen 
Konsumstil umstellen, die übrigen Ausgaben unverän- 
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dertlassen, läge der Gesamtlebenshaltungskosten-
Index bei 117,8. 
 
Gerade in der letzten Zeit sind deutliche Annäherungen 
der Preisindices durch mögliche Preissenkungen bei der 
Nutzung erneuerbarer Energien abzusehen – die so 
genannte „grid-parity“, also gleiche Kosten bei der Nut-
zung erneuerbarer und nicht erneuerbarer Energieträ-
ger – wird noch in diesem Jahrzehnt erwartet. Die 

 
 

Nutzung der „economies of scale“ eines nachhaltigen 
Lebensstils wird dann möglich, wenn der Anteil der 
entsprechenden Nachfrage wächst. 
 
Quelle: Haubach, Christian (2006): Ein Index der Kos-
tenNachhaltiger Lebenshaltung – die Kosten nachhalti-
gen Konsums am Beispiel Heidelbergs. Dipl.Arbeit an 
der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Univer-
sität Heidelberg. 
 

 

 

FEHLENDE DATENGRUNDLAGE 

“GRID-PARITY“ FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN 

ECONOMIES OF SCALE NUTZEN 

71 



 
 

 
  

   

0

2500

5000

7500

10000

12500

15000

17500

20000

22500

1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

Öffentliche Schulden pro Einwohner€

 DEFINITION 
Erfasst werden die Schulden der Öffentlichen Haushal-
te insgesamt: Dies umfasst Kreditmarktschulden, Kas-
senverstärkungskredite und innere Darlehen. Wegen 
der zunehmenden Ausgliederung von Einrichtungen 
aus den Öffentlichen Haushalten ist die Vergleichbar-
keit der Daten über die Zeit beeinträchtigt. 
 
Datenquellen: 
Öffentliche Schulden: Statistisches Bundesamt, Statisti-
sches Jahrbuch 2010, Tab. 23.6.1; Einwohner: Statisti-
sches Jahrbuch 2010 Tab. 3.1.1; Diskontrate siehe Indi-
kator 23, Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 
5, 2009 
 
 ENTWICKLUNG 
Die öffentlichen Schulden pro Einwohner stiegen von 
8.519 Euro im Jahr 1992 auf 20.698 Euro im Jahre 2009 
an. In den Jahren 1992 bis 1995 und zwischen 2008 und 
2009 war der Anstieg dabei am stärksten, von 2000 auf 
2001 war kurzfristig sogar ein Rückgang zu verzeichnen. 
Danach verlief der Anstieg wieder etwas stärker als in 
den Jahren von 1996 bis 2000. Das hohe Niveau der 
Staatsverschuldung hat durch umfangreiche Zins- und 
Tilgungszahlungen den Handlungsspielraum staatlicher 
Institutionen erheblich eingeschränkt; überdies werden 
kommende Generationen mit den Schuldenzahlungen 
 

belastet, ohne dass sich die kreditfinanzierten Staats-
ausgaben unbedingt für sie auszahlen. Daher ist die 
Verschuldung des Staates mit einer roten Ampel zu 
bewerten. Der fallende Pfeil wird gewählt, weil die 
Verschuldung pro Kopf in den letzten Jahren weiter 
angestiegen ist. 
 
 ZIELSETZUNG 
Hier sollte der europäische Stabilitäts- und Wach-
stumspakt des Maastricht-Vertrags eingehalten wer-
den, das heißt, ein Haushaltsdefizit von 3% und eine 
Schuldenstandsquote von 60% sollten als dauerhafte 
Obergrenzen für die Staaten der Europäischen Union 
gelten. Zusätzlich hat Deutschland 2009 beschlossen, 
eine Schuldenbremse im Jahr 2011 einzuführen. Dem-
nach soll das strukturelle Defizit auf maximal 0,35% des 
BIP zurückgeführt werden. Ausnahmen gelten bei 
schweren Rezessionen und Naturkatastrophen. Ab 
2020 dürfen die Länder überhaupt keine Schulden 
mehr machen, es gilt dann ein Verbot der Nettokredit-
aufnahme der Länder. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die Einführung der Schuldenbremse in Deutschland 
wurde kontrovers diskutiert. Einerseits kommt es den 
künftigen Generationen zugute, wenn die öffentlichen 
Schulden reduziert werden, in Zukunft weniger für Zins-  
 

INDIKATOR 25: 

GESUNDE STRUKTUR  
DER ÖFFENTLICHEN 
HAUSHALTE 

72 

 

B5 

Öffentliche Schulden in Euro pro Einwohner (in Preisen 
des Jahres 2000) 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

und Tilgungszahlungen ausgegeben werden muss und 
dafür die Staatsausgaben besser für nachhaltige Poli-
tikmaßnahmen verwendet werden können. Vor allem 
den Bildungsausgaben sollte eine hohe Priorität einge-
räumt werden, denn Investitionen in das Humankapital 
sind in einer Gesellschaft ohne Rohstoffe langfristig gut 
angelegt. Anderseits basieren solche Ziele wie etwa die 
Schuldenbremse auf Vorausberechnungen der Staats-
einnahmen. Diese können allerdings im Falle einer Re-
zession und schlechteren wirtschaftlichen Entwicklung 
auf den globalen Finanzmärkten ganz anders ausfallen 

als prognostiziert. Durch die Verabschiedung einer 
Schuldenobergrenze hat der Staat dann nur noch be-
grenzte Investitionsmöglichkeiten. 
Das wohlbekannte Dreieck – Ausgaben reduzieren, 
Steuern erhöhen und unnötige Subventionen senken – 
ist der beste und nachhaltigste Weg für eine gesunde 
Struktur der öffentlichen Haushalte. Daher sollte ein 
Ausgabenkonzept statt einer Schuldenbremse überlegt 
werden. Die Ausgaben sind weniger vom Konjunktur-
verlauf abhängig und deswegen besser in den darauf-
folgenden Zeiträumen kontrollierbar. 
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Steuraufkommen pro Einwohner (in Preisen des Jahres 2005)€

 DEFINITION 
Erfasst werden die kassenmäßigen Einnahmen von 
Steuern und steuerähnlichen Abgaben, nicht hingegen 
Gebühren, sonstige Entgelte und Einnahme des Staates 
aus wirtschaftlicher Tätigkeit. 
 
Datenquellen: 
Steueraufkommen: Statistisches Bundesamt, Statisti-
sches Jahrbuch 2010, Tab. 23.1.1; Einwohner: Statisti-
sches Jahrbuch 2010 Tab.2.1.1; Preisindex: Statistisches 
Jahrbuch 2010, Tab. 20.10 
 
 ENTWICKLUNG 
Das Steueraufkommen pro Einwohner liegt derzeit bei 
10.391 Euro pro Einwohner der Bundesrepublik. Die 
Entwicklung verlief nicht einheitlich, der höchste Stand 
wurde im Jahr 2000 mit 10.048 Euro erreicht. Danach 
ist es bis 2005 kontinuierlich gefallen, um 2006 stark 
anzusteigen. Auch in den Anfängen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise wurde ein erneuter Höchststand er-
reicht. Angesichts eines dauerhaften Defizits des staat-
lichen Haushalts wurde eine rote Ampel vergeben, weil 
das Niveau der Steuereinnahmen strukturell zu niedrig 
war, um alle staatlichen Ausgaben zu finanzieren. Da 
die Steuereinnahmen im Jahr 2009 wieder gefallen 
sind, wird ein waagerechter Pfeil vergeben. Der Pfeil 
wurde von steigend auf waagerecht verändert, die  
 

Ampel blieb gleich. 
 
 ZIELSETZUNG 
Das Ziel ist eine nachhaltige Finanzpolitik, die sich etwa 
in der weiteren Ausgestaltung der Ökosteuer doku-
mentieren könnte. Bei einer nachhaltigen Finanzpolitik 
geht es letztlich darum, Fehlentwicklungen langfristiger 
Natur zu vermeiden und weit in die Zukunft reichende 
Wirkungszusammenhänge zu berücksichtigen. Im Mit-
telpunkt steht also ein zeitlich weit gefasstes Verständ-
nis von Haushaltsdisziplin und notwendiger Haushalts-
konsolidierung. Allerdings wird der auf die Finanzpolitik 
bezogene Begriff der Nachhaltigkeit in vielerlei Bedeu-
tungen gebraucht: Dahinter verbirgt sich ein ganzer 
Komplex von mehr oder weniger eng miteinander ver-
wobenen und nicht immer eindeutig voneinander 
trennbaren Zielaspekten. Teils steht dabei die langfris-
tige Sicherung der politischen Handlungsfähigkeit des 
Staates im Vordergrund, teils werden Fragen der inter- 
und intragenerationellen Gerechtigkeit verhandelt, um 
zwischen Arm und Reich auszugleichen und nicht auf 
Kosten der künftigen Generationen zu leben. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Laut den Daten des Statistischen Bundesamtes hat im 
Jahr 2010 die Umsatzsteuer am stärksten bei den 
Staatseinnahmen mit ca. 180 Mrd. Euro zu Buche ge- 
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schlagen, gefolgt von der Lohnsteuer mit ca. 127 Mrd. 
Euro, der Energie- und Gewerbesteuer mit 39 Mrd. 
Euro beziehungsweise 35 Mrd. Euro. Die Schwankun-
gen der letzten Jahre waren mit einer starken Volatili-
tät der gewinnabhängigen Steuern verbunden. Das 
deutsche Steuersystem ist mit seinen zahlreichen  
 

Sonderregelungensehr kompliziert und komplex. Ein 
übersichtlicheres System würde die Akzeptanz in der 
Öffentlichkeit verbessern und Verzerrungen vermin-
dern. Hierfür müsste die Transparenz des Steuersys-
tems erhöht werden, indem es so weit wie möglich 
vereinfacht und übersichtlicher gestaltet wird. 
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Anzahl der EMAS-validierten Organisationen

 DEFINITION 
Erfasst werden alle Organisationen, die nach der „Ver-
ordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 25. November 2009 über die 
freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem 
Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und 
Umweltbetriebsprüfung“ validiert worden sind. Ab 
2003 wird nicht mehr nach Standorten, sondern nach 
Organisationen erfasst, weshalb der Wert geringer 
ausfällt. 
 
Datenquellen: 
Daten der Deutschen Industrie- und Handelskammer, 
www.dihk.de; Umweltbundesamt: http://www.env-
it.de/umweltdaten/public/theme.do?nodeIdent=2342 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Anzahl der EMAS-validierten Organisationen er-
reichte im Jahre 2000 mit 2.669 ihren Höchststand und 
ist seitdem kontinuierlich gefallen. Aufgrund der Um-
stellung der Erfassung ist die Vergleichbarkeit der Da-
ten vor und nach 2003 nur eingeschränkt möglich, doch 
der Abwärtstrend hält an. Die Anzahl der EMAS-
validierten Organisationen lag 2010 (Stand Oktober) 
bei nur noch 1.327. Der Anteil der EMAS-validierten 
Unternehmen an der Gesamtzahl von über drei Millio-
nen ist damit nach wie vor verschwindend gering, 
 

sodass die Bewertung bei rot bleibt. Auch der Pfeil zeigt 
aufgrund der abnehmenden Anzahl weiterhin nach 
unten. 
 
 ZIELSETZUNG 
Bis 2015 sollen – nach den Vorstellungen der Europä-
ischen Kommission – 23.000 Unternehmen bzw. Orga-
nisationen nach EMAS und bis 2020 35.000 registriert 
werden. Bezogen auf Deutschland würde das bedeu-
ten, dass 2015 7.100 Organisationen validiert sein 
müssten, und 2020 10.800 Organisationen. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Im November 2010 (laut der Geschäftsstelle des Um-
weltgutachterausschusses, erstellt nach dem Europä-
ischen EMAS-Register) kamen 28% aller nach EMAS 
validierten Organisationen in Deutschland aus Baden-
Württemberg, gefolgt von Bayern mit 21% und Nord-
rhein-Westfalen von 11%. Mehr als die Hälfte der 
EMAS-Organisationen konzentrieren sich also auf drei 
Bundesländer. Viele Unternehmen verweisen auf die 
Kosten als wesentlichen Faktor für die Einführung eines 
Umweltmanagements nach der DIN EN ISO 14001. Vor 
allem die Kosten für die Erstellung der Umwelterklä-
rung und deren Druck wird als Argument angeführt. 
Den möglichen Nutzen durch die Information der Öf-
fentlichkeit wird dabei nicht gesehen. In aller Regel sind  
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diese Vorteile auch nicht in geldlichen Einheiten mess-
bar. Weiterhin werden die Kosten für das externe Audit 
(durch einen Umweltgutachter) als aufwändig bezeich-
net. Die möglichen Vorteile einer Rechtssicherheit 
werden dabei durchaus häufig übersehen. Ferner wird 
kritisiert, dass EMAS nur im europäischen Raum gut 
etabliert und bekannt sei. Mit EMAS III ist dieses Argu-
ment allerdings nicht mehr zutreffend, da nunmehr 
EMAS weltweite Gültigkeit besitzt. Zahlreiche Studien 
unterstreichen weitere Vorteile, die sich durch die Teil-
nahme an EMAS ergeben. Genannt werden etwa die 
Einbindung der Mitarbeiter in die Umweltproblematik 
der Organisation, die Steigerung der organisatorischen 
Leistung, aber auch die mittel- bis langfristige Kosten-
senkung. 
 

Um die EMAS-Validierung in Europa weiter auszubauen 
sollten von der EU-Kommission mehr Anreize zur Teil-
nahme an Umweltmanagement und Umweltbetriebs-
prüfung verabschiedet werden. Die Anreize könnten im 
steuerlichen Bereich liegen, indem EMAS-Organisa-
tionen steuerliche Nachlässe etwa bei der Umsatzsteu-
er oder der Gewerbesteuer erhalten, daneben sollten 
sie verbilligte Kredite zur Einführung von ökologischen 
Maßnahmen (wie etwa beim Bau von Photovoltaik- 
oder Solaranlagen, Dämmung des Gebäudes) erhalten. 
Im Weiteren sollten die Bundes- und Landeseinrichtun-
gen bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen die 
Auftragnehmer mit einer EMAS-Validierung bevorzu-
gen. Dies könnte die Teilnahme an EMAS deutlich er-
höhen. 
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Anteil der Umweltschutzinvestitionen an den Gesamtinvestitionen%

 DEFINITION 
Ausgaben für Umweltschutz sind alle Ausgaben zur 
Beseitigung, Verringerung oder Vermeidung von Um-
weltbelastungen. Die Ausgaben sind schwierig zu er-
mitteln, und es gibt viele Grenzbereiche. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, Statistische Jahrbücher 2004, 
2005, 2006, 2008, 2009, 2010 Tab.11.1, Tab. 12.1 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anteil der Umweltschutzinvestitionen an den Ge-
samtinvestitionen ist von 1991 bis 2005 von 5,3% auf 
2,7% gefallen. Von 1991 bis 1994 stieg der Anteil zu-
nächst auf 6,6% an, um dann bis 1997 kontinuierlich 
zurückzugehen. Von 1997 bis 2001 gab es kaum eine 
Veränderung, danach gab es bis 2004 eine disparate 
Entwicklung, erst ab 2005 ist dann wieder ein konti-
nuierlicher Anstieg zu verzeichnen. Bewertet wird die 
Entwicklung mit gelb, denn im Vergleich zu den 1990er 
Jahren ist der Anteil der Umweltschutzinvestitionen an 
den Gesamtinvestitionen zurückgegangen, allerdings 
seit 2005 wieder leicht steigend. Der Pfeil zeigt nach 
oben, da in den letzten drei Jahren ein anhaltender 
Anstieg zu verzeichnen ist. 
Die Erhebung des Statistischen Bundesamtes gibt 
Informationen über Umfang, Struktur und Entwicklung 
 

der Investitionstätigkeit für Umweltschutzmaßnahmen 
in der gewerblichen Wirtschaft; dabei werden Umwelt-
bereiche wie Abfallentsorgung, Gewässerschutz, Lärm-
bekämpfung oder Luftreinhaltung unterschieden. Dabei 
handelt es sich sowohl um Ausrüstungen (z.B. Maschi-
nen, Anlagen und Fahrzeuge) als auch um Bauten (etwa 
Gebäude, Kanalisationsanlagen, Deponien). Im Jahr 
2007 haben die Unternehmen des produzierenden 
Gewerbes (ohne Baugewerbe) in Deutschland rund 1,9 
Mrd. Euro für Investitionen in den additiven, nachsor-
genden Umweltschutz getätigt oder in integrierte 
Technologien investiert, die Emissionen schon während 
der Produktion vermeiden. Dies entspricht einer Quote 
von 4,6% an den Gesamtinvestitionen. 2005 lag der 
Anteil der Umweltschutzinvestitionen an den Gesamt-
investitionen noch bei 2,8%. Nach Umweltbereichen 
gegliedert lag der Hauptanteil der Investitionen für den 
Umweltschutz im Jahr 2007 bei 850 Mio. Euro (45,9%) 
bei Maßnahmen zur Luftreinhaltung, wie beispielswei-
se für Entschwefelungs- und Entstickungsanlagen. Auf 
den Bereich Gewässerschutz entfielen 720 Mio. Euro 
(38,9%)für die Anschaffung von Klärschlammbehand-
lungsanlagen, Anlagen zur Wasserkreislaufführung und 
Sicherheitsvorrichtungen für den Umgang mit Wasser 
gefährdenden Stoffen. In der Abfallwirtschaft (10,3%) 
und der Lärmbekämpfung (4,9%) fielen die Umwelt-
schutzinvestitionen vergleichsweise gering aus. 
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 ZIELSETZUNG 
Unter der Annahme, dass geringer werdende Umwelt-
schutzinvestitionen auf eine Verbesserung der Umwelt 
hindeuten, sollten die Investitionen eigentlich konti-
nuierlich zurückgehen bzw. sich auf einem relativ nied-
rigen Niveau an den Gesamtinvestitionen bewegen. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Jeder Betrieb kann einen Beitrag für die Umwelt leis-
ten. Nicht nur durch die Einführung eines Umweltma-
nagements nach EMAS, sondern auch durch Maßnah-
men zur Abfallvermeidung, Lärmbekämpfung oder 
Luftreinhaltung kann die betriebliche Umweltbilanz 
verbessert werden. Umweltschutzinvestitionen dienen 
aber vor allem dem nachsorgenden Umweltschutz. Bei 
der Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes 
geht es letztlich aber um vorsorgende Maßnahmen. So 
könnte etwa das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG)weiter ausgebaut werden, um Investitionen in  
 

Anlagen zur Energiegewinnung aus regenerativen Quel-
len (Biomasse, Wind, Sonne, Wasser) auch für Unter-
nehmen des produzierenden Gewerbes attraktiver zu 
machen. Daneben sollte auch die Nutzung von Ökost-
rom steuerlich gefördert werden. Ebenso würde es sich 
anbieten, lärmarme und energieeffiziente Maschinen 
einzusetzen, denn nach wie vor besteht in der Industrie 
ein enormes Einsparpotenzial beim Energieverbrauch. 
Die Schaffung von Informationszentren, Netzwerken 
etc. in Form von neuen Schnittstellen zwischen Wirt-
schaft, Verbänden, Wissenschaft und Politik würde 
einen regelmäßigen Austausch zu aktuellen Problemen 
wie Ressourcen- und Energieeffizienz ermöglichen. Es 
könnte auch eine Anlaufstelle zur Information über 
Förderprogramme oder auch Best-Practice-Beispiele 
darstellen. Umweltschutzinvestitionen helfen Kosten 
einzusparen und die Abläufe in den Betrieben zu opti-
mieren. 
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Ökologisch bewirtschaftete landwirtschaftliche Nutzfläche in Prozent der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche insgesamt

%

 DEFINITION 
Erfasst wird die ökologisch bewirtschaftete Fläche der 
Betriebe, die im Sinne der EWG-Verordnung 2092/91 
einem Kontrollverfahren zum ökologischen Landbau 
unterliegen (EWG-Öko-Verordnung). Die Summe dieser 
Flächen ist als Anteil an der Landwirtschaftsfläche in-
sgesamt auszuweisen. Der „ökologische Landbau“ wur-
de im Rahmen der Landwirtschaftszählung 1999 ers-
tmals in der amtlichen Agrarstatistik in Deutschland 
aufgegriffen. 
 
Datenquellen: 
Umweltbundesamt:  http://www.env-it.de/umwelt 
daten/public/theme.do?nodeIdent=2864;BOLW, Bund 
Ökologische Lebensmittelwirtschaft, Bilanzkonferenz 
2007, Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Umweltökono-
mische Gesamtrechnungen. Nachhaltige Entwicklung in 
Deutschland. Indikatoren zu Umwelt und Ökonomie. 
Wiesbaden 2011. 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anteil der ökologisch bewirtschafteten landwirt-
schaftlichen Fläche stieg von 1994 bis 2010 kontinuier-
lich an. Der Wert erhöhte sich von 1,6% auf 5,9% und 
hat sich damit mehr als verdreifacht. In ihrer Nachhal-
tigkeitsstrategie sieht die Bundesregierung einen Anteil 
der ökologisch bewirtschafteten landwirtschaftlichen 
 

Fläche in Höhe von 20% (ohne zeitliche Vorgabe) vor. 
Angesichts dessen ist der Wert von 5,9 % nach wie vor 
zu gering und die Bewertung bleibt bei rot. Der Auf-
wärtstrend hat jedoch angehalten und der Pfeil zeigt 
deshalb weiterhin nach oben. 
 
 ZIELSETZUNG 
Das Ziel der Bundesregierung liegt bei 20% ökologisch 
bewirtschafteter landwirtschaftlicher Nutzfläche in 
Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche insgesamt. 
Eurostat schätzt den Anteil der Ökolandbaufläche im 
Jahr 2009 für die gesamte landwirtschaftliche Nutzflä-
che der EU 27 auf 4,7% (8,6 Mio. Hektar). Da Österreich 
schon jetzt über einen Anteil von 15,7% verfügt, sollte 
das Ziel von 20% bis zum Jahr 2020 erreicht werden. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Am 11. Juli 2011 hat der Rat für Nachhaltige Entwick-
lung in Deutschland neue Empfehlungen zum Thema 
„Gold-Standard Ökolandbau: Für eine nachhaltige Ge-
staltung der Agrarwende“1 veröffentlicht. Die Nachfra-
ge nach ökologischen Produkten steigt rasant und er-
fordert weitere Flächen für den Ökolandbau. Was auf 
dem heimischen Markt nicht zu bekommen ist, wird 
zurzeit aus dem Ausland eingeflogen und trägt damit zu 
einer steigenden CO2-Bilanz bei. Der Rat nennt in seiner 
Agrarwende die notwendigen Schritte zur Erreichung  
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1 Rat für Nachhaltige Entwicklung (Hrsg.)(2011): „Gold-Standard Ökolandbau“: Für eine Nachhaltige Gestaltung der Agrarwende. Texte Nr. 
40, Berlin  

2 ebenda, S. 6 
3 ebenda, S. 8 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

des Zieles von 20% Ökolandbau an der Gesamtfläche in 
Deutschland. Dazu zählt unter anderem der Vorrang 
der Ackerfläche für die Lebensmittelproduktion (Kon-
kurrenz um den Faktor Boden), die Reform der Europä-
ischen Agrarpolitik (Mittel für Agrarumweltprogramme 
nicht kürzen), Förderung von Ökoprodukten (neue 
Marktzugänge schaffen) sowie Schaffung von politi-
schen Rahmenbedingungen. Zusätzlich fordert der Rat 
die Landwirtschaft als integrierten Teil der Energie-
wende anzusehen. „Um negative Umweltwirkungen 
und zunehmende Flächenkonkurrenz zu vermeiden, 
sollten vorrangig die Verwertung von landwirtschaftli-
chen Reststoffen und besonders naturverträgliche An-
bauverfahren und Kulturen gefördert werden“, so der 
Rat in seiner Empfehlung.2 Als notwendig wird angese-
hen, die Vergütungsstruktur des EEG zu prüfen und die 
Biogasproduktion nach ökologischen Richtlinien durch 
Einführung eines Nachhaltigkeitsbonus zu fördern. 
Weiter fordert der Rat den „Aktionsplan ökologischer 
Landbau“ in Zusammenarbeit mit Vertretern der Wirt- 
 

schaft, Wissenschaft und Politik zu entwickeln und zu 
beschließen. Dies könnte in einer Art Roadmap 2050 
festgehalten werden. Auch in der Landwirtschaft muss 
unternehmerisch gehandelt werden.  
Angesicht der Entwicklungen (höhere Konsumnachfra-
ge nach ökologischen Nahrungsmitteln) sollte schon 
heute eine gekürzte und vorläufige „Roadmap 2020“ 
entwickelt werden, um auch mittelfristig an den wich-
tigsten Eckpunkten der Agrarpolitik festzuhalten. „Da 
die europäische Landwirtschaft (...) dann international 
nicht wettbewerbsfähig (ist), wenn anderenorts auf 
diese Anforderungen verzichtet wird oder diese nicht in 
Kosten umgesetzt werden. Umso mehr ist die Politik, 
aber auch die Wirtschaft dazu aufgerufen, verlässliche 
Strukturen und neue Allianzen zwischen Teilnehmern 
am Markt und in der Forschung aufzubauen, um das 
Leitbild einer nachhaltigen Landwirtschaft auch im glo-
balen Kontext umzusetzen, stellt der Rat abschließend 
in seiner Publikation fest.3 
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Anteil der Öko-Betriebe an Agrarbetrieben insgesamt%

 DEFINITION 
Erfasst werden die landwirtschaftlichen Öko-Betriebe 
und Öko-Flächen in Deutschland, gemessen an Agrar-
betrieben und Agrarflächen insgesamt. Erhoben wer-
den diese Daten vom Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. 
 
Datenquellen: 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (BMELV); http://www.bmelv.de/ 
SharedDocs/Standardartikel/Landwirtschaft/ 
Oekolandbau/OekologischerLandbauDeutschland.html, 
Stand Juni 2011. Tab. 3 und 4 
 
 ENTWICKLUNG 
In Deutschland wirtschafteten Ende des Jahres 2010 
21.942 landwirtschaftliche Betriebe auf 990.702 Hektar 
Fläche ökologisch nach den EU-Rechtsvorschriften für 
den ökologischen Landbau, das sind 7,3% der Betriebe 
auf etwa 5,9% der gesamten landwirtschaftlichen Nutz-
fläche. Seit 1996 ist ein kontinuierlicher Anstieg bei der 
Zahl der Betriebe (1,4%) auszumachen. Die meisten 
landwirtschaftlichen Öko-Betriebe in Deutschland sind 
in Verbänden organisiert. Hierzu gehören unter ande-
rem Bioland, Demeter, Naturland und Ecovin. Trotz der 
steigenden Werte bei den Öko-Betrieben ist die Ent-
wicklung noch weit von den anvisierten 20% entfernt, 
 

deshalb vergeben wir eine rote Ampel. Der Pfeil zeigt 
indes nach oben, da in den letzten Jahren eine stetig 
positive Entwicklung zu beobachten ist. 
 
 ZIELSETZUNG 
Bis zum Jahr 2020 sollten 20% der landwirtschaftlichen 
Betriebe auf ökologischen Landbau umgestellt haben. 
Bei der heutigen Zahl an Landwirtschaftsbetrieben 
würdenes 74.380 Öko-Betriebe sein, die bis zum Jahr 
2020 umgestellt haben müssten. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Deutschland ist mit großem Abstand der Hauptnach-
frager nach Bio-Lebensmitteln in der Europäischen 
Union und steht weltweit nach den USA an zweiter 
Stelle. Der Absatz an Lebensmitteln aus ökologischem 
Anbau (ohne Genussmittel und Außer-Haus-
Verpflegung) am gesamten Umsatz mit Lebensmitteln 
in Deutschland erhöhte sich von 1,5 Mrd. Euro (1997) 
auf geschätzte 5,9 Mrd. Euro (2010). Das waren 3,4% 
des Lebensmittelmarktes. Der ökologische Landbau hat 
nach Einschätzung von Experten auch weiterhin ein 
deutliches Wachstumspotenzial. 
Die ökologischen Produkte spiegeln in besonderem 
Maße die Wünsche vieler Verbraucherinnen und Ver-
braucher nach gesunder Ernährung wider. Damit der 
Absatz von Produkten aus ökologischem Landbau sich 
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weiterentwickeln kann, ist die Vermarktung auszuwei-
ten und das Erreichen größerer Verbraucherschichten 
notwendig. Die Entwicklung des Ökolandbaus wird aber 
auch davon abhängig sein, ob Verbraucherinnen und 
 

Verbraucher bereit sein werden, für ökologisch erzeug-
te Produkte höhere Preise zu bezahlen und damit auch 
die besonderen Umweltleistungen und Qualitätsmerk-
male der Öko-Landwirte zu honorieren. 
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 DEFINITION 
Der Anteil der Lebensmittel aus ökologischem Anbau 
gemäß EG-Öko-Verordnung wird als Anteil am Gesamt-
umsatz aller Lebensmittel in Deutschland ausgewiesen. 
Fair gehandelte Produkte sind bislang nur für einen 
kleinen Teil des Lebensmittelsortiments im Handel (vor 
allem Kaffee, Bananen, Tee, Schokolade, Wein, Reis 
und Honig), gleichzeitig werden auch non-food-
Produkte mit dem Fair Trade-Siegel (u.a. T-Shirts, Jeans 
und Fußbälle) angeboten, was die Berechnung einer 
sinnvollen Bezugsgröße erschwert. Für den Indikator 
wird daher hilfsweise der Anteil des fair gehandelten 
Kaffees am Kaffeemarkt insgesamt ausgewiesen. 
Grundlage ist der Import von Kaffee mit dem TransFair-
Siegel gemäß den Kriterien der Fairtrade Labelling Or-
ganizations International, FLO. 
 
Datenquellen: 
Eigene Berechnungen, Datengrundlage vgl.  
http://www.transfair.org/produkte/absatz-fairtrade-
produkte.html?tx_jppageteaser_pi1[backId]=22; 
http://kaffeeverband.de/presse/zahlen-daten-
fakten/260-nationaler-markt; 
http://www.boelw.de/uploads/media/pdf/Dokumentat
ion/Zahlen__Daten__Fakten/ZDF2010gesamt.pdf 
 
 

 ENTWICKLUNG 
Der Absatz ökologisch erzeugter Lebensmittel nimmt 
zu, vom angestrebten Anteil von 20% ist Deutschland 
mit rund 3,5% aber noch weit entfernt. Der Anteil für 
fair gehandelten Kaffee wurde von TransFair von 1997 
bis 2006 meist mit „etwa 1%“ angegeben. In den ver-
gangenen Jahren stieg der Absatz auf etwas mehr als 
1,3% – bezogen auf den deutschen Markt mit Röstkaf-
fee (von 423.600 Tonnen) und 1,1% bezogen auf das 
Gesamtvolumen von 527.160 Tonnen Rohkaffee in 
2009. Der Anteil der fair gehandelten Produkte, die 
gleichzeitig das Bio-Siegel tragen, ist von 2002 bis 2009 
von 40% auf 66% gestiegen. Orientiert man sich an 
ethischen Normen wie Gerechtigkeit und Fairness, 
kann der geringe Marktanteil ökologischer und fair 
gehandelter Produkte nur mit einer roten Ampel be-
wertet werden. Da der Marktanteil bei beiden Pro-
duktgruppen in den letzten Jahren zugenommen hat 
und immer mehr Produkte und Vertriebswege einbe-
zogen werden, ist der kurzfristige Trend positiv. 
 
 ZIELSETZUNG 
Trotz steigender Nachfrage und eines schnell wachsen-
den Angebots ist der Anteil an ökologischen Lebensmit-
teln und Produkten des „fairen Handels“ nicht hoch. 
Ziel sollte sein, bei beiden Marktsegmenten bis zum 
Jahre 2020 auf mindestens 20% des Sortiments zu  
 

INDIKATOR 31: 

VERÄNDERUNG VON 
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kommen. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die Veränderung der Konsumgewohnheiten benötigt 
Anpassungen sowohl auf der Angebots- als auch der 
Nachfrageseite (Konsumenten). Um überhaupt auf 
Produkte aus dem Fairen Handel zugreifen zu können, 
müssen die Produkte zugänglich sein. Noch vor weni-
gen Jahren waren es zum größten Teil die „Eine-Welt-
Läden“ in den größeren Städten, die die Einwohner mit 
solchen Produkten versorgt haben. Heutzutage sind es 
auch die Discounter und Supermärkte, die in ihrem 
Sortiment ökologische und fair gehandelte Produkt-
gruppen anbieten, um die veränderten Konsumenten-
interessen zufriedenzustellen. Sie leisten allerdings nur 
bedingt die Informationspolitik, die man von „Eine-
Welt-Läden“ kennt, wie etwa Kampagnen zu den Aus-
wirkungen des Fairen Handels in den Ländern des Sü-
dens. Solche Kampagnen sind insofern wichtig, als sie 
das Bewusstsein für und die Auswirkungen von Kauf-
entscheidungen der Konsumenten erhöhen.  
Eine Gelegenheit, das Bewusstsein für ökologisch ver-
trägliche und fair gehandelte Lebensmittel und Produk-
te zu stärken, könnte im Rahmen der UN-Dekade 
 

„Bildung für eine nachhaltige Entwicklung“, die noch 
bis zum Jahr 2014dauert, erfolgen. In der UN-Dekade 
sind Akteure sowohl der informellen als auch formellen 
Bildung miteinbezogen. Weiterhin sollten zur Stärkung 
der ökologischen Lebensmittel die Agrar-Subventionen 
abgeschafft werden, die die konventionellen Produkte 
dadurch preisgünstiger machen (Preis-Dumping-Politik 
gegenüberökologischen Nahrungsmitteln). Sowohl die 
Einfuhr von subventionierten und/oder gentechnisch 
modifizierten Nahrungsmitteln als auch die Exporte 
etwa in afrikanische Länder sollten eingestellt werden. 
Um für den Konsumenten das Angebot übersichtlicher 
zu gestalten, sollten die Labels von Fair Trade-Produk-
ten und ökologischen Nahrungsmitteln vereinfacht und 
vereinheitlicht werden. Vorstellbar wäre etwa die Ein-
führung des Blauen Engel auch für Lebensmittel.  
Nicht zuletzt ist im Rahmen von nachhaltigem Konsum 
die Idee entstanden, eine „Carbon Allowance Card“ 
oder „Carbon Credit Card“ einzuführen. Damit könnte 
jeder Konsument seine verfügbaren und zugewiesenen 
Mengen CO2 frei verwenden und gleichzeitig sich be-
wusst mit dem eigenen CO2-Fußabdruck befassen. 
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 DEFINITION 
Erfasst wird die Zahl der Betriebe des deutschen Tou-
rismus-Gewerbes mit ökologischer Betriebsführung, die 
eine Lizenz der Dachmarke „Viabono“ erhalten haben. 
 
Datenquellen: 
Viabono, Bergisch-Gladbach: www.viabono.de; Telefon-
/Mailanfrage 
 
 ENTWICKLUNG 
Im Vorfeld des „Internationalen Jahres des Ökotouris-
mus“ der Vereinten Nationen 2002 wurde in Deutsch-
land auf Initiative des Umweltbundesamtes im März 
2001 von 27 Organisationen des Umwelt- und Verbrau-
cherschutzes und des Tourismus die Dachmarke „Via-
bono“ ins Leben gerufen. Sie soll – ähnlich wie das Bio-
Siegel bei Lebensmitteln – die zahlreichen, für die Kun-
den verwirrenden Ansätze für ökologischen Tourismus 
zusammenführen und einheitliche Kriterien durchset-
zen. Von 2003 bis 2007 hat sich die Zahl der Anbieter 
fast verdreifacht, was als positiv zu bewerten ist. Die 
Zahl war jedoch im Jahr 2008 auf knapp 260 Betriebe 
deutlich zurückgegangen. Danach stieg die Anzahl der 
Anbieter jedoch wieder auf etwas mehr als 300. Der 
große Rückgang wird von Viabono damit erklärt, dass 
es vor 2008 ein Vertriebsprojekt gab, bei dem nicht 
wirklich „ausgewählt“ wurde. Nicht passende Partner  
 

sind zwischenzeitlich ausgeschieden, haben die Folge-
prüfungen nicht bestanden oder haben von sich aus 
nicht verlängert. Es wird für den Trend ein Punkt ver-
geben. Die Ampelbewertung wird auf rot gesetzt, da 
die Zahl der Betriebe mit einer ökologischen Betriebs-
führung nach wie vor recht niedrig liegt. 
 
 ZIELSETZUNG 
Der Ausbau des ökologischen Tourismus auf 15% bis 
zum Jahr 2020 ist wünschenswert. Nicht nur um die 
Natur zu schützen und Ressourcen zu erhalten, sondern 
auch um die Konsumenten auf die Problematik des 
Klimawandels zu sensibilisieren und das Leitbild einer 
nachhaltigen Entwicklung bei den Reisenden zu veran-
kern. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die größten Probleme, die beim Reisen entstehen, sind 
das Abfallaufkommen, der Energie- und Wasserver-
brauch, die Flächennutzung und die Treibhausgas-
Emissionen durch Flüge, Fahrten mit dem eigenen Auto 
oder Seereisen. Demgegenüber fördert der ökologische 
Tourismus die regionalen Strukturen. Der Einsatz loka-
ler und regionaler Produkte hilft bei der Erhöhung der 
regionalen Wertschöpfung, der Verkürzung der Trans-
portwege und der Stärkung der örtlichen Landwirt-
schaft. So lassen sich Arbeitsplätze in der Region  
 

INDIKATOR 32: 

VERÄNDERUNG VON 
KONSUMGEWOHNHEITEN 
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erhalten und neue werden geschaffen. Zusätzlich wird 
durch den ökologischen Tourismus die öffentliche In-
frastruktur bewahrt und ausgebaut, was zur Verbesse-
rung der Lebensqualität in der Region beiträgt. 
Wie kann nun der ökologische Tourismus gestärkt und 
unterstützt werden, damit bis 2020 15% aller Reisen 
ökologisch und nachhaltig durchgeführt werden? Eine 
erste Maßnahme sollte in der europaweiten Förderung 
von ökologisch regionalen Tourismusangeboten beste-
hen, da nicht zu erwarten sein wird, dass nur nationale 
 
 

Projekte von den Touristen angenommen werden. Wie 
auch beim Konsum von Nahrungsmitteln sollte ein eu-
ropäischer Standard für Hotels, Reiseveranstalter, 
Campingplätze und Freizeitanlagen entwickelt werden, 
aus dem hervorgeht, wie umweltgerecht und nachhal-
tig das Tourismusangebot ist. Als Kriterien könnten 
etwa der Energieverbrauch, der Wasserverbrauch, das 
Abfallaufkommen, die CO2-Emissionen und der Land-
schaftsverbrauch für das Tourismusangebot herange-
zogen werden. 
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ÜBERSICHT DER INDIKATOREN 
 

TEILZIEL DER NACHHALTIGKEIT INDIKATOR 

C1 
Gerechte Verteilung von 
Einkommen und Vermögen 

33 
Einkommen der ärmsten 20 % der Bevölkerung im 
Verhältnis zum Einkommen der reichsten 20 % der 
Bevölkerung 

34 
Zahl der Empfänger von Arbeitslosengeld II und  
Sozialgeld pro 1.000 Einwohner 

C2 
Hohes Niveau von  
Aus- und Weiterbildung 

35 
Bevölkerungsanteil der 20-24-Jährigen mit  
Hochschulreife 

36 
Einmündungsquote der Ausbildungsinteressierten 
(EQI) 

C3 
Hohes Niveau von  
Forschung und Lehre 

37 
Ausgaben für Hochschulen in Prozent des 
öffentlichen Gesamthaushalts 

38 Patentanmeldungen pro 100.000 Einwohner 

C4 
Ausgewogene Bevölkerungs- 
und Siedlungsstruktur 

39 Wanderungssaldo 

40 Bevölkerung nach Altersgruppen 

C5 Hohes Gesundheitsniveau 

41 Lebenserwartung bei der Geburt 

42 
Krankheiten der Atmungsorgane, Standardisierte 
Sterbeziffer pro 100.000 Einwohner 

C6 Hohes Sicherheitsniveau 

43 Bekannt gewordene Straftaten pro 1.000 Einwohner 

44 Verkehrstote pro 1.000.000 Einwohner 

C7 
Förderung familien-
freundlicher Strukturen 

45 
Armutsgefährdungsquote nach Sozialleistungen von 
Kindern (unter 18 Jahren) 

46 
Anteil der Kinder in Ganztagsbetreuung an allen  
Kindern der jeweiligen Altersgruppe 

C8 
Einsatz für internationale  
Gerechtigkeit 

47 
Ausgaben für öffentliche Entwicklungszusammen-
arbeit in Prozent des Bruttonationaleinkommens 

48 
Deutsche Handelsbilanz mit Entwicklungsländern 
(DAC-Liste) 

 
* KURSIVE SCHREIBWEISE, WENN DER INDIKATOR IM VERGLEICH ZUM LETZTEN INDIKATORENBERICHT VERÄNDERT WURDE. 
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 DEFINITION 
Die Bevölkerung wird in fünf Einkommensklassen zu je 
20% eingeteilt (Quintile). Der Indikator stellt die ärmste 
und reichste Gruppe einander gegenüber (1. und 5. 
Quintil), indem er jeweils deren Anteil am gesamten 
Haushaltseinkommen in Deutschland abbildet und ins 
Verhältnis zueinander setzt. 
 
Datenquellen: 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln: Deutschland in 
Zahlen, versch. Jahrgänge, Tab.6.9 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anteil des ersten Quintils am Einkommen des fünf-
ten Quintils lag 1991 bei 18,3% und stieg bis 2001 auf 
knapp 20,6%. Bis 2008 sank der Anteil des ersten Quin-
tils am Einkommen des fünften Quintils wieder auf 
17,9%, also um 2,7%-Punkte im Vergleich zu 2001 und 
damit unter den Wert von 1991. Im Krisenjahr 2009 
kam es zu einer Verbesserung auf 18,7%, die in erster 
Linie auf einen rückläufigen Anteil von Haushalten mit 
hohen Einkommen zurückzuführen ist, während sich im 
unteren Bereich die Krise auch dank der unterstützen-
den Arbeitsmarktmaßnahmen kaum negativ auswirk-
te.1 Innerhalb von zwei Jahrzehnten ist es also zu keiner 
gerechteren Verteilung der Einkommen in Deutschland 
gekommen, vielmehr hat sie sich in den letzten 10 Jah- 
 

ren sogar verschlechtert. Da der Abwärtstrend 2009 
unterbrochen wird, lässt sich die Entwicklungsrichtung 
der letzten Jahre aber nicht eindeutig bewerten (Punkt 
statt Pfeil). Es bleibt abzuwarten, ob sich die Entwick-
lung des Jahres 2009 stabilisiert.  
Als weiterer Anhaltspunkt für die gegensätzliche Ent-
wicklung hoher und niedriger Einkommen kann das 
Verhältnis der Vorstandsvergütung zu den durch-
schnittlichen Personalkosten (pro Kopf) herangezogen 
werden. Als Gradmesser dienen die DAX-30 Unterneh-
men, da diese verpflichtet sind, ihre Vorstandsvergü-
tungen zu veröffentlichen. Die „Vergütungsstudie 
2010“ kommt zum Ergebnis, dass die Vorstände im Jahr 
2007 rund das 51-fache eines durchschnittlichen Ar-
beitnehmers verdienten.2 Dabei handelt es sich um 
eine relativ neue Entwicklung: 1992 lag der Unter-
schied noch beim 15-fachen. Vor allem seit 2001 sind 
die Vorstandsgehälter stark angestiegen. Im Jahr 2009 
sank das Verhältnis durch die Finanzkrise auf das 42-
fache. Es ist jedoch davon auszugehen, dass es sich 
dabei nur um eine kurzfristige „Verschlechterung“ der 
hohen Einkommen handelt. 
Ursache der zunehmenden Einkommensspreizung sind 
neben steigenden Spitzeneinkünften vor allem sinken-
de Einkommen im unteren Quintil. Darüber hinaus 
nimmt die Zahl der Menschen mit niedrigen Einkom-
men zu.3 
 

INDIKATOR 33:  

GERECHTE VERTEILUNG 
VON EINKOMMEN UND 
VERMÖGEN 
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1  Goebel, Jan/Gornig, Martin/Häußermann, Hartmut (2010): Polarisierung der Einkommen: Die Mittelschicht verliert. DIW Wochenbericht 
24/2010: 2, http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.357505.de/10-24-1.pdf 

2 Vgl. Schwalbach, Joachim (2010): Vergütungsstudie 2010; http://www2.wiwi.hu-
berlin.de/institute/im/_html/Verguetungsstudie_2010.pdf 

3  Vgl. Goebel/Gornig/Häußermann 2010. 
4  Vgl. Wilkinson, Richard/Picket, Kate (2009): Gleichheit ist Glück. Warum gerechte Gesellschaften für alle besser sind. Berlin: Tolkemitt 

Verlag. 
5 Eurostat, Code: tsisc010; Zugriff: 18.05.2011. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 ZIELSETZUNG 
Eine exakte Festlegung eines Zielwertes für den Anteil 
des Einkommens der ärmsten 20% im Verhältnis zum 
Einkommen der reichsten 20% ist nicht möglich. Der 
Maximalwert von 100% entspräche einer vollkomme-
nen Gleichverteilung. Dieser Wert ist jedoch unrealis-
tisch und sogar aus rein nutzentheoretischer Sicht nicht 
erstrebenswert. Der Trend einer weiteren Öffnung der 
Einkommensschere ist aber auf jeden Fall bedenklich 
und birgt potenziell großen sozialen Zündstoff. Dies 
belegen etwa die Autoren Wilkinson und Pickett ein-
drucksvoll, die einen eindeutig negativen Zusammen-
hang zwischen einer größeren Ungleichheit in der Ein-
kommensverteilung und zahlreichen anderen sozialen 
und Gesundheits-Indikatoren (z.B. Kriminalität, Ver-
trauen, psychische Erkrankungen, Drogenkonsum, Le-
benserwartung) in den entwickelten Ländern aufzei-
gen.4  
Dass eine gleichere Einkommensverteilung durchaus 
ein realistisches Ziel ist, zeigt der Blick auf andere Län-
der. So weist beispielsweise Schweden im Jahr 2008 
einen Wert von 28,6% auf.5 Für Deutschland wird daher 
als kurzfristiges Ziel bis 2015 die Rückkehr zum Wert 
von 2001 (20,6%) vorgeschlagen. Bis 2020 sollte ein 
 

Wert wie in Schweden oder jedenfalls Norwegen und 
Österreich (27,0%) angestrebt werden. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Um das anvisierte Ziel zu erreichen, ist eine Vielzahl 
von Maßnahmen notwendig. Ein wichtiger Schritt ist 
die weitere Reduktion der Arbeitslosigkeit (vgl. Indika-
tor 18 sowie die Empfehlungen zu Indikator 35). Dabei 
ist allerdings dafür Sorge zu tragen, dass Erwerbstätig-
keit angemessen entlohnt wird, da von einer reinen 
Ausweitung des Niedriglohnsektors keine Steigerung 
der Einkommen im unteren Quintil zu erwarten ist. Hier 
könnte die Einführung adäquater Mindestlöhne Abhilfe 
schaffen. Weitere zentrale Maßnahmen sind Investitio-
nen in Bildung und soziale Infrastruktur, die beispiels-
weise den besonders armutsgefährdeten Alleinerzie-
henden die Aufnahme einer Arbeit erleichtert (vgl. 
insb. die Empfehlungen zu den Indikatoren 35, 36 so-
wie 46). Darüber hinaus könnte die Erhöhung der Steu-
ersätze für hohe und sehr hohe Einkommen sowohl 
einen Beitrag zur Gegenfinanzierung leisten als auch 
direkt zu einer Reduktion der Einkommensspreizung 
beitragen. 
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 DEFINITION 
Erfasst werden mit diesem Indikator die Empfänger von 
Arbeitslosengeld II und Sozialgeld. Das Arbeitslosengeld 
II (ALG II) wurde zum 1. Januar 2005 als Grundsiche-
rungsleistung für erwerbsfähige Hilfebedürftige auf 
dem Niveau des soziokulturellen Existenzminimums 
eingeführt. Es umfasst die frühere Arbeitslosenhilfe 
und die Sozialhilfe für Erwerbsfähige und kann auch 
ergänzend zu anderem Einkommen oder Arbeitslosen-
geld I bezogen werden. Sozialgeld erhalten hilfebedürf-
tige Personen, die nicht erwerbsfähig sind und mit ei-
nem ALG II-Empfänger in einer Bedarfsgemeinschaft 
leben. Dazu zählen unter anderem minderjährige Kin-
der von ALG II-Empfängern, sofern sie mit diesen zu-
sammenleben. 
 
Datenquellen: 
Statist. Jahrbuch 2008-2010, Tab. 8.9.1, eigene Berech-
nung 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Anzahl der Empfänger von Arbeitslosengeld II und 
Sozialgeld pro 1.000 Einwohner sank innerhalb von 5 
Jahren von 90 (2005) auf 82 Personen (2009). Es zeigt 
sich also ein positiver Trend. Die Interpretation dieser 
Daten ist allerdings nicht ganz einfach, da sinkende 
Zahlen auch auf verschärfte Zugangsbedingungen zu 
  
 

rückzuführen sein könnten. Zudem hat sich die statisti-
sche Erfassung im Zeitraum geändert und einige Werte 
wurden laut Statistischem Bundesamt geschätzt. Um 
die Plausibilität einer positiven Interpretation zu prü-
fen, wird daher auch die Anzahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten betrachtet.1 Mit einer Stei-
gerung um ca. 1,2 Mio. Beschäftigte von 26,2 auf 27,4 
Mio. im Zeitraum von 2005 bis 2009 zeigt sich auch hier 
eine klare Verbesserung, die den positiven Trend bestä-
tigt. 
Dabei muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass 
ein nicht unerheblicher Teil dieser Arbeitsplätze im 
Niedriglohnsektor sowie in der Zeitarbeitsbranche ent-
standen ist. So stieg die Zahl der Niedriglohnbeschäftig-
ten kontinuierlich auf 6,55 Mio. im Jahr 2008 an. Im-
merhin 12,7% der Vollzeitbeschäftigten und 24,9% der 
sozialversicherungspflichtig Teilzeitbeschäftigten arbei-
teten 2008 für einen Niedriglohn.2 Waren außerdem im 
Oktober 2004 noch 1,3% der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten in der Zeitarbeit angestellt, verdop-
pelte sich deren Anteil auf 2,7% im Oktober 2010.3 
Diese Entwicklungen tragen auch dazu bei, dass die 
Zahl der Leistungsempfänger nicht in gleichem Maß 
zurückging wie die Arbeitslosigkeit. Unter den Empfän-
gern sind zunehmend „Aufstocker“, denen es nicht 
gelingt, mit ihrem Erwerbseinkommen das Existenzmi-
nimum zu decken: Von 23,1% im Jahr 2007 stieg ihr 
  

INDIKATOR 34:  
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1  Es werden hier absichtlich nur die sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten ausgewählt, da die Einzahlung in die Sozialkassen von 
entscheidender Bedeutung für die Nachhaltigkeit der Sozialsysteme ist. 

2  Kalina, Thorsten/Weinkopf, Claudia (2008): Niedriglohnbeschäftigung 2008. IAQ-Report 2010-06, http://www.iaq.uni-due.de/iaq-
report/2010/report2010-06.pdf 

3  Bundesagentur für Arbeit (2011): Zeitarbeit in Deutschland – aktuelle Entwicklungen. Arbeitsmarktberichterstattung Januar 2011, 14.  
4  Webportal „Sozialpolitik aktuell“ der Universität Duisburg-Essen: Erwerbstätigkeit und Grundsicherungsbezug 2007 – 2010, 

http://www.sozialpolitik-aktuell.de/tl_files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Arbeitsmarkt/Datensammlung/PDF-Dateien/abbIV81.pdf, 
Zugriff 7.9.2011. Hinzu kommen Aufstocker, die Leistungen aus anderen Hilfssystemen wie Wohngeld und Kinderzuschlag erhalten. 

5 Deutscher Bundestag (2008): Lebenslagen in Deutschland. Dritter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 2008, Drucksache 
16/9915, 41. http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/099/1609915.pdf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anteil auf 28,3% im Jahr 2010.4 
Für den hier präsentierten Indikator über die Empfän-
ger von ALG II und Sozialgeld bleibt dennoch ein positi-
ver Trend festzuhalten, der Pfeil zeigt daher nach oben.  
 
 ZIELSETZUNG 
Indikator 34 lässt nur eine qualitative Zielformulierung 
zu. Im Rahmen des derzeitigen Sozialsystems wäre das 
Ziel, dass so wenig Menschen wie möglich auf ALG II 
und Sozialgeld angewiesen sind, aber so viele wie nötig 
es erhalten. Bedürftige sollten also in jedem Fall in aus-
reichendem Umfang unterstützt werden. Inwiefern die 
aktuelle Transferhöhe dies gewährleistet, ist umstrit-
ten, kann durch den hier vorgestellten Indikator aber 
nicht abgebildet werden. Darüber hinaus sollte das 
oberste Ziel jedoch sein, möglichst vielen Menschen 
Alternativen zur Abhängigkeit von (kontroll- und sank-
tionsbewehrten) Sozialtransfers zu bieten.  
Eine Ampelbewertung ist angesichts des Fehlens einer 
konkreten Zielformulierung schwierig. Um diese Zahl zu 
verringern, ist das Ziel der Vollbeschäftigung (siehe 
Indikator 18) zu allererst zu nennen. Da Deutschland 
von diesem Ziel noch ein Stück entfernt, die Arbeitslo-
sigkeit aber im internationalen Vergleich auch nicht 
sehr hoch ist, wird eine gelbe Ampel vergeben. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Um die Zahl der Transferempfänger zu verringern, soll-
te in jedem Fall die Arbeitslosigkeit weiter gesenkt 
werden. Hier kann auf die bei Indikator 18 aufgeführ-
ten Empfehlungen verwiesen werden. Besonderes Ge-
wicht sollte auf der Beseitigung von Langzeitarbeitslo-
sigkeit liegen, wobei spezifische Maßnahmenpakete für 
  

besonders benachteiligte Gruppen wie Geringqualifi-
zierte, Ältere, Menschen mit Migrationshintergrund 
und Schwerbehinderte notwendig sind. Neben Trai-
nings- und Begleitmaßnahmen, um Langzeitarbeitslose 
fit für die Aufnahme einer Arbeitsstelle zu machen, 
können dazu Kombi-Lohn-Modelle beitragen. Langfris-
tig muss die Chancengleichheit insgesamt verbessert 
werden, insbesondere durch Investitionen in Bildung 
und Qualifikation, aber auch in Maßnahmen zur Ver-
besserung der Akzeptanz von Minderheiten (vgl. dazu 
auch die Indikatoren 35, 36, 58, 59 und 62). Darüber 
hinaus muss sichergestellt werden, dass Erwerbstätig-
keit auch zur Deckung des Existenzminimums ausreicht. 
Sinnvoll erscheinen dafür die Einführung flächende-
ckender Mindestlöhne sowie die Verbesserung der 
sozialen Infrastruktur, um beispielsweise auch Men-
schen mit Kindern die Arbeitsaufnahme zu erleichtern 
(vgl. auch die Indikatoren 33, 46).  
Zur Erreichung des Ziels einer optimalen Versorgung 
sollte außerdem die sog. „verdeckte Armut“ weiter 
reduziert werden, auch wenn die Nichtinanspruchnah-
me von Leistungen durch die Reform von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe vermutlich zurückgegangen ist.5 Dazu 
müssen Informationsmängel behoben und bürokrati-
sche Hürden gesenkt, aber auch die Angst vor Stigmati-
sierung gemindert werden.  
Es erscheint allerdings fraglich, ob solche hinlänglich 
bekannten „Reparaturversuche“ des Sozialsystems die 
schwierige Lage der Empfänger bedarfsabhängiger 
Transfers tatsächlich ausreichend verbessern kann. 
Eine mögliche Alternative besteht in der Einführung 
eines garantierten Grundeinkommens (siehe dazu das 
Schlusskapitel). 
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 DEFINITION 
Anteil der 20-24-Jährigen mit Fach- oder allgemeiner 
Hochschulreife an der Gruppe der 20-24-Jährigen in-
sgesamt. 
 
Datenquellen: 
Statist. Jahrbuch, versch. Jahrgänge, bis 2003 Tab. 16.1, 
2004-Tab. 5.1, 2006-2009 Tab. 6.1, 2010 Tab. 2.1.1, 
eigene Berechnung 
 
 ENTWICKLUNG 
Immer mehr 20- bis 24-Jährige verfügen über die Hoch-
schulreife: Ihr Anteil an der Bevölkerungsgruppe glei-
chen Alters ist über den gesamten Zeitraum fast aus-
nahmslos gestiegen. Von 1991 bis 2009 wuchs er von 
23,3% auf 41,2% und damit um rund 18 Prozentpunkte 
in 19 Jahren. Insbesondere in den Jahren 2006 bis 2008 
kam es zu einem raschen Anstieg. Der Pfeil zur Bewer-
tung des Trends zeigt daher nach oben. 
Dabei haben die Frauen mittlerweile deutschlandweit 
nicht nur auf-, sondern die Männer eingeholt: 2008 
hatten 45% der Frauen zwischen 20 und 24 Jahren, 
aber nur 36,9% der Männer gleichen Alters (Fach-
)Abitur. In acht von sechzehn Bundesländern betrug die 
Differenz mehr als 10 Prozentpunkte. Am geringsten 
war der Unterschied mit „nur“ 3,7 Prozentpunkten in 
Baden-Württemberg. Große Unterschiede zwischen 
  

den Bundesländern zeigen sich auch im Vergleich der 
Abiturientenquoten insgesamt. Während 2008 in den 
Stadtstaaten mit Berlin an der Spitze (50%), aber auch 
in NRW (47,7%) und Hessen (45,4%) über 45% der 20- 
bis 24-Jährigen über die Hochschulreife verfügen, blei-
ben besonders Bayern (34,4%), Sachsen-Anhalt (31,3%) 
und Mecklenburg (28,8%) deutlich unter dem bundes-
weiten Durchschnitt.1Signifikante Unterschiede in Be-
zug auf die besuchte Schulart und damit auch auf den 
Erwerb der Hochschulreife ergeben sich im Übrigen in 
Abhängigkeit von der familiären Herkunft. Menschen 
aus einem Elternhaus mit niedrigem sozioökonomi-
schem Status und/oder mit Migrationshintergrund 
(vergleiche dazu Indikator 59) machen deutlich seltener 
(Fach-)Abitur. So besuchten 2006 61% der 15-Jährigen, 
deren Eltern in Deutschland geboren waren und die 
über einen hohen sozioökonomischen Status verfüg-
ten, ein Gymnasium. Von den deutschstämmigen 15-
Jährigen aus einem Elternhaus mit niedrigem Status 
waren es dagegen nur 13%. In allen Statusgruppen war 
zudem der Anteil von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund, die ein Gymnasium besuchten, geringer als 
bei Jugendlichen ohne Migrationshintergrund.2 
 
 ZIELSETZUNG 
Ein hoher allgemeiner Bildungsgrad trägt angesichts 
des Wandels zur „Wissensgesellschaft“ nicht nur zur 
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1  Daten auf Anfrage bereitgestellt durch das Statistisches Bundesamt. 
2  Autorengruppe Bildungsberichterstattung (Hrsg. 2010): Bildung in Deutschland 2010. Bielefeld: Bertelsmann, 65. Online unter 

http://www.bildungsbericht.de/index.html?seite=8400 
3 Von internationalen Vergleichswerten wird hier dennoch abgesehen, weil in vielen anderen Ländern kein mit der deutschen dualen 

Berufsausbildung vergleichbares System besteht und daher ein größerer Teil der Schüler länger allgemeinbildende Schulen besucht. 
4  Ditton, Hartmut/Krüsken, Jan/Schauenberg, Magdalena (2005): Bildungsungleichheit - der Beitrag von Familie und Schule, in Zeitschrift 

für Erziehungswissenschaft, 8(2), 301. 
5  Baumert, Jürgen/Trautwein, Ulrich/Artelt, Cordula (2003): Schulumwelten – institutionelle Bedingungen des Lehrens und Lernens. In: 

Baumert, Jürgen et al. (Hrsg., 2003): PISA 2000 – Ein differenzierter Blick auf die Länder der Bundesrepublik Deutschland. Opladen, 261-
333. 

6  Ditton/Krüsken/Schauenberg (2005): 301. 
7 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (Hrsg. 2010): 66. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verbesserung der individuellen Berufschancen junger 
Menschenbei, sondern ist auch volkswirtschaftlich 
wünschenswert. Die Unterschiede zwischen den Bun-
desländern machen deutlich, dass bundesweit durch-
aus Steigerungsmöglichkeiten bestehen. Auch in ande-
ren Staaten erreichen deutlich mehr Schüler den höch-
sten allgemeinbildenden Schulabschluss.3 Die positive 
Entwicklung der letzten zwei Jahrzehnte sollte insofern 
fortgesetzt werden. Dabei sollte auch eine Konvergenz 
zwischen Frauen und Männern auf das höhere Niveau 
des Anteils 20-24jähriger Frauen mit (Fach-)Abitur an-
gestrebt werden. Als konkreten mittelfristigen Zielwert 
schlagen wir daher einen Anteil von 50% der 20- bis 24-
Jährigen bis 2020 vor. Das Erreichen der Hundertpro-
zent-Marke erscheint weder realistisch noch sinnvoll, 
insbesondere vor dem Hintergrund des sehr erfolgrei-
chen dualen Berufsbildungssystems in Deutschland und 
der Möglichkeit, auf dem zweiten Bildungsweg das 
Abitur zu einem späteren Zeitpunkt nachzumachen. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Trotz des stetig steigenden Bevölkerungsanteils von 
Menschen mit Hochschulreife bedarf es vor allem im 
Hinblick auf die Gewährleistung von Chancengleichheit 
weiterer Verbesserungen. Die Unterrepräsentation von 
Personen mit Migrationshintergrund (siehe dazu auch 
die Empfehlungen zu Indikator 59) oder aus einem 
 

Elternhaus mit niedrigem sozioökonomischem Status 
muss verringert werden. Zentrale Maßnahmen sind der 
Abbau der Leistungsdifferenzen, die bereits im Kinder-
garten- und Grundschulalter erkennbar werden, durch 
frühe Diagnose und Förderung besonders im sprachli-
chen Bereich.4Ein Ausbau des Betreuungsangebots im 
Vorschulalter und Ganztagsangebote könnten dies 
unterstützen(vergleiche auch Indikator 46). Einen wich-
tigen Beitrag könnte zudem längeres gemeinsames 
Lernen leisten, da in den verschiedenen Schulformen 
der Sekundarstufe die Entfaltung von Potentialen sehr 
unterschiedlich verläuft.5 Damit könnten auch Her-
kunftseffekte gemildert werden, die sich etwa daraus 
ergeben, dass Eltern mit geringem Bildungsgrad ihre 
Kinder selbst bei guten Leistungen seltener am Gymna-
sium anmelden. Bleibt eine grundlegende Strukturre-
form aus, müssen zumindest Durchlässigkeit und An-
schlussfähigkeit im Bildungssystem verbessert werden, 
um Bildungswege korrigieren zu können.6 Mit der Um-
stellung auf das achtjährige Gymnasium wird derzeit 
allerdings eher ein gegenteiliger Weg eingeschlagen, da 
dies den Übergang von einer anderen Schulart in die 
gymnasiale Oberstufe erschwert. Neben Gesamtschu-
len werden daher mittelfristig voraussichtlich Berufs- 
und Fachgymnasien eine zunehmende Rolle spielen 
müssen.7 
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Einmündungsquote der Ausbildungsinteressierten

 DEFINITION 
Mit diesem Indikator wird die Zahl der Personen mit 
neuem Ausbildungsvertrag (Stichtag 30.09.) ins Ver-
hältnis zur Zahl aller institutionell erfassten ausbil-
dungsinteressierten Personen gesetzt.1 Die zuletzt ge-
nannte Gruppe (im Nenner) ergibt sich rechnerisch als 
Summe der neuen Ausbildungsverträge und der ge-
meldeten Bewerber/innen, abzüglich jener gemeldeten 
Bewerber/innen, die in eine Lehrstelle einmünden (an-
dernfalls käme es zu Doppelzählungen).2 
 
Datenquellen: 
Daten der Statistik der Bundesagentur für Arbeit in 
Eberhard, Verena /Ulrich, Joachim G. (2010): Übergän-
ge zwischen Schule und Berufsausbildung, in: Bosch, 
Gerhard/Krone, Sirikit/Langer, Dirk (Hrsg.): Das Berufs-
bildungssystem in Deutschland. Wiesbaden: VS Verlag 
für Sozialwissenschaften sowie aus Gehricke, Nao-
mi/Uhly, Alexandra/Ulrich, Joachim G. (2011): Wie hoch 
ist die Quote der Jugendlichen, die eine duale Berufs-
ausbildung aufnehmen? Indikatoren zur Bildungsbetei-
ligung, in: BiBBbwp 1/2011, 
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/dow
nload/id/6592. 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Einmündungsquote der Ausbildungsinteressierten 
 

fiel in den 1990er Jahren zunächst deutlich von 71,4 % 
im Jahr 1993 auf 61,5 % im Jahr 1997. Einer zwischen-
zeitlichen leichten Steigerung bis zum Jahr 2001 (64 %) 
folgte in den darauffolgenden Jahren zunächst wieder 
ein Rückgang. 2005 fanden nur 59,1 % der Ausbildungs-
interessierten eine Lehrstelle im dualen Berufsausbil-
dungssystem. Ab 2007 ist eine deutliche Steigerung zu 
erkennen, so dass im Jahr 2010 mit 66,3 % erstmals seit 
den frühen 1990er Jahren wieder ein Wert über 65 % 
erreicht wurde. Im Umkehrschluss bedeutet dies je-
doch, dass noch immer ca. 34 % der Ausbildungsinter-
essierten keine Lehrstelle finden. Dabei gibt es große 
regionale Unterschiede. Während in großstädtischen 
Zentren Westdeutschlands mit günstiger Arbeitsmarkt-
lage und hoher Dynamik ein ausgeglichenes Nachfrage-
Angebots-Verhältnis besteht, ist die Situation in groß-
städtischen Regionen in Westdeutschland mit hoher 
Arbeitslosigkeit sowie in ganz Ostdeutschland beson-
ders schwierig.3 
Die Gründe für die Entwicklung der EQI sind vielfältig. 
Zu den einflussreichen „Großtrends“ gehört die Ent-
wicklung der Zahl der Ausbildungsinteressierten, die in 
den 1990er Jahren kontinuierlich stieg, in den Folgejah-
ren auf hohem Niveau schwankte und erst 2009 wieder 
deutlich fiel. Dem stand aus Gründen des Strukturwan-
dels und gerade in den frühen 2000er Jahren auch kon-
junkturbedingt keine entsprechende Steigerung der 
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1  Gehricke, Naomi/Uhly, Alexandra/Ulrich, Joachim G. (2011): Wie hoch ist die Quote der Jugendlichen, die eine duale Berufsausbildung 
aufnehmen? Indikatoren zur Bildungsbeteiligung, in: BiBB bwp 1/2011, 
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/download/id/6592. 

2 Die EQI bezieht sich nur auf Jugendliche, deren Berufseignung offiziell als ausreichend eingestuft. Nicht berücksichtigt werden Einmün-
dungen in voll- oder teil-qualifizierende schulische Berufsausbildungen. Gehricke, Naomi/Uhly, Alexandra/Ulrich, Joachim G. (2011): 42. 

3  Krone, Sirikit (2010): Aktuelle Problemfelder der Berufsbildung in Deutschland, in: Bosch, Gerhard/Krone, Sirikit/Langer, Dirk (Hrsg.): Das 
Berufsbildungssystem in Deutschland. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 

4  Dietrich, Hans/Koch, Susanne/Stops, Michael (2004): Ausbildung muss sich lohnen – auch für die Betriebe. IAB-Kurzbericht Nr. 6, 
12.3.2004, doku.iab.de/kurzber/2004/kb0604.pdf 

5  Nationaler Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs in Deutschland 2010-2014. Online verfügbar unter 
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Ausbildung-und-Beruf/ausbildungspakt,did=383362.html. 

6  Zum Übergangssystem zählen außerschulische Maßnahmen und schulische Bildungsgänge, die zu keinem qualifizierten Berufsabschluss 
führen.  

7  Vergleiche die Kritik von Bundesrechnungshof und Bundesagentur an der Umsetzung der Einstiegsqualifizierung. Oschmiansky, Frank 
(2010): Die Lage auf dem Ausbildungsmarkt, http://www.bpb.de/themen/HUD9Y4,2,0,Die_Lage_auf_dem_Ausbildungsmarkt.html#art2, 
Zugriff 7.9.2011. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

betrieblichen Ausbildung gegenüber.4 In den letzten 
Jahren resultierten ein zeitweiliger Anstieg der Zahl der 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge (der mit dem 
allgemeinen Anstieg der Beschäftigung einherging, sich 
2009 aufgrund der Wirtschaftskrise allerdings umkehr-
te) einerseits, eine rückläufige Ausbildungsnachfrage 
aufgrund sinkender Schulabgängerzahlen andererseits 
in einer positiven Entwicklung. Bundesregierung und 
Wirtschaft erwarten gemäß Nationalem Ausbildungs-
pakt 2010 angesichts der demografischen Entwicklung 
in Zukunft grundsätzlich eine Fortsetzung dieses 
Trends.5 
 
 ZIELSETZUNG 
Menschen ohne eine berufliche Ausbildung haben we-
sentlich größere Schwierigkeiten, sich auf dem Ar-
beitsmarkt zu behaupten oder sind sogar dauerhaft von 
Arbeitslosigkeit bedroht. Ziel sollte daher sein, jedem 
ausbildungsinteressierten Jugendlichen in Deutschland 
einen geeigneten Ausbildungsplatz zur Verfügung zu 
stellen. Aufgrund der bestehenden Lücke von 34 % 
wird für den aktuellen Zustand eine gelbe Ampel ver-
geben. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Trotz des erwarteten positiven Trends gilt es, vor allem 
benachteiligte Gruppen unter den Ausbildungsinteres-
sierten weiterhin zu unterstützen. Dies beginnt bereits 
im Vorfeld bei der Verbesserung der Bildungschancen 
  

und der Qualifikation im Rahmen der allgemeinen 
Schulbildung (vergleiche auch die Empfehlungen zu den 
Indikatoren 35 und 59), aber auch des sog. Übergangs-
systems.6 Sinnvolle Maßnahmen können Programme 
wie die „Einstiegsqualifizierung für Jugendliche“ (ge-
förderte Betriebspraktika) sein, die im Zuge des Natio-
nalen Ausbildungspaktes ins Leben gerufen wurde, 
wobei auf eine Fokussierung auf die wichtigsten Ziel-
gruppen zu achten ist.7 Dies setzt allerdings die Bereit-
schaft der Betriebe voraus, sich auch für geringer quali-
fizierte Bewerber zu öffnen. Auch die Verdrängung 
regulärer Ausbildungsplätze sollte vermieden werden. 
Insgesamt gilt es – angesichts stagnierender Ausbil-
dungs- und Ausbildungsbetriebsquoten – zudem, wei-
tere Anreize für die Bereitstellung von Ausbildungsplät-
zen zu schaffen. Auch sollten Friktionen verringert 
werden, die einerseits Jugendliche ohne Ausbildungs-
platz lassen, andererseits zu offenen Stellen füh-
ren:Informations- und Imagekampagnen sowie verbes-
serte Arbeitsbedingungen und Verdienstmöglichkeiten 
für bestimmte Berufe könnten die Bereitschaft erhö-
hen, einen bislang weniger bekannten oder beliebten 
Job zu erlernen. Regionale Diskrepanzen können einer-
seits durch die Förderung der Mobilität junger Men-
schen, andererseits durch die Förderung einer vielfälti-
gen Wirtschaftsstruktur in wirtschaftlich eher schwa-
chen Regionen bekämpft werden. Aus der Perspektive 
einer nachhaltigen Entwicklung erscheint insbesondere 
letzteres erstrebenswert. 
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 DEFINITION 
Anteil der Ausgaben der öffentlichen Haushalte für 
Hochschulen an den Gesamtausgaben öffentlicher 
Haushalte in Deutschland. 
 
Datenquellen: 
Statist. Jahrbuch, versch. Jahrgänge, Tab. Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte nach ausgewählten Aufgaben-
bereichen (23.4.5); Entwicklung der Einnahmen und 
Ausgaben der öffentlichen Haushalte (23.1.1); eigene 
Berechnung 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anteil der Hochschulausgaben am öffentlichen 
Gesamthaushalt stieg zwischen 1997 und 2002 zu-
nächst von 1,87% auf 2,08 % an. Bis 2004 fiel er aller-
dings wieder auf 2,00%. Der letzte verfügbare Wert lag 
2007 bei 2,04 %. Ein klarer Trend ist nicht erkennbar, 
weswegen ein waagrechter Pfeil vergeben wird. 
 
 ZIELSETZUNG 
Die finanzielle Ausstattung der Hochschulen ist nicht 
der einzige Faktor, der die Qualität der Hochschulbil-
dung beeinflusst. Eine ausreichende Finanzierung ist 
aber eine zentrale Voraussetzung für eine hochwertige 
Bildungsinfrastruktur, die nach allgemeinem Verständ-
nis ein wichtiges Ziel in einer „Wissensgesellschaft“ ist.  

Der Anteil der Hochschulausgaben am öffentlichen 
Gesamthaushalt lässt Rückschlüsse darauf zu, welcher 
Stellenwert der tertiären Bildung in Deutschland tat-
sächlich zugemessen wird. Dabei zeigt sich im interna-
tionalen Vergleich, dass die Bundesrepublik hier durch-
aus nicht zu den Spitzenreitern gehört: So wurden bei-
spielsweise in Schweden nach OECD-Angaben 2,59% 
des öffentlichen Gesamthaushalts 2006 für Hochschu-
len aufgewandt.1 Auch gemessen am Anteil der öffent-
lichen Hochschulausgaben am Bruttoinlandsprodukt 
zeigt der europaweite Vergleich, dass Deutschland nur 
im Mittelfeld liegt. 2006 entsprachen die Ausgaben der 
Bundesrepublik mit 1,1% genau dem Durchschnitt der 
27 EU-Staaten. Nicht nur die skandinavischen Staaten 
liegen darüber (Dänemark mit 2,3% an der Spitze), 
auch die Niederlande (1,5%) und Österreich (1,5%) 
geben in Relation zu ihrem BIP deutlich mehr aus als 
Deutschland.2 Die andauernde Unterfinanzierung 
deutscher Hochschulen wurde darüber hinaus in den 
letzten Jahren in verschiedenen wissenschaftlichen 
Studien (erneut) untermauert. Nach Timmermann ist 
sogar eine seit langem real sinkende öffentliche Hoch-
schulfinanzierung zu beobachten.3 Gleichzeitig haben 
zahlreiche andere OECD-Staaten ihre Hochschulausga-
ben deutlich gesteigert.4 
Betrachtet man (Hochschul-)Bildungsinvestitionen als 
einen der zentralen Bausteine einer zukunftsfähigen 
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1  OECD statistics, Expenditure by funding source and transaction type, Zugriff: 17.05.2011; Government expenditure by function, Zugriff: 
19.05.2011. 

2  Geringfügig darüber liegen Belgien mit 1,3% und Frankreich mit 1,2%. Quelle: EACEA (2009): Key Data on Education Europe 2009. 
3  Timmermann, Dieter (2010): Alternativen der Hochschulfinanzierung. Arbeitspapier der Hans Böckler-Stiftung, Nr. 211, 29. 
4  Vgl. Berthold, Christian/Gabriel, Gösta/Ziegele, Frank (2007): Aktivierende Hochschulfinanzierung (AktiHF). Ein Konzept zur Beseitigung 

der Unterfinanzierung der deutschen Hochschulen, CHE, Gütersloh, Arbeitspapier, Nr. 96, 12-14. 
5  Im Jahr 2008 beliefen sich diese in Deutschland laut einer Studie im Auftrag von Greenpeace auf rund 34 Milliarden € (vgl. Greenpeace 

(Hrsg. 2008): Umweltschädliche Subventionen und Steuervergünstigungen des Bundes. Berlin), das Umweltbundesamt kam 2010 sogar 
auf 48 Milliarden €.  

6  Timmermann, Dieter (2010); op. cit., 62-64. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gesellschaft, weist Deutschland hier noch Defizite auf. 
Insgesamt wird deswegen eine gelbe Ampel vergeben. 
Ziel sollte daher eine Steigerung des Anteils der Ausga-
ben für Hochschulen am öffentlichen Gesamthaushalt 
sein. Als Orientierung kann die Prioritätensetzung in 
den skandinavischen Staaten dienen, die teilweise ei-
nen doppelt so hohen Teil ihres BIP in die tertiäre Bil-
dung investieren. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Um dem zentralen Stellenwert von Bildung gerecht zu 
werden, sollte in den öffentlichen Haushalten Deutsch-
lands umgeschichtet werden. Dabei ist von einer Um-
schichtung innerhalb des Bildungsbereichs abzuraten; 
die Unterfinanzierung gerade im Primarbereich ist eher 
noch größer als die der Hochschulen. Vielmehr sollten 
  

Ausgaben wie umweltschädliche Subventionen5 und für 
Rüstung und Verteidigung auf den Prüfstand gestellt 
werden. Nimmt man Bildung als gesellschaftliches Ziel 
ernst, ist aber auch eine Erhöhung der staatlichen Ein-
nahmen zu ihrer Finanzierung zu erwägen. Auch hierbei 
lohnt sich ein Blick nach Skandinavien. In Schweden 
ermöglichen hohe Steuereinnahmen (Grenzsteuersatz 
der Einkommensteuer derzeit 57%)6 eine ganz über-
wiegend staatliche Hochschulfinanzierung, die – so 
Timmermann – einerseits aufgrund einer leistungs-
orientierten Finanzierung der Hochschulen effizient, 
andererseits durch eine teilweise nachgelagerte Stu-
dienfinanzierung – zu Stipendien kommen elternunab-
hängige kostengünstige Studiendarlehen des Staates – 
sozial gerecht scheint. 
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Patentanmeldungen je 100.000 Einwohner

DPMA-Direktanmeldungen EPA-Anmeldungen

 DEFINITION 
Der Indikator erfasst die Zahl der Patentanmeldungen, 
die als inländische Direktanmeldungen beim Deutschen 
Patent- und Markenamt (DPMA) eingegangen sind, 
sowie deutsche Anmeldungen beim Europäischen Pa-
tentamt. Um Doppelzählungen zu vermeiden, können 
Anmeldungen bei DPMA und EPA nicht zusammenge-
rechnet werden. 
 
Datenquellen: 
DPMA-Anmeldungen: Jahresberichte des DPMA, versch. 
Jahrgänge, EPA-Anmeldungen: Eurostat; Code: tsiir060, 
Zugriffsdatum: 23.05.2011 sowie EPA-Jahresbericht 
2009, eigene Berechnung.1 
 
 ENTWICKLUNG 
 Die Entwicklung der beim Deutschen Patent- und Mar-
kenamt eingegangenen Patentanmeldungen folgt im 
betrachteten Zeitraum keinem klaren Trend. Der Ans-
tieg der Anmeldungszahlen von 1996 bis 2000 kulmi-
nierte im Jahr 2000 bei 63 Patentanmeldungen pro 
100.000 Einwohner. In den folgenden zehn Jahren 
schwankte die Zahl angemeldeter Patente pro 100.000 
Einwohner zwischen 56 und 60. Die Entwicklung der 
deutschen EPA-Anmeldungen verlief ähnlich, wies al-
lerdings auf deutlich niedrigerem Niveau bis 2008 eine 
stärkere positive Entwicklung auf.2 Da kein eindeutiger 
  
 

Trend auszumachen ist, wird ein waagerechter Pfeil 
vergeben.  
Die Angaben des Europäischen Patentamts ermögli-
chen einen Vergleich der Zahl deutscher Patentanmel-
dungen mit denen anderer Staaten. Dabei zeigt sich, 
dass Deutschland einen Spitzenplatz innehat: Unter 
den Mitgliedern der EU-27 kommt lediglich Schweden 
im Verhältnis zu seiner Einwohnerzahl 2007 auf etwas 
mehr Patentanmeldungen. Übertroffen wird Deutsch-
land relativ zur Einwohnerzahl auch von der Schweiz. 
Betrachtet man die absolute Zahl beim EPA angemel-
deter Patente, übertreffen jedoch allein die USA 
(31.900) Deutschland (23.900).3 Auch Daten zu Patent-
anmeldungen im Rahmen des weltweiten „Patent Coo-
peration Treaty“ bestätigen die deutsche Spitzenpositi-
on. In den letzten zehn Jahren meldeten nur die USA 
und Japan absolut mehr Patente an.4 Insgesamt wird 
deswegen eine grüne Ampel vergeben. 
 
 ZIELSETZUNG 
Patente sind Indikator und wichtiger Baustein für Inno-
vation zugleich. Den Erfindern einer technologischen 
Neuerung sichert der Patentschutz die zeitlich begrenz-
te Verfügungsgewalt über die Nutzung ihrer Erfindung 
und so die Möglichkeit, damit Gewinn zu erzielen. Dies 
ist gleichzeitig ein ökonomischer Anreiz, vermehrt in 
Forschung und Entwicklung zu investieren und fördert 
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1  Da noch keine aktuellen Zahlen zum Bevölkerungsstand 2010 verfügbar sind, wurde für 2010 mit den Bevölkerungsdaten des Jahres 2009 
gerechnet. 

2  In den Jahren 1990 bis 1995 verzeichneten EPA-Anmeldungen einen sehr raschen Anstieg, was jedoch vermutlich mit einem geänderten 
Anmeldeverhalten zu erklären ist. Auch der weiterhin positive Trend von 2000 bis 2008 könnte zumindest teilweise durch eine zuneh-
mende „Europäisierung“ der Anmeldungen zurückzuführen sein.  

3 Eurostat; Code: tsc00009. 
4  WIPO (2011): PCT – The International Patent System. Yearly Review. Developments and Performance in 2010. 

www.wipo.int/pct/en/activity/pct_2010.pdf 
5  BDI/Deutsche Telekom-Stiftung (Hrsg. 2009): Innovationsindikator Deutschland 2009, http://www.innovationsindikator.de/der-

innovationsindikator/gesamtergebnis/komplette-publikation-zum-download-als-pdf/ 
6  BDI/Deutsche Telekom-Stiftung 2009, op. cit., 66-68. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

die Innovationsleistung einer Gesellschaft, was sich 
wiederum in höheren Patentzahlen niederschlägt. 
Deutschland sollte insofern danach streben, die hohe 
Zahl von Patentanmeldungen aufrecht zu erhalten und 
weiterhin eine internationale Spitzenposition einzu-
nehmen. Dabei sollte neben der quantitativen auch die 
qualitative Dimension eine wichtige Rolle spielen: In-
novationen und Patentschutz müssen zu einer nachhal-
tigen Entwicklung beitragen. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Um die deutsche Innovationsstärke zu erhalten und 
weiter zu verbessern, sind staatlicherseits vor allem 
spezifische Innovations- und Forschungsförderung und 
Verbesserungen der Bildungsinfrastruktur gefragt. Stu-
dien zur Innovationsfähigkeit Deutschlands kritisieren 
regelmäßig die Unterfinanzierung und Schwächen des 
deutschen Bildungssystems.5 Hier ist unter anderem 
auf die Empfehlungen zu den Indikatoren 35 bis 37 
sowie 59 zu verweisen. Gesteigert werden sollten auch 
die Absolventenzahlen im Bereich der tertiären Bil-
dung, insbesondere naturwissenschaftlicher und tech- 
 
 

nischer Studiengänge. Vielfach wird darüber hinaus 
eine generelle steuerliche Begünstigung von For-
schungs- und Entwicklungstätigkeiten gefordert, unab-
hängig von speziellen Programmen.6 Ziel ist die Verrin-
gerung bürokratischen Aufwands, der gerade für klei-
nere und neu gegründete Unternehmen zum Hindernis 
werden kann. Eine solche Förderung ohne Ansicht der 
Forschungsinhalte erscheint jedoch im Hinblick auf eine 
nachhaltige Wirtschaftsweise nur dann wünschens-
wert, wenn die übrigen Rahmenbedingungen eine klare 
Wende hin zu erneuerbaren Energien sowie Energie- 
und Rohstoffeffizienz und weg von Umwelt belasten-
den Produktionsstrukturen einleiten. Bestehen hier 
noch Zweifel, ist eine gezielte Unterstützung der Inno-
vation vor allem im – in Deutschland ohnehin starken – 
Umwelttechnikbereich vorzuziehen. Zu warnen ist au-
ßerdem vor einer Steigerung der Patentzahlen durch 
die Ausweitung patentierbarer Bereiche, insbesondere 
auf lebende Organismen. Bei gefährlichen Fehlentwick-
lungen auf Kosten von Lebensgrundlagen bzw. des 
Zugangs dazu sollte entschieden gegengesteuert wer-
den.  
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Zuzüge Fortzüge Saldo

 DEFINITION 
Erfasst wird die Anzahl der Menschen, die im Bezugs-
jahr durch Umzug nach Deutschland zuziehen sowie die 
Zahl der Menschen, die Deutschland durch Umzug ver-
lassen. Die Differenz ergibt den Wanderungssaldo. 
 
Datenquellen: 
Statist. Bundesamt, www-genesis.destatis.de, Wande-
rungsstatistik, Tab. 12711-0003, Stand: 24.05.2011 
 
 ENTWICKLUNG 
Einen hohen positiven Wanderungssaldo verzeichnete 
Deutschland zuletzt zu Beginn der 1990er Jahre: Die 
meisten Menschen zogen im Jahr 1992 zu; mit 782.100 
war in diesem Jahr auch der Wanderungssaldo am 
größten. Bis 1998 sank der Saldo, stieg dann aber bis 
2001 wieder kontinuierlich an. Danach ging er zurück, 
bis es 2008 erstmals zu einem negativen Wanderungs-
saldo von minus 55.743 Menschen kam. Auch im Jahr 
2009 trat wieder ein, wenn auch geringerer, negativer 
Wanderungssaldo von minus 12.782 Menschen auf.1 
Damit weist Deutschland in den letzten Jahren bei ten-
denziell rückläufigen Zuzugszahlen im Trend eine nur 
knapp ausgeglichene Wanderungsbilanz auf. Dies beo-
bachtet unter anderem der Sachverständigenrat 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration 
(SVR) mit Sorge.2 Daher wird eine rote Ampel vergeben. 
 
 

 ZIELSETZUNG 
Bei der Bewertung dieser Entwicklung spielen ver-
schiedene Faktoren eine Rolle. Ein wichtiger Aspekt ist 
der demographische Wandel in Deutschland, der in den 
kommenden Jahrzehnten zu einem drastischen Bevöl-
kerungsrückgang führen könnte. Gemäß der mittleren 
Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bun-
desamtes ist bereits bei einem positiven Wanderungs-
saldo von 100.000 Menschen jährlich ab 2014 mit ei-
nem Rückgang der Bevölkerung um etwa 5 Millionen 
im Jahr 2030 gegenüber dem Jahr 2008 (Bevölkerungs-
stand 82 Mio.) zu rechnen. Sogar bei einem – wenig 
wahrscheinlichen – starken Anstieg der Geburtenhäu-
figkeit (siehe Empfehlungen zu Indikator 40) wäre für 
den Erhalt des derzeitigen Bevölkerungsstandes ein 
Zuzug von „netto“ 100.000 Personen nötig. Schon eine 
alleinige Betrachtung des demographischen Wandels 
legt daher das Ziel eines positiven Wanderungssaldos 
von mindestens 100.000 Menschen pro Jahr nahe. Dar-
über hinaus lässt sich das Verhältnis von Zu- und Fort-
zügen auch als Indikator für die Attraktivität eines Lan-
des lesen: Eine hohe Zahl von Auswanderern bei sin-
kenden Einwandererzahlen deutet demnach auf eine 
sinkende Anziehungskraft Deutschlands als Wohn- und 
Arbeitsort hin. Besonders wenn es sich um Fachkräfte-
handelt, kann dies hohe volkswirtschaftliche Kosten zur 
Folge haben. Darüber hinaus machen humanitäre 
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1 Ein nicht zu quantifizierender Teil der Abwanderung ist jedoch auf die Bereinigung der kommunalen Melderegister in den Jahren 2008 

und 2009 zurückzuführen, die sich in erhöhten Fortzugszahlen niedergeschlagen haben. Der Migrationsforscher Klaus J. Bade rät daher, 
zur Beurteilung der Abwanderungszahlen noch etwas abzuwarten. Vgl. Bade, Klaus (2011): Deutschland - die Talentschmiede der ande-
ren. Tagesspiegel vom 2.1.2011. 

2 SVR (2011): Migrationsland 2011. Jahresgutachten 2011 mit Migrationsbarometer. Berlin, 43. 
3 Vgl. Kirchenamt der Evangelischen Kirche (Hrsg.) (2009): „…denn ihr seid selbst Fremde gewesen“ Vielfalt anerkennen und gestalten. Ein 

Beitrag der Kommission für Migration und Integration der EKD zur einwanderungspolitischen Debatte. EKD-Texte 108, Hannover. 
4 Die sehr moderaten Zahlen zugewanderter Arbeitskräfte aus acht ost- und mitteleuropäischen EU-Staaten seit Einführung der Arbeit-

nehmerfreizügigkeit auch für Deutschland am 1. Mai 2011 machen deutlich, dass man nicht mehr selbstverständlich davon ausgehen 
kann, dass ausländische Arbeitnehmer Interesse am deutschen Arbeitsmarkt zeigen. 

5 SVR (2011): 69. Das von ihm vorgeschlagene 3-Säulen-Modell beinhaltet unter anderem ein Punktesystem, das eine Einwanderung ohne 
bestehenden Arbeitsvertrag erlaubt und eine Steuerung auch in Bezug auf den demographischen Wandel ermöglichen soll.  

6 Vgl. Kirchenamt der Evangelischen Kirche (Hrsg.) (2009): 29, und SVR (2011), op. cit., 179-188. 
7 Zu den gesellschaftspolitischen Herausforderungen durch Migration vergleiche bspw. Kirchenamt der Evangelischen Kirche (Hrsg.) (2009). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gründe eine großzügige Aufnahme von Zuwanderern 
über wirtschaftliche Nutzenerwägungen hinaus not-
wendig, nicht zuletzt angesichts der durch den Klima-
wandel drohenden Verwerfungen und anderer Krisen 
weltweit. Eine positive gesellschaftliche Grundhaltung 
zur Migration erscheint somit als wichtiges übergeord-
netes Ziel der (Zu-)Wanderungspolitik.3 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Deutschland steht einerseits vor der Herausforderung, 
besonders für hoch qualifizierte Einwanderer (und Ein-
heimische!) attraktiv zu bleiben und sogar attraktiver 
zu werden.4 Erste Schritte könnten die Lockerung der 
Zuwanderungsbestimmungen wie die Absenkung der 
Einkommensuntergrenze für die Anwerbung ausländi-
scher Fachkräfte aus nicht EU-Staaten und die erleich-
terte Anerkennung von Bildungsabschlüssen sein. Als 
international relativ „unbekanntes“ Einwanderungs-
land, muss Deutschland verstärkt nach außen signali-
sieren, dass Zuwanderer willkommen sind. Der SVR 
empfiehlt dafür ein „übersichtliches und zusammen-
hängendes Regelwerk für wirtschaftlich erwünschte 
Zuwanderung“5 zu schaffen. Zum Schutz der Rechte 
migrantischer Arbeitnehmer sollte die Bundesrepublik 
zudem die UN-Wanderarbeiterkonvention ratifizieren.  
Andererseits muss Deutschland seinen auf den Men-
schenrechten gründenden Verpflichtungen nachkom-
men, Schutzsuchende aufzunehmen und das Recht auf 
Familiennachzug zu gewähren. Dafür sollte es zum ei-
nen seine nationalen Spielräume für eine liberale Auf-
nahmepraxis nutzen(etwa in Bezug auf die Aufnahme 
  

aus humanitären Gründen, wo individuelle Schutzans-
prüche fehlen, und Geduldete). Eine wichtige Maß-
nahme wäre die Einrichtung eines Resettlement-
Programmes, über das jährlich eine festgelegte Zahl 
besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge aus einem 
anderen Erstaufnahmestaat in Deutschland dauerhafte 
Aufnahme finden würde.6 Darüber hinaus sollte die 
Bundesrepublik im Rahmen der EU auf eine Migrati-
onspolitik dringen, die legale Einreisemöglichkeiten in 
die Union eröffnet und sich nicht auf Abschottung und 
Abwehr an den Grenzen beschränkt. 
Selbstverständlich ist Einwanderung immer auch eine 
Herausforderung für das Aufnahmeland. Vor Integrati-
onsschwierigkeiten dürfen Politik und Gesellschaft da-
her die Augen nicht verschließen, sondern müssen ih-
nen aktiv begegnen. Eingewanderte müssen die glei-
chen Chancen auf Beteiligung am Arbeitsmarkt, an 
Bildung, in der Politik und anderen gesellschaftlichen 
Zusammenhängen haben, aber auch die gleichen Ver-
pflichtungen übernehmen wie Einheimische.7 Wichtige 
Schritte dafür sind unter anderem Maßnahmen, wie sie 
für die Indikatoren 59 (Anteil Ausländer mit Abitur bzw. 
Hauptschulabschluss im Vergleich zu den Anteilen 
Deutscher mit entsprechenden Schulabschlüssen) und 
60 (Arbeitslosenquote von Ausländern) vorgeschlagen 
werden. Insbesondere jenen Migranten, die bisher 
weitgehend vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen oder 
langen Wartefristen unterworfen werden (etwa Flüch-
tlinge und subsidiär Schutzberechtigte), sollte der Zu-
gang zum Arbeitsmarkt erleichtert werden. 
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 DEFINITION 
Der Indikator gibt den Altersaufbau der Bevölkerung 
wieder, indem er für jedes Jahr die prozentuale Vertei-
lung über die Altersgruppen „unter 15 Jahre“, „15-65 
Jahre“ und „über 65 Jahre“ abbildet. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, www-genesis.destatis.de, 
Bevölkerungsstand, Tab. 12411-0005, Stand: 
18.10.2010 
 
 ENTWICKLUNG 
Hatte die Gruppe der unter 15-jährigen 1990 noch ei-
nen Anteil von 16,2% an der Bevölkerung, sank dieser 
bis 2009 fast kontinuierlich auf 13,5%. Auch der Anteil 
der 15-65-jährigen fiel von 69,9% im Jahr 1990 auf 
67,0% im Jahr 2009. Nur die Gruppe der über 65-
jährigen verzeichnete in diesem Zeitraum ein Wach-
stum. Sie lag 1990 bei einem Anteil von 13,9% und 
nahm bis 2009 auf 19,6% zu. Ausgelöst wurde diese 
Entwicklung zum einen durch die prinzipiell überaus 
begrüßenswerte Tatsache, dass sich die Lebenserwar-
tung in Deutschland stetig erhöht hat (siehe Indikator 
41), zum andern durch die rückläufige Zahl der Gebur-
ten in Deutschland. Waren es 1990 noch 905.675 Neu-
geborene, so wurden 2009 „nur“ noch 665.126 Kinder 
geboren, also gut ein Viertel weniger.1 Aufgrund der 
  
 

Gesamtentwicklung zeigt der Pfeil nach unten.  
Der Trend zur Alterung der Gesellschaft wird sich auch 
in den kommenden Jahren fortsetzen und voraussich-
tlich sogar weiter verschärfen. Nach der mittleren Be-
völkerungsvorausberechnung des Statistischen Bun-
desamtes könnte im Jahr 2050 der Anteil der über 65-
jährigen bei 31,8% liegen (12,2 Prozentpunkte mehr als 
2009), während die unter unter 15-jährigen nur noch 
11,3%, die 15-65-jährigen nur noch 57,0% der Bevölke-
rung ausmachen würden.2  
 
 ZIELSETZUNG 
Ein wachsender Anteil Älterer an der Bevölkerung bei 
immer weniger jungen und erwerbstätigen Menschen 
setzt die Sozialsysteme unter Druck: Mehr Hilfeemp-
fängern stehen weniger „Einzahler” gegenüber, gleich-
zeitig steigt der Bedarf an Gesundheits- und Pflegeleis-
tungen. Darüber hinaus verändern sich durch den de-
mographischen Wandel auch andere gesellschaftliche 
Anforderungen, etwa an Wohnungen, die Zahl von 
Kinderbetreuungs- und Schulplätzen, aber auch Frei-
zeitmöglichkeiten für Kinder, Jugendliche und alte 
Menschen. Die Auswirkungen müssen durchaus nicht 
nur negativ sein; in jedem Fall aber stellt die Verände-
rung der Altersstruktur – die zudem mit einer Schrump-
fung der Bevölkerung einhergeht – eine große gesell-
schaftliche Herausforderung dar. Ziel sollte es daher 
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1 Statistisches Bundesamt, www-genesis.destatis.de, Code: 12612-0001; Zugriff: 25.05.2011. 
2  Statistisches Bundesamt, www-genesis.destatis.de, Code: 12421-0002, Zugriff: 26.05.2011. Variante 1-WI, Annahmen: Geburtenhäufig-

keit wird mit 1,4 Kindern pro Frau als annähernd konstant angenommen, das Alter der Frauen bei der Geburt nimmt weiter zu, die Le-
benserwartung steigt weiter. Der Wanderungssaldo der Bevölkerung beträgt 100.000 jährlich. 

3  OECD (2011): Doing better for families. OECD Publishing, http://dx.doi.org/10.1787/9789264098732-en 
4  Ibid, 91. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sein, einer Überalterung der Gesellschaft entgegen zu 
wirken und langfristig eine möglichst stabile Alters-
struktur zu erreichen, in der dem Anteil älterer Men-
schen eine ausreichende Zahl von Personen im er-
werbsfähigen Alter und Kindern gegenübersteht. Auf-
grund des bereits bestehenden Ungleichgewichts, das 
sich zwangsläufig in den nächsten Jahren verschärfen 
wird (jedenfalls sofern es nicht zu einer massiven Ein-
wanderung junger Menschen kommt, was sehr un-
wahrscheinlich ist, vgl. Indikator 39), wird die Situation 
mit einer roten Ampel bewertet. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Ein wichtiger Faktor für die Entwicklung der Alters-
struktur ist die Geburtenrate, die in Deutschland der-
zeit bei 1,36 Kindern pro Frau und damit deutlich unter 
der Reproduktionsrate liegt. Obwohl der finanzielle 
Umfang der Familienförderung in der Bundesrepublik 
durchaus bedeutend ist (insbesondere in Form steuer-
licher Anreize), gelingt es bisher nicht, die in den ver-
gangenen Jahrzehnten stark gesunkene Zahl der Gebur-
ten zu steigern. Notwendig erscheint daher ein – unter 
anderem mit der Einführung des Elterngeldes und dem 
Ausbau der Betreuung von Kleinkindern (vgl. Indikator 
46) bereits begonnenes – Umschwenken in der Fami-
lienpolitik hin zu einer stärkeren Konzentration auf die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen und 
Männer. Ein aktueller Vergleich der OECD-Staaten3 
identifiziert insbesondere die Verfügbarkeit formaler 
Kinderbetreuung als Einflussfaktor auf die Geburtenra-
te (vgl. auch die Empfehlungen zu Indikator 46), wäh-
rend Transferzahlungen einen geringeren positiven 
Beitrag leisten. Darüber hinaus sind familienfreundliche 
Arbeitsbedingungen wichtig. Eine Ausweitung von Ar-
beitszeitmodellen, die flexible Wechsel zwischen Teil- 
 

und Vollzeitbeschäftigung und familienfreundliche Ar-
beitszeiten ermöglichen, könnten Schritte in die richti-
ge Richtung sein. Neben der Politik ist hier die Wirt-
schaft gefragt, Modelle zu entwickeln, die es Eltern 
erlauben, sich um ihre Kinder zu kümmern, ohne einen 
erheblichen “Karriereknick” in Kauf zu nehmen. Dabei 
sollte die Gleichstellung von Frauen und Männern vor-
angetrieben werden: Hohe Geburtenraten gibt es ge-
rade in OECD-Staaten mit besonders hoher Erwerbsbe-
teiligung von Frauen, allen voran Frankreich und die 
skandinavischen Länder. Trotz des bestehenden Ver-
besserungspotentials in der Familienpolitik ist aller-
dings zu beachten, dass der Effekt politischer Familien-
förderung begrenzt ist und nicht überschätzt werden 
sollte.4 Ein starker Anstieg der Geburtenrate in den 
nächsten Jahren ist insofern auch bei erfolgreicher 
Familienpolitik nicht zu erwarten.  
Eine stärkere Mobilisierung des Arbeitskräftepotentials 
der Frauen ist allerdings auch ein wichtiger Beitrag zur 
Stabilisierung von Volkswirtschaft und sozialen Siche-
rungssystemen angesichts des demographischen Wan-
dels. Zur Stärkung der mittleren Bevölkerungsgruppe 
und damit der Zahl der Erwerbstätigen kann zudem 
eine verstärkte Zuwanderung insbesondere jüngerer 
Menschen beitragen (vergleiche Indikator 39).  
Neben politischen Anstrengungen, die Altersstruktur 
der Bevölkerung zu beeinflussen, wird auch eine An-
passung an die veränderten gesellschaftlichen Gege-
benheiten notwendig sein (vergleiche auch Indikatoren 
63 und 64). Maßnahmen wie die Anhebung des Ren-
tenalters müssen dabei jedoch auf ihre soziale Verträg-
lichkeit geprüft werden. Denkbar wäre beispielsweise 
eine gestaffelte Anhebung, die nach Berufsgruppen 
unterscheidet.  
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Lebenserwartung bei der Geburt
Lebenserwartung (Männer) Lebenserwartung (Frauen)
Gesunde Lebensjahre (Männer) Gesunde Lebensjahre (Frauen)

 DEFINITION 
Die Lebenserwartung bei der Geburt ist aus der so ge-
nannten Sterbetafel abgeleitet, einem mathematischen 
Modell der Sterblichkeitsverhältnisse einer Bevölke-
rung während eines bestimmten Beobachtungszeit-
raums, das zur Berechnung altersspezifischer Sterbe- 
und Überlebenswahrscheinlichkeiten sowie der durch-
schnittlichen Lebenserwartung dient. 
 
Datenquellen: 
Eurostat; Code: tsdph100; Zugriffsdatum: 12.08.2011 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Lebenserwartung ist fast kontinuierlich gestiegen: 
1991 betrug sie für Männer im Durchschnitt 72,2 Jahre, 
für Frauen 78,8 Jahre; 2009 wurden Männer im Durch-
schnitt 77,8 Jahre und Frauen 82,8 Jahre alt. Der Trend 
ist also positiv, weswegen ein nach oben zeigender 
Pfeil vergeben wird. Der europäische Vergleich zeigt, 
dass sich Deutschland bezüglich der Lebenserwartung 
im Mittelfeld befindet, sowohl bei den Frauen als auch 
bei den Männern. Dabei liegt der deutsche Wert je-
weils über dem Durchschnitt der EU-27 (2008), der bei 
den Frauen bei 82,4 Jahren, bei den Männern bei 76,4 
Jahren liegt. Die Bandbreite der Lebenserwartung liegt 
bei den Frauen zwischen 76,5 (Mazedonien) und 85,5 
Jahren (Liechtenstein), bei den Männern zwischen 
 

66,3 (Litauen) und 80,0 Jahren (Liechtenstein, Island). 
Es zeigt sich also, dass durchaus noch eine höhere Le-
benserwartung mit dem heutigen Stand der Medizin 
realisierbar ist, weshalb eine gelbe Ampel vergeben 
wird. Allerdings ist neben dem Erreichen eines be-
stimmten Alters ebenfalls die Lebensqualität im Alter 
von entscheidender Bedeutung. Einen Hinweis auf die-
se Lebensqualität kann der Indikator „Gesunde Lebens-
jahre“ bieten. Gesunde Lebensjahre sind dabei durch 
die Abwesenheit von Funktionsbeschränkungen und 
Beschwerden definiert.1 Hier befand sich Deutschland 
2008 mit 57,4 Jahren bei den Frauen und 55,8 Jahren 
bei den Männern klar unter dem europäischen Schnitt 
(EU-27), der bei 62,0 (Frauen) und 60,9 (Männer) Jah-
ren lag. Spitzenwerte erreicht hier beispielsweise 
Schweden mit 68,7 (Frauen) und 69,2 (Männer) Jahren. 
 
 ZIELSETZUNG 
Ein konkretes Ziel in Bezug auf die Lebenserwartung zu 
setzen ist schwierig. Grundsätzlich gilt natürlich, je län-
ger desto besser. Als Zielmarken werden hier die euro-
päischen Spitzenwerte herangezogen, also 85 Jahre für 
Frauen und 80 Jahre für Männer. Bei den „gesunden 
Lebensjahren“ kann für beide Geschlechter 69 Jahre als 
Ziel gesetzt werden, was den derzeitigen europäischen 
Spitzenwerten entspricht. 
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INDIKATOR 41: Lebenserwartung bei der Geburt 



 
 

 

1 Erfasst wurde dies über die Frage PH 030 im EU-SILC: „For at least the past six months, to what extent have you been limited because of 
a health problem in activities people usually do? Would you say you have been: 1) severely limited?; 2) limited?; 3) not limited at all?“ 

2 Quellen: Deutschland, EU: Eurostat; Code: tps00027; Welt: World Bank, World Development Indicators, Mortality rate, under 5 (per 
1,000). 

3 Siehe z.B. Robert-Koch-Institut (2006): Gesundheit in Deutschland 2006, S.81ff 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 EMPFEHLUNGEN 
Die Lebenserwartung bei der Geburt hängt natürlich 
von einer Vielzahl von Faktoren ab. Einen großen Ein-
fluss hat die Kindersterblichkeit, also die Wahrschein-
lichkeit, dass ein Kind vor Erreichen des 5. Lebensjahres 
stirbt. Bei dieser Statistik liegt Deutschland mit einem 
Wert von 3,5 (von 1.000 Kindern) zwar deutlich unter 
dem weltweiten Durchschnitt von 61,0, jedoch nur 
knapp unter dem europäischen Durchschnitt von 3,6, 
und deutlich über den Werten von beispielsweise 
Liechtenstein oder Schweden (jeweils 2,5).2 An diesem 
Punkt könnte also konkret angesetzt werden, z.B. durch 
verbesserte Präventions- und Nachsorgemaßnahmen. 
Auch über die Verringerung der Zahl der Verkehrstoten 
(siehe Indikator 44) ließe sich eine Verbesserung erzie-
len. Statistisch belegt sind außerdem auch Zusammen-
hänge zu Armut (siehe Indikator 45), sowie zum Bil-
dungsniveau (siehe Indikatoren 35 und 36).3 Es ist also 
nicht unbedingt notwendig, eine spezielle Strategie zur 
  

Erhöhung der Lebenserwartung zu verfolgen, vielmehr 
wird eine Verbesserung der genannten und anderer 
Faktoren dazu führen, dass die Lebenserwartung mit 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit weiter ansteigen wird. 
Um den im europäischen Vergleich relativ niedrigen 
Wert der „gesunden Lebensjahre“ zu erhöhen – und als 
Beitrag zur Steigerung der Lebenserwartung allgemein  
bieten sich Aufklärungskampagnen zur Gestaltung ei-
nes „gesunden Lebensstils“ an. Eine mögliche Vorge-
hensweise wäre die Erhöhung der Steuern auf Alkohol 
und Tabak, um deren Konsum zu vermindern. Ein wei-
terer wichtiger Punkt ist die verstärkte Anstrengung im 
Bereich der betrieblichen Gesundheitsförderung. Gera-
de vor dem Hintergrund des demografischen Wandels 
ist es von entscheidender Bedeutung, dass die Gesund-
heit möglichst lange erhalten bleibt. Dies erhält die 
Arbeitskraft von dringend benötigten Fachkräften, ent-
lastet die Gesundheits- und Rentenkassen und führt 
allgemein zu einer Verbesserung der Lebensqualität. 
 

 

 

KINDERSTERBLICHKEIT VERRINGERN 
AUFKLÄRUNGSKAMPAGNEN 

GESUNDER LEBENSSTIL 
BETRIEBLICHE GESUNDHEITSFÖRDERUNG 

Europa: Lebenserwartung - Frauen (2008) 
  Land Wert 
1 Liechtenstein 85,5 
2 Frankreich 84,8 
3 Schweiz 84,6 

18 Deutschland 82,7 
Ø EU-27 82,4 
32 Rumänien 77,2 
33 Bulgarien 77,0 
34 FYRO Mazedonien 76,5 

 

Europa: Lebenserwartung - Männer (2008) 
  Land Wert 
1 Liechtenstein 80,0 
2 Island 80,0 
3 Schweiz 79,8 

15 Deutschland 77,6 
Ø EU-27 76,4 
32 Estland 68,7 
33 Lettland 67,0 
34 Litauen 66,3 
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Krankheiten der Atmungsorgane, Standardisierte Sterbeziffer pro 
100.000 Einwohner

 DEFINITION 
Die Krankheiten der Atmungssystems werden nach der 
Internationalen Klassifikation der Krankheiten (ICD 10, 
bis 1997 ICD 9) mit den Code Nummern J00-J99 ange-
geben. Zu diesen gehören unter anderem akute Infek-
tionen der oberen Atemwege (J00-J06), z.B. Erkältung; 
Grippe und Pneumonie (J09-J18); sonstige akute Infek-
tionen der unteren Atemwegewege (J20-J22), z.B. aku-
te Bronchitis; sonstige Krankheiten der oberen Atem-
wege (J30-J39); chronische Krankheiten der unteren 
Atemwege (J40-J47), z.B. Asthma; Lungenkrankheiten 
durch exogene Substanzen (J60-J70), z.B. Asbestose, 
und sonstige Krankheiten der Atmungssystems (J95-
J99). Die „Standardisierte Sterbeziffer“ gibt nun nicht 
die tatsächlich in Deutschland an Krankheiten des At-
mungssystems gestorbenen Personen pro 100.000 
Einwohner an, sondern ist um die Einflüsse der Alters-
struktur bereinigt. Dies ist notwendig, wenn man aus-
sagekräftige Vergleiche zwischen verschiedenen Län-
dern anstellen will. 
 
Datenquellen: 
Eurostat, Code: hlth_cd_asdr 
 
 ENTWICKLUNG 
Von 1994 bis 2001 fiel die standardisierte Sterbeziffer 
der an Atemwegserkrankungen Gestorbenen pro 
 

100.000 Einwohner in Deutschland deutlich von 44,3 
auf 36,2. Bis 2003 stieg sie allerdings wieder an auf 
42,4. 2009 lag der Wert mit 39,5 wieder über dem 
Wert von 2008, mit 37,7. Im Vergleich zu 2005, in dem 
der Wert bei 40,1 lag, ist er jedoch etwas niedriger. Die 
Anzahl schwankt also, weswegen ein Punkt zur Trend-
bewertung vergeben wird. 
 
 ZIELSETZUNG 
Im europäischen Vergleich für das Jahr 2007 zeigt sich, 
dass Deutschland sich im oberen Mittelfeld bewegt und 
damit unter dem EU-27 Schnitt von 45,0 liegt. Die 
schlechtesten Werte bei diesem Indikator besitzen 
Portugal (60,5), Irland (67,1) und das Vereinigte König-
reich (73,7). Dass aber auch deutlich bessere Werte 
möglich sind, zeigen die Schweiz (27,2), Estland (27,0) 
und Finnland (25,8), die die Spitzenpositionen inneha-
ben. Deswegen wird eine gelbe Ampel vergeben und 
als Ziel der zurzeit beste Wert von Finnland (25,8) ge-
setzt. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Unter dem Begriff „Krankheiten der Atmungsorgane“ 
ist eine Vielzahl von Krankheiten zusammengefasst. Ein 
besonderes Gewicht hat aber sicherlich die Lungenent-
zündung (Pneumonie). Mit etwa 22.000 Todesfällen 
(2009) ist sie für etwa 1/3 der Todesfälle durch Erkran- 
 

INDIKATOR 42:  
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Krankheiten der Atmungsorgane, Standardisierte 
Sterbeziffer pro 100.000 Einwohner 



 
 

 

1 Krebs ist nicht inbegriffen. Dieser wird in einer separaten Kategorie ausgewiesen. 
2 Bundes-Gesundheitssurvey 1998 (BGS98). 
3 Quelle: Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin (2011): Nationale VersorgungsLeitlinie COPD Langfassung Version 1.8; 

http://www.versorgungsleitlinien.de/themen/copd/pdf/nvl_copd_lang.pdf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

kungen der Atemwege (2009: ~63.000) verantwortlich.1 

Vor allem bei Älteren, Menschen mit geschwächtem 
Immunsystem und Kindern besteht bei einer Infektion 
erhöhte Gefahr. Besonders bedenklich ist, dass durch 
den häufigen, manchmal auch unsachgemäßen Um-
gang mit Antibiotika immer öfter Resistenzen gegen 
Bakterien auftreten und so sogenannte multiresistente 
Erreger (MRE) entstehen. Besonders problematisch ist, 
dass diese Erreger häufig in Krankenhäusern auftreten. 
Außerdem ist ein verantwortungsvoller Umgang mit 
Antibiotika von großer Bedeutung, um den Aufbau von 
Resistenzen zumindest nicht unnötig zu beschleunigen. 
Eine weitere, wichtige Atemwegserkrankung ist Asthma 
(Asthma bronchialis). Zwar ist die Sterblichkeit in Folge 
von Asthma in Deutschland relativ gering (1.415 Todes-
fälle in 2009) und in den vergangenen Jahren auch 
deutlich zurückgegangen. Trotzdem beeinflusst diese 
Krankheit die Lebensqualität der Betroffenen stark. In 
Deutschland leiden etwa 10-15% der Kinder und 5-7% 
der Erwachsenen unter Asthma.2 Wodurch es ausgelöst 
wird, ist nicht komplett bekannt. Eine Rolle scheinen  
 

aber Luftschadstoffe (z.B. Rußpartikel) zu spielen. 
Eine weitere, wichtige Krankheitsgruppe sind die so 
genannten „Chronisch obstruktiven Lungenerkrankun-
gen“ (COPD). Dabei handelt es sich um Krankheiten, bei 
denen eine dauerhafte Verengung der Atemwege auf-
tritt. Weltweit gilt COPD als die vierthäufigste Todesur-
sache. In Deutschland sollen rund 10-15% der Erwach-
senen davon betroffen sein.3 Umgangssprachlich wer-
den COPD auch oft als „Raucherlunge“ und deren 
Symptome als „Raucherhusten“ bezeichnet, was direkt 
auf ein der häufigsten Krankheitsursachen, das Rau-
chen, hinweist. Als konkrete Maßnahme zur Verminde-
rung der Erkrankungen könnten weitere Bemühungen 
um Gesundheitsaufklärung sowie eine Erhöhung der 
Tabaksteuer ins Auge gefasst werden, um so den Ta-
bakkonsum zu reduzieren. Als weitere Ursache von 
COPD gelten auch Luftschadstoffe. Eine Verminderung 
der Luftschadstoffe (siehe Indikatoren 3 und 4) würde 
sich also positiv auf die Anzahl der Asthma- und COPD-
Erkrankungen, beziehungsweise auf die Symptomatik 
der Betroffenen, auswirken. 

 

 

ANTIBIOTIKA VERANTWORTUNGSVOLL EINSETZEN 

LUFTSCHADSTOFFE REDUZIEREN 

TABAKSTEUER ERHÖHEN 

 

Europäischer Vergleich (2007) 
  Land Wert 
1 Finnland 25,8 
2 Estland 27,0 
3 Schweiz 27,2 

11 Deutschland 38,0 
Ø EU-27 45,0 
28 Portugal 60,5 
29 Irland 67,1 
30 Vereinigtes Königreich 73,7 
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Bekannt gewordene Strafaten pro 1.000 Einwohner

 DEFINITION 
Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS), die die Daten-
grundlage für diesen Indikator liefert, wird seit 1971 
nach bundeseinheitlichen, zuletzt zum 1.1.1997 geän-
derten Richtlinien erstellt. Dabei werden alle von der 
Polizei bearbeiteten rechtswidrigen Taten einschließ-
lich der mit Strafe bedrohten Versuche registriert, die 
im Zuständigkeitsbereich der Polizei begangen werden. 
In der PKS sind jedoch Staatsschutz-, Steuer- und reine 
Verkehrsdelikte nicht enthalten. Die Statistik kann 
durch zahlreiche Faktoren beeinflusst werden, zum 
Beispiel Veränderungen im Anzeigeverhalten oder der 
Intensität der Verbrechenskontrolle, und gibt naturge-
mäß keinen Aufschluss über das so genannte Dunkel-
feld. 
 
Datenquellen: 
Bundeskriminalamt, Polizeiliche Kriminalstatistik – 
Grundtabelle, 
http://www.bka.de/DE/Publikationen/PolizeilicheKrimi
nalstatistik/pks__node.html 
 
 ENTWICKLUNG 
1993 registrierte die Polizeiliche Kriminalstatistik 83 
Straftaten pro 1.000 Einwohner. Bis 2000 ging der Wert 
auf 76 Straftaten zurück. Anschließend stieg die Zahl 
der Straftaten bis 2004 wieder an zwar auf 80 Straft- 
 

taten pro 1.000 Einwohner. In den letzten Jahren ist 
wieder ein Rückgang zu verzeichnen. 2010 wurden 73 
Straftaten pro 1.000 Einwohner vermeldet. Die Ent-
wicklung ist insgesamt leicht abfallend, also positiv. 
Deswegen wird ein nach oben zeigender Pfeil verge-
ben. 
 
 ZIELSETZUNG 
Häufig liegt die Ursache für Straftaten in sozialen Prob-
lemen, die wiederum ihren Hintergrund oft in wirt-
schaftlichen Ungleichverteilungen haben. Wachsende 
Armut und negative Entwicklungen auf dem Arbeits-
markt sind hier ebenso zu nennen wie mangelnde Zu-
kunftsperspektiven bei Jugendlichen. Allerdings spielt, 
wie erwähnt, bei der Höhe der bekannt gewordenen 
Straftaten pro 1.000 Einwohner auch das „Anzeigever-
halten“, also ob Straftaten bei der Polizei zur Anzeige 
gebracht werden, eine entscheidende Rolle, ebenso 
wie die Qualität der polizeilichen Statistik. Dies macht 
internationale Vergleiche sehr schwierig, weswegen auf 
diese hier auch verzichtet wird. Selbstverständlich soll-
te es Ziel sein, die Zahl der Straftaten möglichst gering 
zu halten. Ein konkreter Zielwert ergibt sich daraus 
jedoch noch nicht. Daher wird hier eine Fortsetzung 
des positiven Trends, der seit 2004 vorliegt, als Ziel 
gesetzt. Im Zeitraum von 2004 bis 2010 sind die be-
kanntgewordenen Straftaten um insgesamt 7,9 pro  
 

INDIKATOR 43:  
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1.000 Einwohner kontinuierlich zurückgegangen. Das 
entspricht einer durchschnittlichen Verminderung von 
1,3 pro Jahr. Wir vergeben eine gelbe Ampel, die aus-
drücken soll, dass die Kriminalität in Deutschland im 
Vergleich zu anderen Ländern nicht übermäßig stark 
ausgeprägt ist, sie aber trotzdem weiterhin ein großes 
gesellschaftliches Problem darstellt. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Es gibt zwei Möglichkeiten zur Verhinderung von Straf-
taten: zum einen die Kriminalrepression und zum ande-
ren die Kriminalprävention. Die Repression umfasst die 
Verfolgung und Bestrafung von Straftätern. Es ist aller-
dings zumindest umstritten, inwieweit von ihr, vor al-
lem, wenn sie mit Gefängnis bewehrte Straftaten um-
fasst, eine kriminalitätssenkende Wirkung ausgeht. 
Deswegen wird hier auch ausdrücklich für eine Stär-
kung der zweiten Möglichkeit, der Prävention, plädiert. 
Dabei wird im Allgemeinen zwischen der primären, 
sekundären und tertiären Prävention unterschieden. 
Bei der primären Prävention wird versucht, den allge-
meinen Entstehungsbedingungen von Kriminalität ent-
gegenzuwirken, beispielsweise durch Einübung gewalt-
freier Konfliktlösung in Kindergärten und Schulen.  

Bei der sekundären Prävention wird versucht, tatför-
dernde Situationen zu minimieren, etwa durch Alarm-
anlagen. Die tertiäre Prävention soll schließlich nach 
schon begangenen Straftaten eine erneute Straffällig-
keit verhindern, beispielsweise durch eine Berufsaus-
bildung im Strafvollzug. Vor allem im Bereich der pri-
mären und tertiären Prävention sollten die Anstren-
gungen durch Ausweitung der genannten und anderer 
Maßnahmen verstärkt werden.  
Besonderes Gewicht bei einer wirksamen Kriminali-
tätspolitik muss jedoch insbesondere auch auf die Be-
kämpfung der Ursachen der Kriminalität gelegt werden. 
So meinte schon der Strafrechtler Friedrich von Liszt 
(1851 bis 1919) vor gut 100 Jahren, dass „eine gute 
Sozialpolitik die beste Kriminalpolitik“ sei. Wie oben 
bereits erwähnt, ist die Kriminalität häufig durch Ar-
mut, soziale Ausgrenzung, Arbeits- und Perspektivlosig-
keit begründet. Konkret bedeutet dies, dass eine besse-
re Bildungspolitik (siehe Indikator 35 und 36), verstärk-
te Integrationsbemühungen (s. Indikatoren 59 und 60), 
eine geringere Arbeitslosigkeit (s. Indikator 18) und 
eine geringere Ungleichverteilung der Einkommen (s. 
Indikator 33) angestrebt werden müssten, um eine 
geringere Kriminalitätsrate zu erhalten. 

 

 

KRIMINALPRÄVENTION STÄRKEN 
URSACHEN BESEITIGEN 

PERSPEKTIVEN BIETEN 
       WEITERBILDUNG IM STRAFVOLLZUG 
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Verkehrstote pro 1.000.000 Einwohner

 DEFINITION 
Als Verkehrstote erfasst die Statistik Personen, die im 
Straßenverkehr verunglücken und sofort oder inner-
halb von 30 Tagen nach dem Unfall sterben. 
 
Datenquellen: 
1991-2009: Eurostat: Code: tsdtr420; 2010: ETSC, 5th 
Road Safety PIN-Report, 
http://www.etsc.eu/documents/pin/report.pdf; S 76 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Anzahl der Verkehrstoten ist seit 1991 stark zu-
rückgegangen. Betrug sie damals noch 142 (pro 
1.000.000 Einwohner), so fiel sie bis zum Jahr 2000 auf 
91 und bis 2010 sogar auf 45, beträgt damit also weni-
ger als ein Drittel des Wertes von 1991. Auch für den 
kurzfristigeren Trend lässt sich festhalten, dass der 
Rückgang weiter anhält. Im Vergleich zu 2005 (65) fiel 
der Wert kontinuierlich um insgesamt 20. Auf Grund 
dieser positiven Entwicklung zeigt der Pfeil nach oben. 
Im europäischen Kontext befand sich Deutschland be-
züglich der Anzahl von Verkehrstoten im Jahr 2010 auf 
Rang 7. Auf den Spitzenplätzen liegen Schweden (28), 
Großbritannien (31), und Malta (36). Der Schnitt der 
EU-27 liegt bei 62, und damit deutlich über dem deut-
schen Niveau (45). Die letzten Plätze nehmen Bulgarien 
(102), Rumänien (111) und Griechenland (113) ein. 

Im „Weißbuch: Die europäische Verkehrspolitik bis 
2010“ der Europäischen Kommission von 2001 wurde 
als Ziel die Halbierung der Verkehrstoten bis 2010 im 
Vergleich zu 2001 als Ziel gesetzt.1 Um zu überprüfen, 
ob dieses Ziel erreicht wurde, muss allein die Zahl der 
Verkehrstoten betrachtet werden, ohne die Bezugset-
zung zur Bevölkerung. Hier zeigt sich, dass es in 
Deutschland im Jahr 2001 insgesamt 6.997 Verkehrsto-
te gab. Im Jahr 2010 waren es noch 3.648 Verkehrsto-
te.2 Dies entspricht einer Verringerung um rund 48%, 
das Ziel ist also knapp verfehlt worden. Wie die Werte 
von Schweden und Großbritannien zeigen, sind noch 
weitere Verbesserungen möglich; deswegen wird eine 
gelbe Ampel vergeben. 
 
 ZIELSETZUNG 
Als neue Zielmarken hat die Europäische Kommission 
im Verkehrs-Weißbuch 2011 eine erneute Halbierung 
der Verkehrstoten bis 2020 sowie eine Absenkung nahe 
Null bis 2050 gesetzt.3 Diese auch als „Vision Zero“ 
bekannte ehrgeizige Zielsetzung bis 2050 erfordert 
konsequente Veränderungen und Investitionen in un-
sere Verkehrssysteme. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Ein theoretisch leicht umsetzbarer Punkt ist die Einfüh-
rung von Tempolimits. Wir folgen hier einem Vorschlag 

INDIKATOR 44:  

HOHES 
SICHERHEITSNIVEAU 
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1 Quelle: Weißbuch: Die europäische Verkehrspolitik bis 2010; S. 65 
http://ec.europa.eu/transport/strategies/doc/2001_white_paper/lb_com_2001_0370_en.pdf  

2 Quelle: DESTATIS, Pressekonferenz 6. Juli 2011: 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pk/2011/Unfaelle2010/pressebroschuere__unfaelle,pro
perty=file.pdf 

3 Quelle: Europäische Kommission: Weißbuch Fahrplan zu einem einheitlichen europäischen Verkehrsraum,  
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2011:0144:FIN:DE:PDF 

4 VCD 2009, VCD-Masterplan (Kurzfassung)-Vision Zero; http://www.vcd.org/visionzero.html 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

des VCD und empfehlen für Autobahnen ein Tempoli-
mit von 120, für Landstraßen von 90 und Innerorts als 
Regelgeschwindigkeit 30 km/h.4 Neben einer Reduzie-
rung der Verkehrstoten würde dies zudem zur Vermin-
derung von CO2- und, nicht zu unterschätzen, der Lärm-
Emissionen führen. Eine weitere Möglichkeit bietet 
eine Verstärkung der Mobilitätserziehung, und zwar 
nicht allein von Kindern, sondern auch für Erwachsene, 
also beispielsweise durch verpflichtende Fahrsicher-
heitstrainings. Auch über die Verschärfung der rechtli-
chen Mindeststandards für die Sicherheitstechnik von 
Kraftfahrzeugen könnte eine weitere Reduzierung der 
Verkehrstoten erreicht werden. Ein Schwerpunkt sollte 
dabei auf den Schutz von besonders gefährdeten Ver-
kehrsteilnehmern gelegt werden, also auf den Schutz 
von Fußgängern, Fahrrad- und Motoradfahrern. Hierfür 
hat die EU bereits eine Verordnung (78/2009) erlassen, 
welche besagt, dass Fahrzeugfronten zukünftig so ge-
staltet werden müssen, dass sie weniger gefährlich für 
diese Verkehrsteilnehmer sind. Außerdem sollten alle 
Fahrzeuge mit einem Bremsassistenzsystem ausgerüs-
tet werden. Die Verordnung sieht allerdings einen 
  
 

Übergangszeitraum bis 2019 vor. Erst dann müssen 
diese Kriterien bei einer Neuzulassung erfüllt sein. Es 
könnte überlegt werden, ob diese Übergangszeit nicht 
verkürzt werden sollte oder aber die Autoindustrie 
freiwillig diese Standards früher umsetzen könnte. Eine 
weitere Möglichkeit, vor allem Radfahrer und Fußgän-
ger besser zu schützen, bietet das so genannte „Shared 
Space“-Konzept. Dahinter steckt die Idee, dass die 
Straße innerorts wieder besser für die Einwohner nutz-
bar, also lebenswerter, gemacht werden soll. Dabei 
wird die Trennung zwischen Straße, Geh- und Fahrrad-
weg aufgehoben und die allermeisten Verkehrszeichen 
und Signalanlagen abgebaut, wobei die Vorfahrtsregeln 
weiter Bestand haben. Dies soll zu einem rücksichtsvol-
leren Fahren, einem besseren Verkehrsfluss sowie ei-
ner besseren Lebensqualität für die Anwohner führen. 
In den Niederlanden, wo dieses Konzept bislang am 
stärksten vertreten ist, hat sich gezeigt, dass vor allem 
schwere Unfälle in diesen Bereichen zurückgegangen 
sind. Um dieses Konzept zu fördern, sollte es von der 
Bundesregierung in die Städtebauförderung und in die 
Straßenbauprogramme aufgenommen werden. 
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Europäischer Vergleich (2010) 
  Land Wert 
1 Schweden 28,0 
2 Großbritannien 31,0 
3 Malta 36,0 
7 Deutschland 45,0 
Ø EU-27 62,0 
28 Bulgarien 102,0 
29 Rumänien 111,0 
30 Griechenland 113,0 

 

http://ec.europa.eu/transport/strategies/doc/2001_white_paper/lb_com_2001_0370_en.pdf


 
 

 
  

   

0%

2%

4%

6%

8%

10%

12%

14%

16%

2005 2006 2007 2008 2009

Armutsgefährdungsquote nach Sozialleistungen von Kindern

 DEFINITION 
Erfasst wird der Anteil von Kindern (unter 18 Jahren) 
mit einem verfügbaren Äquivalenzeinkommen unter 
der Armutsgefährdungsschwelle, die auf 60% des na-
tionalen verfügbaren Median-Äquivalenzeinkommens 
(nach Sozialleistungen) festgelegt ist. Die Daten ent-
stammen dem EU-SILC. 
 
Datenquellen: 
Eurostat; Code: tessi120 
 
 ENTWICKLUNG 
Leider liegen für diesen Indikator nur Werte seit 2005 
vor. Es zeigt sich, dass bis 2009 eine deutlich Erhöhung 
der Armutsgefährdungsquote von Kindern in Deutsch-
land zu verzeichnen ist: von 12,2% (2005) auf 15,0% 
(2009). Zwar ist der Wert im Vergleich zu 2008 (15,2%) 
leicht gefallen, trotzdem zeigt der Pfeil für den Trend 
nach unten, da sich die Situation über die letzten Jahre 
insgesamt verschlechtert hat. 
 
 ZIELSETZUNG 
Vergleicht man Deutschland mit den anderen europä-
ischen Ländern, so liegt Deutschland im Jahr 2009 auf 
dem 10. Platz. Island (9,9%), Dänemark (11,1%) und 
Slowenien (11,2%) belegen die Spitzenplätze. Der EU-
27 Schnitt ist allerdings mit 19,9% deutlich schlechter  

als der deutsche Prozentwert von 15,0%. Auf den letz-
ten Plätzen befinden sich Bulgarien (24,9%), Lettland 
(25,7%) und Rumänien (32,9%). Nun muss man bei der 
Interpretation der Daten natürlich beachten, dass die 
Armutsgefährdungsschwelle sich am Äquivalenzein-
kommen des jeweiligen Landes orientiert, welches in 
Deutschland deutlich höher ist als z.B. in Slowenien. 
Allerdings trifft dies auch auf das Preisniveau zu, wo-
durch sich diese Verzerrung zumindest verkleinert. 
Trotzdem muss man bedenken, dass es sich bei den 
hier gezeigten Daten um so genannte „relative Armut“ 
handelt. Da sich Deutschland im europäischen Mittel-
feld befindet, wird eine gelbe Ampel vergeben. Als Ziel 
werden die europäischen Spitzenwerte, also etwa 10%, 
gesetzt. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Besonders betroffen von Kinderarmut sind in Deutsch-
land Alleinerziehende und Mehrkindfamilien. So zeigen 
Untersuchungen für das Jahr 2006, dass die Quote der 
armutsgefährdeten Kinder bei Alleinerziehenden mit 
einem Kind bei 38% und mit mehr als einem Kind bei 
41% liegt. Im Gegensatz dazu beträgt sie bei Paarhaus-
halten mit zwei Kindern „nur“ 10%. Dabei liegt natür-
lich ein starker Zusammenhang zwischen Arbeitslosig-
keit und Kinderarmut vor. So beträgt die Armutsge-
fährdungsquote von Kindern bei SGB-II beziehenden  

INDIKATOR 45:  

FÖRDERUNG  
FAMILIENFREUNDLICHER 
STRUKTUREN 
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1 Quelle: Prognos AG, BMFSFJ(Hrsg.) (2008): Armutsrisiken von Kindern und Jugendlichen in Deutschland 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Paarhaushalten ohne Erwerbstätigen 65%. Bei Haushal-
ten mit einem Teilzeit-Alleinverdiener sinkt die Quote 
schon auf 16%, bei Vollzeit auf 10%, bei einem Vollzeit- 
und einem Teilzeit-Verdiener auf 4%.1 Dies lässt darauf 
schließen, dass eine Verminderung der Arbeitslosigkeit 
(siehe Indikator 18) auch positive Effekte auf die Ar-
mutsgefährdungsquote hat. Dabei ist aber zu beachten, 
dass die Armutsquote bei Kindern, deren Eltern arbei-
ten, zusätzlich jedoch SGB-II Leistungen beziehen müs-
sen, also die so genannten „Aufstocker“, mit 63% nur 
minimal niedriger ist als bei den Nichterwerbstätigen 
(65%). Es kommt also natürlich auch auf die Art der 
Arbeitsstelle an. Durch die Einführung von Mindestlöh-
nen könnte zumindest ein Teil dieser „Aufstocker“ über 
die Armutsgrenze gehoben werden. Um überhaupt die 
Möglichkeit zu haben, arbeiten gehen, zu können muss 
auch die Kinderbetreuung stark ausgebaut werden 
(siehe Indikator 46). Perspektivisch ist natürlich auch 
die Bildung ein entscheidender Faktor, um eine ausrei-
chende Qualifikation und damit Ein-
kommensmöglichkeiten zu schaffen (s. Indikatoren 35 
und 36). 

Eine konkrete Maßnahme zur Verringerung der Kinder-
armut bestünde in einer Erhöhung bzw. Ausweitung 
des Kinderzuschlages. Dieser zeichnet sich dadurch aus, 
dass er nur in einem gewissen Korridor eines Mindest- 
und Höchsteinkommens der Eltern gezahlt wird. Das 
Mindesteinkommen ist dabei so bemessen, dass es die 
selbstständige Versorgung der Eltern möglich macht. 
Damit Eltern durch die notwendige Versorgung der 
Kinder nun nicht unter die Armutsschwelle geraten, 
wird der Kinderzuschlag gezahlt. Ist das Einkommen 
hingegen so hoch, dass es eine alleinige Versorgung des 
Kindes ermöglicht, wird der Kinderzuschlag nicht ge-
währt. Eine Erhöhung des Kindergeldes wäre natürlich 
ebenfalls möglich, wirkt aber sehr breit und nicht so 
zielgerichtet wie der Kinderzuschlag. Eine Erhöhung des 
Kinderfreibetrages ist hingegen nicht zielführend, da 
dies einkommensschwache Familien kaum betrifft. Eine 
weitere Möglichkeit würde die Einführung eines garan-
tierten Grundeinkommens bieten, dass in der Höhe 
über den derzeitigen ALG-II und Grundsicherungs-
Sätzen liegt, oder alternativ die Erhöhung der genann-
ten bislang vorhandenen Sätze. 

 

 

ARBEITSLOSIGKEIT VERRINGERN 
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Europäischer Vergleich (2009) 
  Land Wert 
1 Island 9,9 
2 Dänemark 11,1 
3 Slowenien 11,2 

10 Deutschland 15,0 
Ø EU-27 19,9 
28 Bulgarien 24,9 
29 Lettland 25,7 
30 Rumänien 32,9 
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Anteil der Kinder in Ganztagsbetreuung an allen Kindern der jeweiligen 
Altersgruppe in %

0-2 jährige 3-5 jährige

%

 DEFINITION 
Anteil der Kinder in Ganztagsbetreuung (mehr als sie-
ben Stunden, ohne Tagespflege) an allen Kindern der 
jeweiligen Altersgruppe: 0 bis 2-Jährige (17a) sowie 3 
bis 5-Jährige (17b). Stichtag der Erhebung ist jeweils 
der 15. März. 
 
Datenquellen: 
Stat. Bundesamt; Indikatoren zur nachhaltigen Entwick-
lung in Deutschland; GENESIS, Code: 91111-0001 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anteil der Kinder in Ganztagsbetreuung ist bei den 
0-2jährigen kontinuierlich von 5,9% (2006) auf 8,7% 
(2009) gestiegen. Bei den 3-5jährigen erhöhte er sich 
von 22,0% auf 29,7%. Der Trend ist also deutlich posi-
tiv, der Pfeil zeigt nach oben. 
 
 ZIELSETZUNG 
In der Nachhaltigkeitsstrategie ist für die 0-2jährigen 
bis 2020 eine Quote von 35% als Ziel angegeben, für 
die 3-5jährigen sind es sogar 60%. Zeitnähere Zielwerte 
gibt das Kinderförderungsgesetz von 2008 aus: Bis 2013 
soll für ein Drittel der Kinder zwischen 0 und 3 Jahren 
ein Betreuungsplatz, unabhängig vom Betreuungsum-
fang, bereitstehen. Für Kinder ab einem Jahr wird es 
dann einen Rechtsanspruch auf einen solchen Platz 
  

geben. Die aktuellen Zahlen sind, vor allem im Ver-
gleich zu den skandinavischen Ländern, deutlich zu 
niedrig. Gerade in der Familienphase fehlen Arbeits-
plätze, die dem Zeitvolumen und der Zeitstruktur nach 
mit den Anforderungen des Familienlebens vereinbar 
sind. Eltern möchten aber zunehmend ununterbrochen 
erwerbstätig sein. Diese Wünsche fordern eine ent-
sprechende Versorgungsquote bei der Kinderbetreu-
ung. Dies ist momentan noch nicht der Fall, weswegen 
eine rote Ampel vergeben wird. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Für die Erreichung der gesteckten Ziele ist die Finanzie-
rung der entscheidende Punkt. Vom Familienministe-
rium (BMFSFJ) wurde dabei für den Ausbau und Betrieb 
der Kindestagesbetreuung von 1-3jährigen auf 35% im 
Zeitraum 2008 bis 2013 ein benötigtes Gesamtvolumen 
von 12 Mrd. € veranschlagt. Durch das so genannte 
Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetz wurden diese 
Kosten zu gleichen Teilen auf Bund, Länder und Kom-
munen aufgeteilt. In einer vom FIFO Köln im Mai 2011 
herausgegebenen Zwischenevaluierung der Finanzie-
rung und Umsetzung des Ausbaus der Kinderbetreuung 
in den verschiedenen Bundesländern wird dazu fest-
gestellt, dass die gesamtdeutsche Ausbaugeschwindig-
keit pro Jahr nicht hoch genug ist, um dieses Ziel zu 
erreichen (60.000 statt 70.000).1 Außerdem wurden 
 

INDIKATOR 46:  

FÖRDERUNG  
FAMILIENFREUNDLICHER 
STRUKTUREN 
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1 Quelle: FIFO Köln (2011): Föderale Finanzierung des Kinderbetreuungsausbaus: Ermittlung der Lastenverteilung; 
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung5/Pdf-Anlagen/kifoeg-
zwischenevaluierung,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf  

2 Es handelt sich also um eine sogenannte „serielle Gemeinschaftsfinanzierung“ und keine „parallele Gemeinschaftsfinanzierung“ 
3 Quelle: Bertelsmann Stiftung: Ländermonitor Frühkindliche Bildungssysteme; http://www.laendermonitor.de/laendermonitor/index.html 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

im Zeitraum 2008 bis 2010 bereits 62% der Investiti-
onsmittel des Bundes aufgebraucht. Das liegt daran, 
dass in dieser Zeit der Länderanteil an der Finanzierung 
sehr viel kleiner war, als der des Bundes und der Kom-
munen (sowie sonstiger Träger). Es werden also zu-
nächst die anderen Mittel ausgeschöpft, bevor die Län-
der sich substantiell an der Finanzierung beteiligen.2 
Problematisch ist dies deswegen, weil dann, statt ei-
nem gleichmäßig über alle Jahre auftretenden kleine-
ren Betrag, deutlich höhere Beträge in den restlichen 
Jahren allein auf die Länderhaushalte zukommen wer-
den. Inwieweit dies in den Haushaltsplanungen der 
betroffenen Länder bereits eingeplant ist, konnte nicht 
festgestellt werden, da diese noch nicht bestehen oder 
nicht offen gelegt wurden. Es kann aber zumindest 
hinterfragt werden, ob angesichts der fehlenden Fi-
nanzmittel und der grundgesetzlich verankerten Schul-
denbremse diese Beträge ohne größere Probleme auf-
gebracht werden können. Dabei unterscheidet sich die 
Situation in den einzelnen Bundesländern stark vonei-
nander. So ist historisch bedingt die Kinderbetreuung in 
den „neuen“ Bundesländern bereits sehr viel stärker 
ausgebaut. Unter den „alten“ Bundesländern wurden 
vor allem die Fortschritte in Baden-Württemberg, Bre-
men und Niedersachsen als unzureichend bewertet; 
Bayern und Hamburg konnten nicht bewertet werden,  
 

weil keine ausreichenden Daten vorlagen. Entschei-
dend für die verbleibenden Jahre – und darüber hinaus 
– ist es nun, dass jedes Bundesland seriöse Ausbau- 
und Finanzierungspläne zur Schaffung der benötigten 
Kinderbetreuungsplätze vorlegt. Nun ist das „Vorhan-
densein“ eines Betreuungsplatzes allein aber noch 
nicht ausreichend. Natürlich muss auch die Qualität der 
Betreuung stimmen. Einen Hinweis darauf kann der 
„Personalschlüssel“, also die Anzahl der Kinder pro 
Betreuer, geben. Hier zeigt der von der Bertelsmann-
Stiftung veröffentlichte „Länderreport Frühkindliche 
Bildungssysteme 2010“ ein deutliches Gefälle innerhalb 
Deutschlands.3 In Ostdeutschland ist er bei den über 3-
jährigen mit durchschnittlich 11,9 deutlich schlechter 
als in Westdeutschland, in dem er 8,3 beträgt. Als Ziel 
wird in der Veröffentlichung ein Wert von 7,5 gesetzt. 
Bei den unter 3-jährigen liegt er in Ostdeutschland bei 
6,1, in Westdeutschland bei 3,9. Als Ziel wird ein Wert 
von 3,0 gesetzt. Daraus ergibt sich, dass neben dem 
durch den Ausbau verursachten erhöhten Personalbe-
darf weitere qualifizierte Betreuer ausgebildet und 
angestellt werden müssen, was wiederum zu einem 
erhöhten finanziellen Bedarf führt. Dieser finanzielle 
Mehraufwand wird sich jedoch aller Voraussicht nach 
rechnen, da eine gute frühkindliche Bildung Kosten in 
der Zukunft einspart. 
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Ausgaben für öffentliche Entwicklungszusammenarbeit in % des BNE

 DEFINITION 
Der Indikator erfasst den Anteil der Ausgaben für öf-
fentliche Entwicklungszusammenarbeit und der Ge-
samtleistungen der Bundesrepublik an Entwicklung-
sländer am Bruttonationaleinkommen. 
 
Datenquellen: 
OECD Statistics, ODA by Donor, 
http://stats.oecd.org/Index.aspx 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anteil der Ausgaben für die öffentliche Entwick-
lungszusammenarbeit (Official Development Aid = 
ODA) am Bruttonationaleinkommen lag 1990 bei 0,42% 
und ging bis 1998 auf 0,26% zurück. Zwischen 1999 und 
2004 bewegte er sich um 0,28%. 2005 erfolgte eine 
deutliche Steigerung des Anteils auf 0,36%, um 2008 
schließlich mit 0,38% den höchsten Wert seit 1992 zu 
erreichen. Im Krisenjahr 2009 fielen die Ausgaben auf 
0,35%. Im Jahr 2010 stiegen sie hingegen wieder auf 
den Wert von 2008 mit 0,38%, an. In Euro ausgedrückt 
waren dies im Jahr 2010 alles in allem 9,6 Mrd. €. Für 
den Zeitraum seit 2005 lässt sich insgesamt eine Stag-
nation feststellen, weswegen ein waagerechter Pfeil 
vergeben wird. Der internationale Vergleich zeigt, dass 
Deutschland sich im Mittelfeld befindet, was den Anteil 
der ODA am BNE angeht. Spitzenreiter ist hier Norwe- 
 

gen mit 1,1%. Nun bildet Norwegen durch seine Ge-
winne aus der Öl- und Gasförderung in gewisser Weise 
einen Sonderfall; aber zum Beispiel auch Schweden 
(0,97%), die Niederlande (0,81%), Großbritannien 
(0,56%) und Frankreich (0,50%) liegen deutlich über 
dem deutschen Wert.1 
 
 ZIELSETZUNG 
Zwar konnte die Bundesregierung das Ziel von Monter-
rey (0,33% im Jahr 2006) verwirklichen; vom 0,7%-Ziel, 
auf das sich die internationale Staatengemeinschaft in 
der UN-Resolution 2626 im Jahr 1970 geeinigt hatte 
und welches von den EU-Mitgliedern im so genannten 
„ODA-Stufenplan“ im Jahr 2005 noch einmal bestätigt 
wurde, bleibt sie jedoch weit entfernt. Das zeigt sich 
auch darin, dass Deutschland das Zwischenziel des Stu-
fenplans, nämlich im Jahr 2010 0,51% des BNE für die 
Entwicklungszusammenarbeit bereitzustellen, deutlich 
verfehlt hat. So lagen die deutschen Mittel zur Entwick-
lungszusammenarbeit um insgesamt 3,3 Mrd. € niedri-
ger als vereinbart. Deswegen, und auf Grund der oben 
gezeigten deutlich höheren Werte anderer Staaten, 
wird eine rote Ampel vergeben. Da international das 
0,7% Ziel etabliert ist, wird auch hier an diese Zielvor-
gabe angeknüpft. Allerdings ist seit dieser Zielsetzung 
ein großes, neues Problemfeld zur Entwicklungszu-
sammenarbeit hinzugetreten: der Klimawandel. 

INDIKATOR 47:  

EINSATZ FÜR  
INTERNATIONALE  
GERECHTIGKEIT 
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1 Quelle:  BMZ; http://www.bmz.de/de/ministerium/zahlen_fakten/Geber_im_Vergleich-Veraenderung_2010_gegenueber_2009.pdf 
2 Quelle: OECD 2010: DAC-Prüfbericht Deutschland 2010; http://www.oecd.org/dataoecd/5/43/46270433.pdf 
3 Quelle: siehe Fußnote 1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Um diesem zu begegnen und die Folgen beherrschbar 
zu halten, müssen weitere Mittel in die Entwicklung-
sländer fließen. International ist es inzwischen üblich, 
diese „Klimagelder“ zur Entwicklungshilfe hinzuzurech-
nen. Prinzipiell ist dagegen nichts einzuwenden. Aller-
dings haben sich die anderen Problemfelder nicht ver-
kleinert. Deswegen sollten für die Erreichung des 0,7%-
Ziels die „Klimagelder“ nicht mit eingerechnet werden, 
sondern separate Ziele für diesen Bereich geschaffen 
oder aber das ODA-Ziel entsprechend erhöht werden. 
Als Größenordnung für die Klimagelder werden 0,3 bis 
0,5% des BNE genannt; also müsste bei Einbeziehung 
dieser Gelder in die ODA ein Ziel von 1,0% bis 1,2% 
gesetzt werden. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die OECD empfiehlt Deutschland im „Peer Review 
2010“ des Entwicklungsausschusses (DAC), sich neue, 
realistische jährliche Ziele zur Erreichung des 0,7% 
Zielwerts bis 2015 zu setzen und diese parteiübergrei-
fend so zu kommunizieren, dass ein breiter Konsens 
über diesen Zielpfad besteht.2 Würde man einen linea-
ren Wachstumspfad wählen, so müsste der Prozentsatz  

um jährlich 0,06 Prozentpunkte (entspricht ca. 1,5 Mrd. 
€) ansteigen um das 0,7%-Ziel bis 2015 zu erreichen. 
Die von der derzeitigen Regierung veranlasste Fokus-
sierung auf den privaten Sektor wird in dem Review 
kritisch betrachtet. Es bestehe die Gefahr, dass die 
aufgewendeten Mittel in Zukunft nicht mehr auf die 
ODA anrechenbar wären, da nicht die Entwicklungshilfe 
der Hauptzweck ist, sondern wirtschaftliche Eigen-
interessen. Um die notwendigen Mitteln nicht anderen 
Ressorts streitig machen und um keine Schulden auf-
nehmen zu müssen, bieten sich für die Finanzierung 
der aufgestockten Entwicklungszusammenarbeit bei-
spielsweise zwei Instrumente an: Zum einen könnten 
durch die Einführung einer EU-weiten Finanztransakti-
onssteuer Mittel verfügbar werden, wovon ein Teil für 
die Entwicklungszusammenarbeit eingesetzt werden 
sollte. Eine andere oder zusätzliche Möglichkeit bietet 
der so genannte „Energie- und Klimafonds“. Dieser 
Fonds speist sich aus dem Erlös der Versteigerung von 
Emissions-Zertifikaten und wird in Deutschland ab 2012 
etwa 3 Milliarden Euro jährlich beinhalten. Auch hier-
von könnte mindestens ein Teil für die Entwicklungszu-
sammenarbeit eingesetzt werden. 

 

 

VERBINDLICHEN ZIELPFAD FESTLEGEN 
KLIMAGELDER ZUSÄTZLICH ZU 0,7%-ZIEL 

NEUE FINANZIERUNGSMITTEL ERSCHLIEßEN 
  Z.B. ENERGIE- UND KLIMAFONDS, TRANSAKTIONSTEUER 
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Internationaler Vergleich3 (2010) 
  Land Wert 
1 Norwegen 1,10 
2 Luxemburg 1,09 
3 Schweden 0,97 

13 Deutschland 0,38 
Ø DAC insgesamt 0,32 
21 Griechenland 0,17 
22 Italien 0,15 
23 Republik Korea 0,12 

 

http://www.bmz.de/de/ministerium/zahlen_fakten/Geber_im_Vergleich-Veraenderung_2010_gegenueber_2009.pdf
http://www.oecd.org/dataoecd/5/43/46270433.pdf
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Deutsche Handelsbilanz mit Entwicklungsländern (DAC-Liste)

Ausfuhr Einfuhr Saldo

Mrd. €

 DEFINITION 
Der Indikator erfasst die Einfuhren und Ausfuhren aus 
den Ländern, die vom Development Assistance Com-
mittee (DAC) der OECD als Entwicklungsländer klassifi-
ziert werden (Stand: 22.08.2011). 
 
Datenquellen: 
DAC-Liste: http://www.oecd.org/dataoecd/32/40/ 
43540882.pdf; Einfuhr und Ausfuhr: DESTATIS, GENESIS,  
Code: 51000-0003 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Einfuhren aus Entwicklungsländern nach Deutsch-
land haben sich seit 1990 von 29,5 Mrd. € auf 160,8 
Mrd. € mehr als verfünffacht. Sehr ähnlich haben sich 
die Ausfuhren entwickelt. Sie stiegen von 27,3 Mrd. € 
(1990) auf 154,0 Mrd. €. Der Saldo (Ausfuhr minus Ein-
fuhr) ist dementsprechend sowohl 1990 als auch 2010 
leicht negativ, wobei er innerhalb dieses Zeitraums in 
einigen Jahren auch leicht positiv war. Für das Krisen-
jahr 2009 lässt sich ein deutlicher Einbruch bei den Ein- 
sowie den Ausfuhren feststellen. Im Jahr 2010 stiegen 
Ein- und Ausfuhren jedoch wieder deutlich, und es 
scheint, als habe der Einschnitt 2009 keine dauerhaften 
Auswirkungen auf den steigenden Trend gehabt, was 
den Anteil der ODA am BNE angeht. Es werden eine 
gelbe Ampel und ein waagrechter Pfeil vergeben. 

 ZIELSETZUNG 
Zunächst sollte, unabhängig von der Höhe der Ein- und 
Ausfuhren, der Saldo dieser beiden Posten möglichst 
nahe Null, die Handelsbilanz also ausgeglichen sein. 
Anderenfalls entstehen zumindest bei einer langfristi-
gen Einseitigkeit Ungleichgewichte und Schuldbezie-
hungen, die zu Abhängigkeiten und anderen Proble-
men, z.B. einem dauerhaften Mittelabfluss durch Zins-
zahlungen, führen können. Bezüglich der Höhe der Ein- 
und Ausfuhr lassen sich hingegen nur schwierig Ziel-
werte formulieren. Zwar verspricht die klassische Theo-
rie von Ricardo durch Außenhandel eine Verbesserung 
für beide beteiligten Länder, dies gilt jedoch in dieser 
Klarheit nur in den engen Grenzen des dafür verwende-
ten Modells. Der Grundsatz „Je mehr desto besser“ ist 
deswegen nicht ohne Einschränkungen haltbar. Viel-
mehr muss genau untersucht werden, ob gleichberech-
tigte Handelsbeziehungen bestehen oder aber, ob eine 
Partei einseitige Vorteile durch den Handel auf Kosten 
des Partners erzielen kann. Ebenfalls zumindest kritisch 
zu hinterfragen sind Handelsbeziehungen mit diktatori-
schen Regimen sowie der Handel mit Rüstungsgütern. 
Solange externe Effekte noch nicht vollständig interna-
lisiert sind, sind vor einem ökologischen Hintergrund 
manche Handelsbeziehungen ebenfalls kritisch zu be-
werten, z.B. das Pulen von Nordsee-Krabben in Marok-
ko oder die so genannten „Flug-Mangos“. 
 

INDIKATOR 48:  

EINSATZ FÜR  
INTERNATIONALE  
GERECHTIGKEIT 
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Deutsche Handelsbilanz mit Entwicklungsländern 
(DAC-Liste) 



 
 

 

1  Quelle: http://www.agrarheute.com/ende-exportsubventionen 
2  Quelle: http://www.welthungerhilfe.de/uploads/tx_dwhhinfomaterial/Grafikdienst.pdf, S. 16 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 EMPFEHLUNGEN 
Eine Möglichkeit, für einen „gerechteren“ Handel mit 
Entwicklungsländern zu sorgen, ist der Kauf von so 
genannten „Fair Trade“ Produkten. Dafür ist ein Siegel-
System geschaffen worden, dass sich auf den interna-
tionalen Standards der „Fairtrade Labelling Organizati-
ons International“ (FLO) gründet. Hier kann jeder Ver-
braucher selbst entscheiden, ob er selbst durch das 
Bezahlen eines, meist nicht übermäßig, höheren Prei-
ses über diesen Weg zur Armutsbekämpfung in den 
Ländern des Südens beitragen will. 
Besonders kritisch, weil Teil der Lebensgrundlage, ist 
der Bereich der Agrargüter (Stichwort „Agrardum-
ping“). Hier zeichnet sich auch die Europäische Union 
durch hohe Subventionen im gemeinsamen Agrarmarkt 
aus. Nun ist es nicht falsch, dass sich die EU ihre Unab-
hängigkeit in der Lebensmittelversorgung erhalten will. 
Jedoch muss sie darauf achten, dass sie damit nicht 
anderen Ländern diese Möglichkeit nimmt. Vor allem 
Exportsubventionen sind dabei für Entwicklungsländer 
besonders schädlich, da sie dazu führen, dass unter 
dem Marktpreis liegende europäische Produkte die 
Entwicklungsländer erreichen und so die Existenz der 
heimischen Landwirtschaft bedrohen. In den vergange-
nen Jahren wurden die Exportsubventionen erfreuli-
cherweise schon stark zurückgefahren. Bis 2013 sollen 
diese nun komplett abgeschafft werden, was überaus  
 
 

zu begrüßen ist und durch die aktuelle Politik nicht 
wieder zurückgenommen oder abgeschwächt werden 
sollte.1 Gerade vor dem Hintergrund stark schwanken-
der und insgesamt steigender Lebensmittelpreise sollte 
den Entwicklungsländern jedoch gleichzeitig zugestan-
den werden, dass sie ihre eigene Landwirtschaft, vor 
allem im Bereich der Grundnahrungsmittel, durch Han-
delsbeschränkungen – etwa durch Zölle – schützen, um 
der Gefahr von Hungersnöten durch steigende Welt-
marktpreise entgegenzuwirken und ihnen eine Ernäh-
rungssouveränität zu ermöglichen. 
Ein weiteres Problem stellen die Einfuhrzölle der EU auf 
weiterverarbeitete Produkte dar. Hier gilt bislang im 
Grundsatz: Je weiter ein Produkt verarbeitet ist, desto 
höher ist der Einfuhrzoll. So betrug beispielsweise der 
Zoll (Jahr 2005) für Rohkakao nur 0,5%, der für Schoko-
lade hingegen 30,6%.2 Dadurch werden die Entwick-
lungsländer daran gehindert, eine eigene verarbeiten-
de Industrie aufzubauen. Deshalb sollte diese Zollpolitik 
geprüft und in Richtung einer Senkung der Einfuhrzölle 
für weiterverarbeitete Güter verändert werden. Da-
durch würde es den Entwicklungsländern erleichtert, 
eine eigene  weiterverarbeitende Industrie aufzubauen, 
wodurch sie unabhängiger von Rohstoffpreisen wür-
den, was zu einer Stabilisierung bzw. Verbesserung 
ihrer Terms of Trade (siehe Indikator 20) führen könn-
te. 
 

 

 

FAIRTRADE STÄRKEN 
AGRARDUMPING BEENDEN 

SCHUTZ DER AGRARWIRTSCHAFT FÜR ENTWICKLUNGSLÄNDER ZULASSEN 
   EINFUHRZÖLLE DER EU SENKEN 
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ÜBERSICHT DER INDIKATOREN 
 

TEILZIEL DER NACHHALTIGKEIT INDIKATOR 

D1 
Hohes ehrenamtliches 
Engagement  

49 
Anteil der Bevölkerung, der sich ehrenamtlich  
engagiert 

50 Zahl der eingetragenen Vereine je 1.000 Einwohner 

D2 
Hohes demokratisches  
Engagement 

51 Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen 

52 
Anzahl der Mitglieder der im Bundestag vertretenen 
Parteien in Prozent der Bevölkerung über 18 Jahre 

D3 
Teilhabe am  
Nachhaltigkeitsprozess 

53 
Anteil der Kommunen mit Agenda 21-Arbeit unter 
den 50 größten Kommunen in Deutschland 

54 
Anteil der Kommunen mit  
Nachhaltigkeitsberichterstattung 

D4 Teilhabe von Frauen 

55 
Anteil der weiblichen Abgeordneten im Bundestag 
und im EU-Parlament (deutsche Staatsangehörig-
keit) 

56 Geschlechtsspezifische Verdienstunterschiede 

D5 
Teilhabe von Kindern  
und Jugendlichen 

57 
Anteil der Abgeordneten unter 35 Jahren im  
Verhältnis zum Anteil der 18-35jährigen an der  
Gesamtbevölkerung 

58 Jugendarbeitslosigkeit nach Geschlecht 

D6 
Teilhabe von Migranten  
und Migrantinnen 

59 
Anteil von Deutschen und Ausländern mit allg. 
Hochschulreife bzw. ohne Hauptschulabschluss 
bezogen auf die jew. Gruppe der Schulabsolventen 

60 
Arbeitslosenquote aller Ausländer sowie  
Differenzierung nach Geschlecht 

D7 Teilhabe von Behinderten 

61 
Umsetzungsgrad „barrierefreies Bauen“ in  
öffentlichen Gebäuden 

62 
Arbeitslosenquote bei Erwerbspersonen mit  
mindestens 50 Prozent Minderung der  
Erwerbsfähigkeit 

D8 
Teilhabe von Seniorinnen  
und Senioren 

63 
Anteil der Pflegeversicherungsfälle in der  
Bevölkerung über 65 Jahre 

64 
Anteil der über 65jährigen Empfänger von  
Grundsicherung an der Gruppe der über 65jährigen 

 
* KURSIVE SCHREIBWEISE, WENN DER INDIKATOR IM VERGLEICH ZUM LETZTEN INDIKATORENBERICHT VERÄNDERT WURDE. 
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Anteil der Bevölkerung, der sich ehrenamtlich engagiert

 DEFINITION 
Erfasst wird der Anteil der Bevölkerung, der sich regel-
mäßig freiwillig engagiert (so genannte Engagement-
quote). 
 
Datenquellen: 
Hauptbericht des Freiwilligensurveys 2009 - Zivilgesell-
schaft, soziales Kapital und freiwilliges Engagement in 
Deutschland 1999-2004-2009, Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend,  S. 6, Grafik Z1 
 
 ENTWICKLUNG 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend hat zum dritten Mal eine Untersuchung des 
zivilgesellschaftlichen Engagements in Auftrag gege-
ben. Somit liegen derzeit drei Werte aus den bundes-
weiten Survey-Studien vor. Der Anteil der Bevölkerung, 
der sich ehrenamtlich engagiert, ist in Deutschland seit 
zehn Jahren stabil geblieben.  
Die einzelnen Bereiche des zivilgesellschaftlichen Enga-
gements  wurden in der Studie von 2009 in vier Berei-
che unterteilt. Eindeutig dominierend sind die Tätigkei-
ten, die mit Sport und Bewegung zusammenhängen 
(über 10,1%). Des Weiteren engagiert sich mehr als 6% 
der Bevölkerung in Kirche, Schule und im Sozial- und 
Kulturbereich. Zwischen 1,8% und 3,1% investieren ihre 
freie Zeit  in die Jugendarbeit, Feuerwehr und poli- 
 

tische Arbeit. Ein kleinerer Prozentsatz, nämlich 0,7% 
der Bevölkerung , widmet sich der Schöffentätigkeit 
und Kriminalitätsarbeit.  
In der Studie wird auch erforscht, ob Menschen, die 
sich aktuell nicht engagieren, es sich in der Zukunft 
vorstellen können (so genanntes externes Potenzial). 
Nach dem Survey ist der Anteil von 26% im 1999 auf 
37% im Jahr 2009 stark gestiegen. Weiterhin ist in der 
Studie von einem „internen Potenzial“ die Rede, d.h. 
von jener Gruppe der Bevölkerung, die sich vorstellen 
kann, ihre freiwillige Beteiligung am sozialen Leben 
auszuweiten. Erfreulich ist, dass diese Eigenschaft ganz 
besonders bei jungen Menschen sichtbar wird. 
 
 ZIELSETZUNG 
Trotz des relativ hohen und konstanten Engagements 
der Bevölkerung gilt es weiterhin, freiwillige Beteiligung 
am gesellschaftlichen Leben zu fördern.  Ziel sollte es 
sein, dass sich bis 2020 ca. 50% der Bevölkerung  (wie 
etwa in Großbritannien oder Schweden) regelmäßig 
freiwillig engagieren.  
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die Bundesregierung hat im Oktober 2010 erstmals 
eine Nationale Engagementstrategie für die Bundesre-
publik Deutschland beschlossen, die jedoch vielfach 
kritisiert wurde. Beanstandet wurde vor allem, dass sie 
 

INDIKATOR 49:  

HOHES EHRENAMTLICHES 
ENGAGEMENT  
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Anteil der Bevölkerung, der sich ehrenamtlich engagiert 



 
 

 

1 Quelle: Study on Volunteering in the EU, Reference N. EACEA/2008/07 contracted by the Education, Audiovisual and Culture Executive 
Agency (EACEA) to GHK and managed by the Directorate General for Education and Culture (DG EAC) of the European Commission, Final 
Report submitted by GHK. (17. Februar 2010). Im Internet unter:http://ec.europa.eu/citizenship/eyv2011/doc/Volunteering%20in%20 
the%20EU%20Final%20Report.pdf 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eher eine Art Katalog vorhandener bürgerlicher Aktivi-
täten darstellt als Anstöße für die Aktivierung des noch 
nicht engagierten Teils der Bevölkerung leistet. 
Um weitere Teile der Bevölkerung für die Mitarbeit zu 
aktivieren, müssen insgesamt die Rahmenbedingungen 
geändert werden. Das Modell der Halbtagsgesellschaft, 
d.h. Wahrnehmung eines Halbtagsjobs und in der rest-
lichen Zeit Mitgestaltung des sozialen Lebens, und auch 
ein garantiertes Grundeinkommen, könnten die Teilha-
be am gesellschaftlichen Leben für beide Geschlechter 
deutlich attraktiver machen und ohne Zweifel das frei- 
 

willige Engagement erhöhen. Die Anerkennung von 
erworbenen Kompetenzen in der informellen Ökono-
mie könnte für die Tätigkeiten in der formellen Öko-
nomie von entscheidender Bedeutung sein. Nicht zu 
vernachlässigen ist in dem Zusammenhang die Frage 
der Versicherung bei den ausgeübten Tätigkeiten in der 
informellen Ökonomie. Einheitliche Versicherungsbe-
dingungen für alle Bereiche des freiwilligen Engage-
ments, besonders die Haftpflicht- und Unfallversiche-
rung, sollten daher geregelt werden. 
 

 

 

HALBTAGSGESELLSCHAFT 
GARANTIERTES GRUNDEINKOMMEN 

ANERKENNUNG VON KOMPETENZEN 
VERSICHERUNGSBEDINGUNGEN KLÄREN 
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Europäischer Vergleich1 
Anteil der Bevölkerung, der sich engagiert Länder 

Sehr hoch (über 40%) Österreich, Niederlande, Schweden, Großbritannien  

Hoch (30%-39%) Dänemark, Finnland, Deutschland und Luxemburg 
Mittel hoch (20%-29%) Estland, Frankreich und Lettland 

Relativ gering (10%-19%) 
Belgien, Zypern, Tschechien, Irland, Malta, Polen, Portu-
gal, Slowakei, Rumänien, Slowenien, Spanien 

Gering (weniger als 10%) Bulgarien, Griechenland, Italien und Litauen  
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Zahl der eingetragenen Vereine je 1.000 Ew

 DEFINITION 
Anzahl der bei den örtlichen Vereinsregistern eingetra-
genen Vereine bezogen auf die Anzahl der Einwohner. 
 
Datenquellen: 
http://www.registeronline.de/vereinsstatistik 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Anzahl der Vereine ist nicht unbedingt zurückge-
gangen, wie man auf den ersten Blick feststellen mag. 
Grund ist vielmehr, dass die Amtsgerichte ihr Erfas-
sungssystem auf EDV umgestellt haben. Somit wurden 
viele „Karteileichen“ aus dem Vereinsregister gelöscht. 
6,8 Vereine je 1.000 Einwohner ist weiterhin eine posi-
tive Bilanz. Laut der Vereinsstatistik existierten in 
Deutschland im Sommer 2008 554.401 eingetragene 
Vereine (e.V.). Das sind ca. 6.743 Vereine auf 1 Million 
Bundesbürger. Spitzenreiter ist das Land Nordrhein-
Westfalen mit mehr als 115.000 Vereinen. Im Verhält-
nis zu den Einwohnerzahlen führt das Saarland mit 
9.006 Vereinen auf 1 Million Einwohner. 
Der Indikator ist nur ein grobes Maß, da er das ehren-
amtliche Engagement nur indirekt erfasst. Wie bei Indi-
kator 49 lässt die Datenbasis keine fundierte Bewer-
tung zu. In der wissenschaftlichen Literatur wird die 
Anzahl der Vereine in Deutschland im internationalen 
Vergleich als traditionell hoch eingestuft. Der Zustand 
 

des Indikators wird daher – mit der gebotenen Vorsicht 
– positiv eingestuft (grüne Ampel), aber diesmal mit 
waagerechtem Pfeil; man muss abwarten, wie die 
nächsten Zahlen nach der EDV-Umstellung ausfallen 
werden. 
 
 ZIELSETZUNG 
Bei diesem Indikator gehtes primär um den Erhalt und 
um die Modernisierung der vorhandenen vielfältigen 
Struktur auf hohem Niveau. Da er weder die Aktivitäten 
der Vereine noch die Mitgliederzahl, sondern nur die 
Eintragung bei Vereinsgründung (rechtliche Schritte) 
abbildet, ist eine präzise Zielvorgabe an der Stelle 
schwierig.  
 
 EMPFEHLUNGEN 
Wie aus Indikator 49 zu entnehmen ist, steigt der Anteil 
der Bevölkerung, die sich ehrenamtlich engagiert. Dies 
kann unter anderem eine steigende Zahl von Mitglie-
derschaften in mehreren Vereinenbedeuten. Allerdings 
werden dabei nicht die Aktivitäten der Mitglieder in 
den Vereinen selbst berücksichtigt. Eine steigende An-
zahl von Vereinen heißt gleichzeitig, dass vielfältige 
Bedürfnisse der Bevölkerung abgedeckt werden kön-
nen. Diese Vielfalt erstreckt sich von Sport-, Tierschutz-
, Kunst-, Bildungs- bis hin zu Sammler- und Politikverei-
nen. Die Verteilung ist jedoch sehr an die örtlichen 
 

INDIKATOR 50:  

HOHES EHRENAMTLICHES 
ENGAGEMENT  
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Zahl der eingetragenen Vereine je 1.000 Einwohner 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gegebenheiten gebunden. Deswegen sollten vor allem 
in ländlich geprägten Regionen unterstützende Maß-
nahmen zum Erhalt von Vereinen unternommen wer-
den. Vereine spielen auch im demokratischen Fin-
dungsprozess eine wichtige Rolle, da die Entscheidung 
nicht nur von einer Person abhängig ist. Wenn man 
zusätzlich die interkulturellen Aspekte berücksichtigt, 
dann bilden Vereine einen wichtigen Baustein für den 
Aufbau einer demokratischen und partizipativen Zivil-
gesellschaft. Die Möglichkeit, sich in das Gemeindele-
ben einzubringen, erhöht die Chancen, dass die Spra-
che erlernt wird. Dies ist im beruflichen Leben für viele  
 

Einwohner mit Migrationshintergrund von großer Be-
deutung. 
Damit die Vereine, zumindest in der Gründungsphase, 
gut funktionieren können, sollten die Prozeduren bei 
der Erteilung öffentlicher Fördermittel vereinfacht und 
bundesweit einheitlich eingeführt werden. Bis jetzt sind 
die Zuständigkeiten für die Förderung gemeinnütziger 
Vereine in Deutschland von Bundesland zu Bundesland 
sehr unterschiedlich. Zusätzlich könnte die steuerfreie 
Ehrenamtspauschale angehoben werden, damit dieje-
nigen, die sich ehrenamtlich engagieren, einen Teil 
ihrer Unkosten erstattet bekommen. 
 

 

 

UNTERSTÜTZUNG FÜR LÄNDLICHE REGIONEN 

VEREINFACHUNG VON PROZEDUREN 

ERHÖHUNG DER STEUERFREIEN EHRENAMTSPAUSCHALE 
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 DEFINITION 
Die Wahlbeteiligung drückt das Verhältnis zwischen der 
Anzahl der bei einer Wahl abgegebenen gültigen und 
ungültigen Stimmen und der Gesamtzahl der Wahl-
berechtigten aus. 
 
Datenquellen: 
Bundestag: Statistisches Jahrbuch 2010, S. 98 
 
 ENTWICKLUNG 
Bei der ersten Bundestagswahl 1949 lag die Beteiligung 
bei 78,5%, bei den folgenden Wahlen von 1953 bis 
1983 lag sie immer über der 85-Prozentmarke und 
pendelte zwischen 86,0% (1953) und 91,1% (1972). Seit 
1998 fällt die Beteiligung und erreichte 2009 seit fast 
zwanzig Jahren das niedrigste Niveau von 70,8%. Be-
trachtet man die Wahlbeteiligung differenziert nach 
Altersgruppen, zeigt sich, dass in der Gruppe der 18-40 
jährigen die Beteiligung unter 60% lag. Die aktivsten 
Wähler sind zwischen 60-70 Jahre alt, mit einer Beteili-
gung von 80%.1 
Deutlich geringer als bei den Bundestagswahlen ist die 
Beteiligung an Europa-, Landtags- und Kommunalwah-
len. Dabei fällt auch der Einbruch der Wahlbeteiligung 
in den letzten drei Jahrzehnten deutlicher aus als auf 
Bundesebene. Unter den Nichtwählern befinden sich 
im Übrigen in der Tendenz überproportional viele Men- 
 

schen mit niedrigem Bildungsgrad und geringem Ein-
kommen. Diese Schieflage verstärkt sich bei sinkender 
Wahlbeteiligung noch.2 
 
 ZIELSETZUNG 
Für die Partizipation der Bürgerinnen und Bürger in der 
Gesellschaft ist eine möglichst hohe Wahlbeteiligung, 
sowohl bei den Bundestagswahlen als auch bei Kom-
munal- und Europawahlen von großer Bedeutung. Nur 
eine hohe Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an 
den Wahlen garantiert, dass die jeweilige Regierungs-
mehrheit einen erheblichen Teil der Bevölkerung rep-
räsentiert und über eine entsprechende Legitimität 
verfügt. Daher sollte eine Beteiligung von mindestens 
85% angestrebt werden.  
Dass seit der „Wechselwahl“ 1998 eine erneute deutli-
che Absenkung des Niveaus zu verzeichnen ist, sollte 
daher mit Sorge betrachtet werden (gelbe Ampel). Der 
negative Trend seit den 1970er Jahren setzt sich damit 
fort (fallender Pfeil). 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Für viele Bürger ist das Nichtwählen ein Ausdruck ihrer 
Unzufriedenheit mit der herrschenden Politik und den 
Parteien. Verschiedene Faktoren tragen zu dieser „Poli-
tikverdrossenheit“ bei: Neben ein – nicht zuletzt von 
Skandalen genährtes – Misstrauen gegenüber der poli- 
 

INDIKATOR 51:  

HOHES DEMOKRATISCHES 
ENGAGEMENT 
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Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen 



 
 

 

1 Der Bundeswahlleiter, Wahl zum 17. Deutschen Bundestag am 27. September 2009, Heft 4 Wahlbeteiligung und Stimmabgabe der Män-
ner und Frauen nach Altersgruppen, S. 10. 

2 Schäfer, Achim (2009): Alles halb so schlimm? Warum eine sinkende Wahlbeteiligung der Demokratie schadet. 
3Neben der „Politik- oder Parteienverdrossenheit“ wird immer wieder die Normalisierungsthese angeführt, die darauf verweist, dass die 

Wahlbeteiligung in Deutschland im internationalen Vergleich immer noch hoch ist. Die sinkende Beteiligung sei demnach weniger ein 
Krisensymptom als ein Zeichen der Gewöhnung an die Demokratie. Dagegen spricht der hohe Anteil Unzufriedener unter denjenigen, die 
nicht an Wahlen teilnehmen. 

4Schäfer, Achim (2009): op. cit., 38. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

tischen Klasse tritt die Wahrnehmung, dass sich die 
Parteien immer weniger voneinander unterscheiden. 
Immer weniger Menschen erscheint Parteiarbeit zu-
dem attraktiv. Auch der Eindruck, als Individuum ohne-
hin keinen Einfluss auf politische Entscheidungen zu 
haben, während andererseits mächtige Interessen-
gruppen die Politik bestimmen, kann das Interesse an 
politischer Beteiligung beeinträchtigen und so zur sin-
kenden Wahlbeteiligung beitragen.3 
Um Bürgerinnen und Bürger wieder verstärkt zur Wahl 
zu motivieren, werden ganz unterschiedliche Maßnah-
men diskutiert. Ein zentraler, aber keinesfalls ausrei-
chender Bestandteil ist die politische Bildung. Da gera-
de junge Menschen unterdurchschnittlich häufig zur 
Wahl gehen, erscheinen Schritte, um Jugendliche stär-
ker für Politik zu interessieren und an das Wählen he-
ranzuführen besonders wichtig. Vor allem verstärkte 
 

Beteiligungsmöglichkeiten wie Jugendstadträte, aber 
auch Projekte wie Wahlsimulationen zum Erleben und 
Üben von Demokratie sollten verstärkt gefördert wer-
den. Darüber hinaus müssen reale Einflusschancen auf 
die Politik für alle Bürgerinnen und Bürger verbessert 
werden. Wünschenswert sind unter anderem Partei-
strukturen, in denen mehr Basisdemokratie und Parti-
zipation der Mitglieder das Engagement und die Identi-
fikation mit der Partei stärken. Auch eine größere Be-
teiligung der Wählerinnen und Wähler etwa bei der 
Kandidatenauswahl könnte einen positiven Beitrag 
leisten.  
Der Befund, dass gerade sozial Benachteiligte politisch 
weniger partizipieren verweist zudem darauf, dass eine 
Gesellschaft, die „das Ideal politischer Gleichheit ver-
teidigen will“, sicherstellen muss, „dass die soziale Un-
gleichheit nicht noch weiter zunimmt“.4 
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Anzahl der Mitglieder der im Bundestag vertretenen Parteien in Prozent 
der Bevölkerung über 18 Jahre

 DEFINITION 
Die Zahl der Parteien, die im Deutschen Bundestag 
vertreten sind, werden addiert und die Gesamtsumme 
durch die Zahl der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland mit einem Lebensalter über 18 Jahre divi-
diert. 
 
Datenquellen: 
Prof. Dr. Oskar Niedermayer: Arbeitshefte aus dem 
Otto-Stammer-Zentrum, Nr. 15, Berlin, Freie Universität 
Berlin 2009; E. Jessen „Die Demokratie der BRD“, 8. 
Aufl., Nomos Verlag; Bevölkerungszahl: Statistisches 
Bundesamt; www.destatis.de (eigene Berechnung). 
 
 ENTWICKLUNG 
Der höchste Anteil der Parteimitglieder, gemessen an 
der Zahl der Bevölkerung wurde im Jahr 1976/1977 mit 
4,14% erreicht. Seit den 1980er Jahren ist der Trend 
rückläufig; dieser Trend setzt sich weiter fort. Tiefpunkt 
in der Entwicklung ist das Jahr 2008 mit nur noch 
2,05%. 
 
 ZIELSETZUNG 
Der anhaltende Rückgang bei den Parteimitgliedschaf-
ten folgt dem gesellschaftlichen Trend einer rückläufi-
gen Orientierung an Großorganisationen. Für die Ver-
tretung der Parteien in der Fläche und für die Rekrutie- 

rung von geeignetem, politischem Personal sollte ein 
gewisses Maß nicht unterschritten werden. Der Wert 
von 4% Ende der 1970er und Anfang der 1980er Jahre 
sollte nach Möglichkeit wieder erreicht werden. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Empfehlungen zur Verbesserung der Beteiligung von 
Bürgerinnen und Bürgern an der Arbeit der Parteien 
können nicht von Regierungen oder Ämtern verordnet 
und in Form politischer Maßnahmen umgesetzt wer-
den. Auf der einen Seite kann die politische Bildung bei 
Jugendlichen, aber auch im Bereich der Erwachsenen-
bildung gefördert und verbessert werden, um so die 
Bereitschaft zur aktiven Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger zu erhöhen.  
Auf der anderen Seite gäbe es sicher für die politischen 
Parteien selbst Möglichkeiten, neue Wege zu versu-
chen, um Menschen zur aktiven Beteiligung zu gewin-
nen. Gerade die erfolgreiche Neugründung von Partei-
en zeigt, dass es in der Gesellschaft hierfür offenkundig 
ein Potential gibt. Eine Erhöhung der Transparenz in-
nerparteilicher Entscheidungsprozesse, einer direkten 
Beteiligung von Parteimitgliedern, die Bereitschaft, sich 
in offenen Meinungsfindungsverfahren neuen Themen 
zuzuwenden – dies könnte mittelfristig von Erfolg ge-
krönt sein.  
 

INDIKATOR 52:  

HOHES DEMOKRATISCHES 
ENGAGEMENT 
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 DEFINITION 
Ausgewiesen wird der Anteil der 50 größten Kommu-
nen in Deutschland, die sich in der Agenda 21-Arbeit 
engagieren. 
 
Datenquellen: 
Eigene Berechnung; Internet basierte Datenerfassung. 
Stand: September 2011 
 
 ENTWICKLUNG 
Der alte Indikator mit der Anzahl der Kommunen mit 
Agenda-Beschluss konnte nicht fortgeführt werden, 
weil es keine Datenerhebung zu diesem Thema mehr 
seit 2005 gegeben hat. Der neue Indikator erfasst da-
her den Anteil der Kommunen unter den 50 größten 
Kommunen in Deutschland, die eine Institutionalisie-
rung der Agenda 21 vorgenommen haben und sich mit 
Agenda-Arbeit innerhalb des Rathauses beschäftigen. 
Die Agenda-Arbeit konzentriert sich innerhalb von Re-
feraten und Stabstellen wie Umweltamt, Klimaschutz, 
Stadtentwicklung – nur einige wenige Kommunen ha-
ben einen eigenen Agenda-Beauftragten (Stand: Sep-
tember 2011). Für die hohe Anzahl der Kommunen gibt 
es eine grüne Ampel. Der Trend kann aufgrund man-
gelnder Datenlage nicht bewertet werden.  
 

 ZIELSETZUNG 
Angestrebt ist ein 100% Anteil an Kommunen mit 
Agenda 21 Arbeit bis 2022 an der Anzahl der Kommu-
nen insgesamt (30 Jahre nach Rio). 
 
 EMPFEHLUNGEN 
20 Jahre nach Rio spielt die Agenda-Arbeit, zumindest 
unter den 50 größten Kommunen in Deutschland eine 
wichtige Rolle. Die Institutionalisierung erfolgte entwe-
der durch Eingliederung in die Arbeiten des Umweltam-
tes oder in Bereiche der Stadtentwicklung. Ein sehr 
guter Prozess wurde in Nordrhein-Westfallen vollzo-
gen, und zwar mit der Bildung einer Landesarbeitsge-
meinschaft Agenda 21 NRW e.V. mit der Beteiligung 
von mittlerweile 120 Teilnehmern (wie etwa Kommu-
nen und Kreise, Verbände und Institutionen, Kirchen 
und Gewerkschaften). Gegründet wurde die Gemein-
schaft als Kompetenznetzwerk zur Professionalisierung 
lokaler Nachhaltigkeitsprozesse.  
Die Institutionalisierung und die Ausstattung der Agen-
da-Arbeit mit einem Minimum an personellen und fi-
nanziellen Ressourcen sollte nicht nur in den Großstäd-
ten, sondern vor allem auch in den kleineren Gemein-
den beibehalten oder, wo dies noch nicht geschehen 
ist, eingeführt werden. Auch auf Länderebene kann 
diese Arbeit sehr erfolgreich unterstützt werden, wie 
 

INDIKATOR 53:  

TEILHABE AM NACHHAL-
TIGKEITSPROZESS 
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das Beispiel des Agendabüros in der Landesanstalt für 
Umwelt, Messungen und Naturschutz (LUBW) Baden-
Württemberg zeigt. Auf Länderebene oder über den 
 

Deutschen Städtetag und den Deutschen Gemeindetag 
sollte ein regelmäßiges Monitoring der kommunalen 
Agenda-Arbeit organisiert werden. 

 

 

INSTITUTIONALISIERUNG DER AGENDA-ARBEIT  

FINANZIELLE RESSOURCEN BEREITSTELLEN 

REGELMÄßIGES MONITORING ORGANISIEREN 
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Kommunale Nachhaltigkeitsberichte in Baden-Württemberg

 DEFINITION 
Ausgewiesen werden sollte der Anteil der Kommunen 
in Deutschland, die mindestens einmal einen kommu-
nalen Nachhaltigkeitsbericht vorgelegt haben. Als Er-
satz für fehlende Ergebnisse für Deutschland insgesamt 
werden nur Ergebnisse aus Baden-Württemberg prä-
sentiert. 
 
Datenquellen: 
Eigene Berechnung; http://www.lubw.baden-wuerttem 
berg.de/servlet/is/30327/ 
 
 ENTWICKLUNG 
Daten für die gesamte Bundesrepublik liegen nicht vor, 
sie müssten in einer sehr aufwändigen Recherche er-
hoben werden. Einzig Baden-Württemberg bietet – 
über die Arbeit des Agenda-Büros der LUBW – einen 
internetbasierten Zugang zu den in diesem Bundesland 
vorliegenden kommunalen Nachhaltigkeitsberichten. 
Leider lässt sich dieses Bundesland nicht auf die Bun-
desrepublik Deutschland insgesamt hochrechnen, da 
nur hier diese Arbeiten auf vielfältige Weise unterstützt 
werden – von einer äußerst guten Datenzugänglichkeit 
durch das Statistische Landesamt bis hin zu vielfältigen 
Beratungsangeboten der LUBW.  
Die Zahl der Kommunen, die sich hier engagieren, 
nimmt  kontinuierlich zu – wenn auch recht langsam. 

Weitere Berichte sind derzeit in Arbeit. 
 
 ZIELSETZUNG 
Anzustreben ist ein 50%-Anteil an Kommunen mit 
Nachhaltigkeitsberichten bis 2022 (30 Jahre nach Rio).  
 
 EMPFEHLUNGEN 
Indikatoren sind für die Konkretisierung und Kommuni-
kation des Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung zu 
einem wichtigen Instrument auch der Lokalen Agenda 
21 geworden. Sie dienen dem Monitoring der angest-
rebten Veränderungsprozesse und erfüllen wichtige 
Funktionen bei der politischen und administrativen 
Steuerung. Die Anzahl der Kommunen, die ein Indikato-
rensystem zur nachhaltigen Entwicklung zumindest 
einmalig eingeführt haben, ist im Beobachtungszeit-
raum weiter deutlich gestiegen – allerdings gibt es, wie 
bereits erwähnt, keine Ergebnisse für Deutschland in-
sgesamt; hierfür gibt es zuletzt Ergebnisse aus dem 
Jahre 2004, wo die Zahl der Kommunen insgesamt für 
Deutschland auf 250 geschätzt wurde.  
Leider deutet vieles darauf hin, dass sich sehr wenige 
Kommunen bislang entschieden haben, Nachhaltig-
keitsberichte als Informations- und Controllinginstru-
ment zu verstetigen. Die Zahl der Kommunen, die 
Nachhaltigkeitsberichte in regelmäßigen Abständen 
vorlegen, dürfte bislang in Baden-Württemberg unter 
 

INDIKATOR 54:  

TEILHABE AM NACHHAL-
TIGKEITSPROZESS 
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20 liegen. 
Die weitere Verbreitung kommunaler Nachhaltigkeits-
berichterstattung wird ganz wesentlich von zwei Fakto-
ren abhängen. Zunächst müsste auch in anderen Bun-
desländern – nach dem Vorbild von Baden-Württem-
berg – die Zugänglichkeit der Daten über ein entspre-
chendes Internet-Angebot des Statistischen Landesam-
tes so vereinfacht werden, dass die Erstellung des 
Kerns eines Berichts ohne große Mühen möglich ist. 
Zum anderen müssten die Kommunen diese Berichte 
dann auch erkennbar in ihrer politischen Arbeit nutzen: 
zur Festlegung kommunalpolitischer Ziele, zum Control-
ling von Maßnahmen, die zur Verbesserung bestimm- 
 

ter Problemlagen ergriffen wurden, oder im Rahmen 
einer kommunalen Nachhaltigkeitsprüfung vor Ent-
scheidungen im Stadt- oder Gemeinderat. Kommunen 
können auch aktiv werden, um Nachhaltigkeitsberichte 
in ihrer Informationsarbeit für ihre Bürgerinnen und 
Bürger zu verwenden.  
Eine drastische Veränderung dieses Indikators wäre auf 
mittlere Sicht aber wohl nur dann zu erreichen – so 
jedenfalls die Einschätzung „zwanzig Jahre nach Rio“ – 
wenn ein Kern der Nachhaltigkeitsberichterstattung in 
das statistische Pflichtprogramm der Kommunen auf-
genommen würde. Eine solche Initiative ist bislang 
(noch) nicht in Sicht. 
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Anteil der weiblichen Abgeordneten im Bundestag und im EU-Parlament 
(deutsche Staatsangehörigkeit)

Bundestag Europa

 DEFINITION 
Die Anzahl der weiblichen und männlichen Abgeordne-
ten wird jeweils in Bezug zur Gesamtzahl der Abgeord-
neten gesetzt. Maßgebend ist das amtliche Wahler-
gebnis, Veränderungen im Laufe der Wahlperiode wer-
den nicht berücksichtigt. Die Werte werden für den 
Bundestag sowie für die deutschen Abgeordneten im 
Europaparlament getrennt ausgewiesen. 
 
Datenquellen: 
http://www.bundestag.de/bundestag/abgeordnete17/
mdb_zahlen/frauen_maenner.html 
http://www.europarl.europa.eu/parliament/archive/el
ections2009/de/men_women_de_txt.html 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anteil der Frauen an den Abgeordneten im Deut-
schen Bundestag ist von 1990 bis 2002 stetig gestiegen, 
mit einem geringem Einbruch im Jahr 2004; stieg dann 
bei der letzten Wahl 2009 wieder leicht und liegt der-
zeit bei 32,9%. Der Anteil der weiblichen Abgeordneten 
hat in der Geschichte des Bundestags stetig zugenom-
men. 1987 war mit 15,4% erstmals die 10-Prozent-Mar-
ke übertroffen, gut zehn Jahre später war dann die 
30%-Marke erreicht, die sich seitdem nur noch wenig 
verändert hat. Als einzige Partei sind die Grünen zu 
nennen, die kontinuierlich seit 1987 mit mehr als 50% 
 
 

weiblichen Abgeordneten im Bundestag vertreten sind. 
Die CSU hat 2009 gerade die Marke von 20,1% über-
troffen. Es ist also der im Grundgesetz etablierte 
Gleichheitsgrundsatz nicht verwirklicht, weshalb eine 
gelbe Ampel vergeben wird. Der Pfeil zeigt nach oben, 
da in beiden Parlamenten der Anteil gestiegen ist. Da-
mit ändert sich der Pfeil von fallend auf steigend. 
 
 ZIELSETZUNG 
Eine paritätische Besetzung von Frauen und Männern 
sollte im Bundestag und im Europäischen Parlament 
angestrebt werden. Art. 23, Abs.1 der Grundrechte-
charta der EU unterstreicht die Gleichheit von Frauen 
und Männern, somit ist die Europäische Union ver-
pflichtet die Gleichstellung zu fördern. Im Europäischen 
Parlament wurde ein Ausschuss für die Rechte der Frau 
und die Gleichstellung der Geschlechter eingerichtet. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Im Europaparlament ist der Anteil der Frauen an den 
deutschen Abgeordneten im Jahr 2009 auf 37% gestie-
gen und erreichte fast das Höchstniveau von vor zehn 
Jahren. Im europäischen Vergleich ist der Anteil der 
Frauen im Parlament in Deutschland höher als in den 
meisten Staaten. Auch die Zahl der Ministerinnen ist in 
den letzten Jahren gestiegen, und erstmals gibt es eine 
weibliche Regierungschefin.  
 
 

INDIKATOR 55:  

TEILHABE VON FRAUEN 
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Die Frauenquote ist bis jetzt ein reines Versprechen der 
Wirtschaft geblieben, deswegen soll die Frauenquote 
stufenweise per Gesetz eingeführt werden. Inkludiert 
werden sollten auch die Bereiche des öffentlichen 
Dienstes. Der Staat muss dafür allerdings noch Unters-
tützung leisten. Die Vereinbarkeit von Familie und  
 

Beruf muss nicht nur auf der unternehmerischen Ebene 
(Teilzeit-Einstiegsmöglichkeiten, flexible Arbeitszeit-
modelle etc.) stattfinden, sondern auch auf der staatli-
chen Ebene (Ausbau finanzierbarer Kindergarten- und 
Krippenplätze etc.).  

 

 

GESETZLICHE FRAUENQUOTE 

VEREINBARKEIT VON FAMILIE UND BERUF VERBESSERN 

Z.B. FLEXIBLE ARBEITSZEITMODELLE, KINDERBETREUUNG, … 
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% Verdienstabstand zwischen Frauen und Männern 

 DEFINITION 
In Beziehung zueinander gesetzt werden hier die Brut-
tostundenverdienste von Frauen und Männern. Ange-
geben wird der Verdienstabstand zwischen Frauen und 
Männern in % der Bruttostundenverdienste der Män-
ner. 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2011 / Indikatoren 
nachhaltiger Entwicklung Seit dem Jahr 2006 wird der 
Gender Pay Gap nach EU-weit einheitlicher Methodik 
berechnet. Aufgrund dieser Umstellung dürfte sich der 
Wert um etwa einen Prozentpunkt vergrößert haben. 
 
 ENTWICKLUNG 
In der relativen Betrachtung haben Männer im Jahr 
2008 23% mehr als Frauen verdient− mit steigender 
Tendenz. Die Verdienstunterschiede zwischen Mann 
und Frau, auch Gender Pay Gap genannt, lassen sich 
auf unterschiedliche Ursachen zurückführen. Die Män-
ner arbeiten meist ohne größere Unterbrechungen auf 
einer Vollzeitstelle. Frauen beginnen zwar häufig zu 
gleichen Konditionen zu arbeiten (der Unterschied liegt 
laut Statistischem Bundesamt bei Absolventen bei ca. 
8%), haben dann aber oftmals eine Babypause und 
vollziehen den Wiedereinstieg auf einer Teilzeitstelle. 
Somit verlieren sie die Jahre an Berufserfahrung, die  
 

den Männern höhere Verdienste sichern. Erziehungs-
bedingte Erwerbsunterbrechungen schaden letztlich 
der Karriere. Es gibt darüber hinaus noch andere Grün-
de, die den Unterschied bewirken, wie etwa die ge-
schlechtsspezifische Aufteilung der Arbeitswelt, auf-
grund derer Frauen vor allem auf niedrig bezahlten 
Jobs arbeiten. Der Gleichheitsgrundsatz des Grundge-
setzes ist also nach wie vor nicht verwirklicht, deshalb 
bleibt die Bewertung bei rot, der Pfeil ist waagerecht, 
da sich in den letzten Jahren wenig verändert hat. 
 
 ZIELSETZUNG 
Die Bundesregierung setzt sich als Ziel, den Verdienst-
abstand von Männer und Frauen bis 2020 auf 10% zu 
reduzieren. Bis 2030 sollte kein geschlechtsspezifischer 
Verdienstunterschied mehr bestehen.  
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die Politik hat schon den ersten Schritt gemacht, indem 
sie das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
verabschiedet hat. Als nächstes sollte die Transparenz 
bei der Entlohnung verstärkt werden. Vor allem auch in 
privaten Unternehmen sollten die Mitarbeiter/innen 
die Möglichkeit haben, Auskunft über die Entlohnung 
bei gleicher Qualifikation und Position zu erhalten.  
 
 
 
 

INDIKATOR 56:  

TEILHABE VON FRAUEN 
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Anteil der Abgeordneten unter 35 Jahren im Verhältnis zum Anteil der 
18-35jährigen an der Gesamtbevölkerung

 DEFINITION 
Der Indikator misst, wie repräsentativ die Gruppe der 
18-35jährigen im Bundestag durch Abgeordnete dieser 
Altersklasse vertreten ist. Dazu wird der Anteil der Ab-
geordneten unter 35 Jahren ins Verhältnis zum Anteil 
der 18-35jährigen an der Gesamtbevölkerung gesetzt. 
Je mehr sich der Indikator dem Wert 100% nähert, 
desto besser ist die Gruppe der 18-35jährigen im Bun-
destag repräsentiert.  
 
Datenquellen: 
http://bundestag.de/ (ausgewertet wurden die Zahlen 
der Abgeordneten in der 13., 14., 15. und 16. Wahlpe-
riode nach ihrem Alter von unter 35 Jahren) 
 
 ENTWICKLUNG 
Nach einem Anstieg des Wertes von 26% (1994) auf 
46% im Jahre 2002 fällt er 2005 und erreicht schließlich 
2009 den Wert von 32,7% (fallender Pfeil). Damit ist die 
Gruppe der 18-35jährigen im Parlament deutlich unter-
repräsentiert (rote Ampel)und der Grundsatz der 
gleichberechtigten politischen Mitbestimmung nicht 
verwirklicht.  
 
 ZIELSETZUNG 
Ein Anteil von jungen Abgeordneten von mindestens 
50% des Anteils dieser Bevölkerungsgruppe an der 
 

Gesamtbevölkerung bis 2020 sollte angesteuert wer-
den; langfristig sollten 100% erreicht werden.  
 
 EMPFEHLUNGEN 
Junge Abgeordnete sorgen für mehr Interesse von Glei-
chaltrigen für das Politikgeschehen im Land. Die von 
Parteien formulierten Ziele und Postulate werden 
durch die Massenmedien an die Öffentlichkeit ge-
bracht. Dabei ist die jüngste Wählergruppe am besten 
und am schnellsten über das Internet als Medium er-
reichbar. So können die jungen Abgeordneten mit einer 
höheren Affinität für Technik und Moderne diese Ziel-
gruppe besser erreichen und für ihre Partei gewinnen. 
Das Wahlergebnis der Piraten-Partei bei der Wahl zum 
Berliner Abgeordnetenhaus von 2011 unterstreicht 
diese These. 
US-Präsident Obama hat bei der Wahl von 2008 auf das 
Internet und die Handywerbung gesetzt, um junge 
Wähler für seine Politik zu gewinnen.  
Die neuesten Berechnungen des ZDF zeigen, dass die 
dem Altersschnitt der Mitglieder nach jüngste Partei in 
Deutschland zurzeit die Piraten mit einem Durch-
schnittsalter von 29 Jahren sind. Die Grünen sind auf 
Platz zwei mit einem Durchschnittsalter von 49 Jahren, 
gefolgt von der FDP (51 Jahre), CDU (56 Jahre) und SPD 
(58 Jahre). Die ältesten Parteimitglieder besitzen die 
Linken bei einem Durchschnittsalter von 62 Jahren.  

INDIKATOR 57:  

TEILHABE VON KINDERN 
UND JUGENDLICHEN 
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Eine hohe Attraktivität der Parteien und die Möglich-
keit zur Teilhabe am politisch-öffentlichen Leben sind 
die besten Anreize für junge Leute, wählen zu gehen 
und sich selbst aufstellen zu lassen. Dies muss schon in 
der schulischen Bildung vermittelt werden, beispiels-
weise durch die Bildung eines Jugendstadtrates, Besu-
che bei lokalen Politikern oder die Organisation politi-
scher Kampagnen. Auch die Debatte um die nachhalti-
ge Entwicklung sollte mit der jungen Generation ge- 
 
 

führt werden, weil sie schließlich mit den Problemen 
Klimawandel, Ressourcenknappheit, Energieeinsparung 
und Konsumwandel in ihrem künftigen Leben zu tun 
haben wird. Schließlich erwartet man von einem jun-
gen Politiker nicht die Erfahrung und das Geschick ei-
nes lang gedienten Abgeordneten, aber zumindest ein 
Interesse daran, die oben erwähnten Probleme nach 
dem Leitbild der zukunftsfähigen Entwicklung ausrich-
ten zu wollen. 
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 DEFINITION 
Arbeitslose unter 25 Jahren werden in der Statistik als 
Jugendarbeitslose ausgewiesen(Konzept der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation, International Labour Or-
ganization, ILO). 
 
Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt; Erwerbslosenquote: Deutsch-
land, Monate, Geschlecht, Altersgruppen, origi-
nal/saisonbereinigte Werte 
 
 ENTWICKLUNG 
Das Statistische Bundesamt hat bei der Berechnung der 
Jugendarbeitslosigkeit eine neue Methode eingeführt, 
indem saisonbereinigte Werte angegeben werden. Die 
Grafik zeigt die großen Schwankungen bei der Arbeits-
losigkeit sowohl bei jungen Frauen als auch bei jungen 
Männern; tendenziell fällt aber die Quote bei den jun-
gen Frauen geringer aus als bei den jungen Männern. 
Zwischen 2008 und 2009 sind die Werte bei den Män-
nern von 10,6% auf 12% gestiegen und bei den Frauen 
von 8,9% auf 8,8% gefallen, obwohl in der Wirtschafts-
krise ein anderes Ergebnis zu erwarten gewesen wä-
re.2000 respektive 2001 war die Arbeitslosenquote auf 
ihrem niedrigsten Niveau: Bei den jungen Frauen lag sie 
bei 5,9% (2001), bei den jungen Männern bei 8,9% 
(2000), um danach bis 2005 deutlich anzusteigen – 
 

15,7% bei Männern und 12,3% bei Frauen. Seitdem ist 
die Quote kontinuierlich zurückgegangen. 
Die Bewertung bleibt rot, da die Folgewirkungen einer 
hohen Jugendarbeitslosigkeit als problematisch einges-
tuft werden müssen. Der Pfeil zeigt nach oben, da in 
der jüngeren Vergangenheit ein Rückgang zu verzeich-
nen ist.  
 
 ZIELSETZUNG 
Die Jugendarbeitslosigkeit sollte auf dem Niveau der 
Vollbeschäftigung sein, d.h. nicht höher als 3% bis 4% 
betragen.  
 
 EMPFEHLUNGEN 
Eine schlechte Konjunktur macht sich gerade auch bei 
den Jugendlichen bemerkbar. Die Schwankungen sind 
meistens deutlicher sichtbar als bei der allgemeinen 
Arbeitslosigkeit. Die Jugendlichen, die ihren ersten, 
meist befristeten Vertrag erhalten haben, werden in 
schlechten Zeiten als erste gehen müssen oder gar 
keinen Job bekommen. Jugendliche haben somit oft die 
Rolle eines Puffers bei konjunkturellen Schwankungen: 
Sie müssen als erste gehen, wenn sich die Wirtschafts-
lage verschlechtert. Offe/Hinrichs (1984) sprechen in 
diesem Zusammenhang von der so genannten Alterna-
tivrolle, die Jugendliche besitzen, indem sie bei Arbeits-
losigkeit entweder in die Familie zurückkehren oder in 
 

INDIKATOR 58:  

TEILHABE VON KINDERN 
UND JUGENDLICHEN 

142 

 

D5 

Jugendarbeitslosigkeit nach Geschlecht 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eine schulische Ausbildung ausweichen können. 
Als denkbare Maßnahmen gegen die Jugendarbeitslo-
sigkeit ist die Förderung lokaler Beschäftigungsinitiati-
ven und sozialer Hilfemaßnahmen, die speziell auf jun-
ge, unerfahrene Kräfte ausgerichtet sind. Zusätzlich 
könnten alternative Arbeitszeitmodelle am Anfang ei-
ner Beschäftigung eine mögliche Lösung darstellen, um 
die Hemmnisse bei den Arbeitgebern zu beseitigen. 
Dabei könnten Steueranreize und/oder-befreiungen 
 

für Betriebe/Branchen, Unternehmensgründer etc. 
eingeführt werden. In wirtschaftlich schlechten Zeiten 
wären außerdem Arbeitserfahrungs-, Berufsvorberei-
tungs- und Praktikantenprogramme denkbar. Ebenso 
könnten freiwilliges Engagement in Form der Anerken-
nung von geleisteten Arbeitsstunden und die Anerken-
nung von nationalen oder internationalen Bildungszer-
tifikaten als weitere Maßnahmen zur Reduzierung von 
Arbeitslosigkeit dienen. 

 

 

FÖRDERUNG LOKALER BESCHÄFTIGUNGSINITIATIVEN 

ALTERNATIVE ARBEITSZEITMODELLE 

BERUFSVORBEREITUNGSPROGRAMME STÄRKEN 
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 DEFINITION 
Bezogen auf alle Schulabsolventen der jeweiligen 
Gruppe werden die Anteile von Deutschen und Auslän-
dern gegenübergestellt, die mit Hochschulreife bezie-
hungsweise ohne Hauptschulabschluss die Schule ver-
lassen.  
 
Datenquellen: 
http://www.bundesregierung.de  5, 7. und 8. Auslän-
derbericht.  
 
 ENTWICKLUNG 
Die Grafik zeigt eine positive Entwicklung. Nachdem 
jahrelang der Anteil von Ausländern mit allgemeiner 
Hochschulreife stabil war, ist er im  Schuljahr 
2007/2008 deutlich angestiegen und der Anteil der 
Ausländer ohne Hauptschulabschluss gesunken. Es gibt 
nach wie vor mehr Ausländer – gemessen an der jewei-
ligen Gruppe der Schulabsolventen –, die ohne Haupt-
schulabschluss die Schule verlassen als deutsche 
Hauptschüler. 
 
 ZIELSETZUNG 
Die Angleichung der Quoten deutscher und ausländi-
scher Absolventen mit Hochschulreife ist wünschens-
wert. Die Zahl von Hauptschülern ohne Abschluss sollte 
in beiden Gruppen bis 2030 auf null reduziert werden,  
 

bis 2020 sollte mindestens die Angleichung der beiden 
Gruppen nach unten erfolgen. Aufgrund der nach wie 
vor hohen Differenzen vergeben wir hier eine rote Am-
pel. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die Integration von Menschen mit Migrationshinter-
grund erfordert Maßnahmen im Bildungsbereich. Ent-
sprechende Maßnahmen sollten möglichst früh begin-
nen, am besten schon im Kindergarten mit einer 
Sprachförderung. Da der Bildungserfolg bisher stark 
von der sozialen Herkunft in Deutschland abhängig ist, 
müssen schon von Anfang an allen Schülern gleiche 
Chancen eingeräumt werden. Menschen mit keiner 
oder einer schlechten Bildung haben ein höheres Risi-
ko, arm und sozial ausgeschlossen zu werden. Zudem 
sind Menschen ohne Ausbildung schlecht auf dem Ar-
beitsmarkt vermittelbar, unter anderem auch deswe-
gen, weil die Zahl der Einfach-Arbeitsplätze in den letz-
ten Jahren weiter deutlich verringert wurde.  
Maria Böhmer, die Integrationsbeauftragte der Bun-
desregierung, plädiert für ein verpflichtendes, beitrags-
freies Kindergartenjahr. Eine Frühförderung der sprach-
lichen Entwicklung hilft den Kindern, besser die Spra-
che zu erlernen. Wichtig dabei ist, die Eltern in die 
Schularbeit zu integrieren und sie gut zu informieren. 
Es könnten zum Beispiel Hausaufgabenbetreuungs- 
 

INDIKATOR 59:  
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gruppen in der Schule oder von lokalen Vereinen einge-
richtet werden, die in Absprache mit den Lehrer/innen 
gezielte Hilfe leisten. Durch die Teilnahme an außer- 
 

schulischen Beschäftigungen wird die Partizipation aller 
sozialen Gruppen gefördert – sowohl von den Helfen-
den als auch den Hilfsbedürftigen. 
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HAUSAUFGABENBETREUUNG AUSBAUEN 

145 



 
 

 
  

   

0

5

10

15

20

25

30

0

100.000

200.000

300.000

400.000

500.000

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

%
Arbeitslosenquote aller  Ausländer sowie Differenzierung nach 

Geschlecht

Männer Frauen Arbeitslosenquote in %

 DEFINITION 
Erfasst werden hier die Arbeitslosenquote aller Auslän-
der sowie Arbeitslosenzahlen differenziert nach Frauen 
und Männern. Ausländische Arbeitslose müssen sich 
per Definition regelmäßig mit Hauptwohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Dazu zählen 
auch Staatenlose. 
 
Datenquellen: 
Arbeitsmarkt 2009, S. 157, Tab. IV.G.15 Ausländerbe-
schäftigung und -arbeitslosigkeit; eigene Berechnungen 
 
 ENTWICKLUNG 
Zwischen 2005 und 2009 hat sich die Arbeitslosenquote 
der ausländischen Arbeitnehmer/innen kontinuierlich 
nach unten entwickelt, und zwar von 25,2% auf 19,1%. 
Die leichte Zunahme im Jahr 2009 ist wahrscheinlich 
der Weltwirtschaftskrise zuzurechnen. Auffällig ist in 
den letzten Jahren eine Reduzierung der Anzahl von 
ausländischen Arbeitslosen, wobei sich die Anzahl der 
arbeitslosen ausländischen Frauen im Verhältnis zu 
denen der Männer stetig verschlechtert hat. 2000 war-
en fast doppelt so viele ausländische Männer arbeitslos 
wie ausländische Frauen, während sich die Zahlen 2007 
und 2008 fast angenähert hatten. Nach wie vor ist die 
Arbeitslosenquote der Ausländer doppelt so hoch wie 
die der Deutschen, deshalb vergeben wir eine rote  
 

Ampel. Die Arbeitslosenzahlen sind zwar 2009 (krisen-
bedingt) leicht angestiegen, im Vergleich zu 2005 ist 
jedoch ein positiver Trend zu verzeichnen (Pfeil nach 
oben). 
 
 ZIELSETZUNG 
Das Niveau der arbeitslosen Personen mit Migrations-
hintergrund sollte zumindest gleich dem Niveau der 
deutschen Arbeitnehmer sein. Langfristig sollte es dem 
Niveau der Arbeitslosigkeit unter Bedingungen der 
Vollbeschäftigung von 3 bis 4% entsprechen. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit von erwachsenen 
Ausländern muss mit Integrationsmaßnahmen verbun-
den werden. Ohne ausreichende Sprachkenntnisse und 
gute Qualifikationen können Menschen mit Migrati-
onshintergrund nicht wettbewerbsfähig auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt auftreten. Zunächst aber müssten 
ausländische Qualifikationsnachweise in Deutschland 
mit weniger bürokratischem Aufwand anerkannt wer-
den. Die Maßnahmen zur Vermittlung von ausländi-
schen Arbeitskräften sind zum größten Teil mit den 
Maßnahmen für deutsche Arbeitslose identisch (s. Indi-
kator 18). Zusätzlich kann eine spezielle Arbeitsvermitt-
lung oder eine Berufsberatung durch andere ausländi-
sche Arbeitnehmer durchaus hilfreich sein; es fanden 
 

INDIKATOR 60:  
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MIGRANTEN UND  
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bislang einige Aktivitäten statt, die Menschen mit Mig-
rationshintergrund in unterschiedliche Berufe vermit-
telten – wie etwa in Tätigkeiten beim Finanzamt oder 
der Polizei. Eine Stelle in einer anderen Stadt wird oft 
nicht in Anspruch genommen, weil die Umzugskosten 
zu hoch sind. Eine anteilige finanzielle Mobilitätsförde-
rung – Gewährung von Umzugskosten oder Fahrtkos- 
 

tenbeihilfen – könnte hierfür mindestens in der Probe-
zeit überlegt werden. Weitere Programme, Umschu-
lungs- und Trainingsmaßnahmen mit einleitender 
sprachlicher Förderung würden helfen, die notwendi-
gen Kenntnisse und das Fachvokabular für den Berufs-
anfang zu vermitteln. 

 

 

INTEGRATIONSMAßNAHMEN VERSTÄRKEN 

AUSLÄNDISCHE QUALIFIKATIONSNACHWEISE ANERKENNEN 
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Umsetzungsgrad „barrierefreies Bauen“ in 
öffentlichen Gebäuden

 DEFINITION 
Menschen gelten in der Bundesrepublik Deutschland 
als behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige 
Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahr-
scheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das 
Lebensalter typischen Zustand abweicht und daher ihre 
Teilnahme am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt 
ist. Sie gelten als schwerbehindert, wenn ihnen von den 
Versorgungsämtern ein Grad der Behinderung von 50 
Prozent oder mehr zuerkannt wurde; bei mehreren 
Behinderungen wird der Grad der Behinderung nach 
den Auswirkungen der Behinderung in ihrer Gesam-
theit festgestellt. 
 
Datenquellen: 
Eine Statistik über den Grad der Verwirklichung des 
„barrierefreien Bauens“ in öffentlichen Gebäuden exis-
tiert auf Bundesebene bislang noch nicht. 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Fachnormausschuss Bauwesen in Berlin hat zum 
barrierefreien Bauen vier DIN-Normen erarbeitet:  
– DIN 18024-1 „Barrierefreies Bauen – Teil 1: Stra-

ßen, Plätze, Wege, öffentliche Verkehrs- und Grün-
anlagen sowie Spielplätze, Planungsgrundlagen“ 
(1998) 

 

– DIN 18040-1 „Barrierefreies Bauen – Planungs-
grundlagen – Teil 1: Öffentlich zugängliche Gebäu-
de” (2010) 

– DIN 18040-2 „Barrierefreies Bauen – Planungs-
grundlagen – Teil 2: Wohnungen“ (2011) 

Das Bauordnungsrecht der Länder enthält inzwischen 
Vorschriften, die sicherstellen sollen, dass vor allem 
öffentlich zugängliche Gebäude und Einrichtungen für 
behinderte Menschen, alte Menschen und Mütter mit 
Kleinkindern nutzbar sind. In Verbindung mit üblichen 
Hinweisen soll – wenn sinnvoll – auf behindertenge-
rechte Wege mit dem Rollstuhlfahrer-Symbol hinge-
wiesen werden.  
Für die behindertengerechte Gestaltung öffentlicher 
Gebäude geben zum Teil die Länder finanzielle Hilfen. 
Mögliche Erleichterungen im sozialen Wohnungsbau 
werden zum Teil über die örtlichen Wohnungsbauför-
derungsämter gewährt. 
 
 ZIELSETZUNG 
Die Regierung sollte einen Aktionsplan aufstellen, wie 
bis 2020 folgende Aspekte bundesweit erreicht werden 
können: 

• Beseitigung von Hindernissen an öffentlichen 
Plätzen, 

• barrierefreier Zugang zu öffentlichen Ver-
kehrsmitteln, 

INDIKATOR 61:  

TEILHABE VON  
BEHINDERTEN 
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• barrierefreier Zugang zu öffentlichen Verwal-
tungsgebäuden. 

 
Beispielgebend könnte hier die Stadt Stockholm sein. 
Dort gibt es für Menschen mit Mobilitäts- und Sehbe-
hinderungen Fußgängerüberwege mit besonderer 
Kennzeichnung. Für Sehbehinderte ist die Anbringung  
 

einer bei „Grün“ tickenden Hörhilfe unverzichtbar. Für 
Menschen, die auf Rollstuhl, Rollator oder andere Geh-
hilfen angewiesen sind, ist die Anbringung von Bord-
steinrampen unerlässlich. Inzwischen wurden 60 Pro-
zent aller Fußgängerüberwege nach diesen Vorgaben in 
Stockholm angepasst. 
 

 

 

DATEN ERHEBEN UND STATISTIK VERÖFFENTLICHEN 

BESEITIGUNG VON HINDERNISSEN AUF ÖFFENTLICHEN PLÄTZEN 

BARRIEREFREIER ZUGANG ZU ÖPNV BIS 2020 
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Minderung der Erwerbsfähigkeit

 DEFINITION 
Schwerbehinderte Arbeitslose sind in ihrer Erwerbsfä-
higkeit um wenigstens 50% gemindert (vgl. Definition 
zu Indikator 61). Erfasst wird hier der Anteil der arbeits-
losen Schwerbehinderten an der Gesamtzahl der 
schwerbehinderten Erwerbspersonen (beschäftigte 
und arbeitslose Schwerbehinderte insgesamt). 
 
Datenquellen: 
Arbeitsmarktbericht 2009, S. 146 Beschäftigung und AL 
Schwerbehinderter 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Quote der schwerbehinderten Arbeitslosen fiel von 
17,8% (2006) auf 14,6% im Jahr 2009 und erreichte 
damit den tiefsten Punkt seit 1993. Angesichts des 
noch immer hohen Indikatorwertes ist die Situation 
dennoch negativ zu bewerten (rote Ampel), da sich 
aber die Situation für die schwerbehinderten Arbeitslo-
sen in den letzten drei Jahren verbessert hat, zeigt der 
Pfeil nach oben. 
 
 ZIELSETZUNG 
Das Niveau von 3 bis 4 % Arbeitslosigkeit, das auch für 
die Erwerbstätigen insgesamt als Ziel gesetzt wird, soll-
te auch hier erreicht werden; auf dieses Ausmaß wird 
 

die so genannte friktionelle Arbeitslosigkeit geschätzt.  
 
 EMPFEHLUNGEN 
Die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben kann für alle 
Gruppen nur gewährleistet werden, wenn jeder, der 
nach einer Stelle sucht und dafür qualifiziert ist, auch 
einen Arbeitsplatz erhalten kann. Menschen mit Behin-
derung benötigen zum Teil einen besonders ausgestat-
teten Arbeitsplatz, um ihrer Arbeit nachgehen zu kön-
nen. Diese unterstützenden Maßnahmen können je-
doch subventioniert werden. Um den Schwerbehinder-
ten bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu ermögli-
chen, sind beim Übergang von der Schule in den Beruf 
vor allem Praktika, eine gute Berufsorientierung und 
Netzwerke wichtig.1 Als denkbare Maßnahmen sind 
unter anderem Prämien für die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderung vorstellbar, wie etwa Prä-
mien für Behinderte in Ausbildung (im Jahr 2008 wur-
den 1.347 Ausbildungsverhältnisse bis zu 80% aus öf-
fentlichen Mittel gefördert).2 Bei der Vergabe von öf-
fentlichen Aufträgen können außer „grünen“ Beschaf-
fungsrichtlinien zusätzlich Arbeitsaufträge an Behinder-
teneinrichtungen in Betracht gezogen werden. Um die 
Arbeitgeber bei der Einstellung von Menschen mit Be-
hinderung zu unterstützen, sollten vereinfachte Verfah-
ren zur Bezuschussung technischer Arbeitshilfen, Zu- 
 

INDIKATOR 62:  

TEILHABE VON  
BEHINDERTEN 
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1 vgl. Behindertenbericht 2009, S. 43 
2 ibid., S. 46 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

schüsse zu Schulungskosten, Arbeitsplatzsicherungs-
beihilfen und auch Zuschüsse zu Lohn- und Ausbil-
dungskosten gewährt werden. Weiterhin können bei 
Ausschreibungen spezielle Programme zur Projektför-
derung unter der Beteiligung von Behinderten ange-
wandt werden. 

Weitere Informationen: 
Behindertenbericht 2009. Bericht über die Lage von 
Menschen mit Behinderungen für die 16. Legislaturpe-
riode. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
Bonn2009. 
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% Anteil der Pflegeversicherungsfälle in der Bevölkerung über 65 Jahre

 DEFINITION 
Erfasst wird die Zahl der über 65jährigen, die von der 
Pflegeversicherung als Pflegefall der unterschiedlichen 
Stufen anerkannt wurden, im Verhältnis zur Zahl der 
über 65-jährigen insgesamt. 
 
Datenquellen: 
Bundesministerium für Gesundheit 
 
 ENTWICKLUNG 
Der Anteil der Pflegeversicherungsfälle in der Bevölke-
rung über 65 Jahre stieg zwischen 1995 und 2009 von 
6,2% auf 10,6% und erreichte damit den bislang höch-
sten Wert. Das Bundesministerium für Gesundheit er-
klärt den Anstieg zwischen 2007 und 2009 mit einer 
verbesserten Erfassung der Leistungsempfänger der 
Pflegeversicherung. Bemerkenswert war allerdings der 
Anstieg zwischen 1995 und 1996 von 6,2% auf 9,4%. 
Die Entwicklung seit Inkrafttreten der Pflegeversiche-
rung macht deutlich, dass knapp 10% der über 65-Jähri-
gen die Pflegeversicherung in Anspruch nehmen. Der 
überwiegende Teil der älteren Bevölkerung kommt also 
ohne finanzielle Fremdleistungen aus. Da jedoch einige, 
eigentlich abzudeckende Krankheiten bislang nicht 
bewilligungsfähig sind, wird eine gelbe Ampel verge-
ben. Die Entwicklung verlief auf relativ gleichbleiben-
dem Niveau (waagrechter Pfeil). 

 ZIELSETZUNG 
Die Infrastruktur für die Pflege sollte weiter verbessert 
werden. 
 
 EMPFEHLUNGEN 
Im Jahr 2011 wird vom Bundesministerium für Gesund-
heit ein besonderer Schwerpunkt auf die Pflege gelegt. 
Es geht darum, die gesellschaftliche Diskussion um die 
pflegerische Versorgung von älteren und gebrechlichen 
Menschen zu verstärken und die Attraktivität der Pfle-
geberufe zu verbessern. Berufe im Pflege- und Gesund-
heitsbereich sind Zukunftsberufe mit steigender Nach-
frage. Hier wird die Politik gefordert: Sie sollte die Aus-
bildungsmöglichkeiten erleichtern und deren Attraktivi-
tät für junge Menschen erhöhen.  
Gesundheitsprävention bedeutet die Kombination von 
Lebensweise, regelmäßigen Vorsorgeuntersuchungen 
und körperlichen Aktivitäten; dies hilft Menschen, ge-
sund zu bleiben und verhindert viele Krankheiten im 
Alter. Gesundheitsprävention sollte sich auch auf Maß-
nahmen in Betrieben und im öffentlichen Dienst ers-
trecken; Arbeitgeber sollten effektiver in die Gesund-
heitsprogramme für ihre Mitarbeiter investieren. Die 
Präventionsmaßnahmen helfen, krankheitsbedingte Ar-
beitsausfälle zu minimieren und betriebliche Krank-
heitskosten zu reduzieren. Auch sollte das gesetzliche 
Krankenversicherungssystem mehr Prämien und Anrei- 
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ze für eine gesunde Lebensweise bieten – auch finan-
zielle, wie etwa spezielle Tarife.  
Der demographische Wandel und die höhere Lebens-
erwartung verlangen nach bestmöglicher Versorgung 
alter Menschen. Hier sind weitere Maßnahmen erfor- 
 

derlich: Angefangen von Sonderurlaubsregelungen, wie 
sie es auch für die Betreuung von Kindern nach der 
Geburt oder bei Krankheit gibt, über die Ausweitung 
der Zahl der Pflege- und Betreuungseinrichtungen bis 
hin zu besser geschultem Personal. 
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Anteil der über 65jährigen Empfänger von Grundsicherung an der 
Gruppe der über 65jährigen insgesamt

 DEFINITION 
Der Indikator berechnet den Anteil der über 65jährigen 
Empfänger von Grundsicherung an der Gruppe der 
über 65jährigen. 
 
Datenquellen: 
Eigene Berechnung; Empfänger von Grundsicherung: 
Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2011, Genesis 
online Tab.-Nr.: 22151; Bevölkerungszahlen: Statisti-
sches Bundesamt, Wiesbaden 2011, Genesis online 
Tab.-Nr.: 12411. 
 
 ENTWICKLUNG 
Die Grundsicherung im Alter wurde ab Januar 2005 als 
4. Kapitel des SGB XII (Zwölftes Sozialgesetzbuch) in die 
Sozialhilfe integriert; bis 2004 war sie in einem eigens-
tändigen Gesetz – dem Grundsicherungsgesetz ( GSiG) 
– geregelt. 
Wegen der neuen Datenlage musste der Indikator in 
Empfänger von Grundsicherung geändert werden. Eine 
Zeitreihe ist deswegen erst seit 2003 durchführbar. Die 
Entwicklung seit 2003 zeigt eine steigende Tendenz: 
von 1,7% (2003) auf 2,4% im Jahr 2009. Das Niveau 
erscheint hoch, ist jedoch nicht signifikant anders, als 
entsprechende Werte anderer Altersgruppen, weswe-
gen eine gelbe Ampel vergeben wird. Der Pfeil zeigt 
nach unten, da der Anteil in den letzten Jahren anstieg. 
 

 ZIELSETZUNG 
Die häufigste Ursache für die Inanspruchnahme der 
Leistungen ist eine verkürzte Erwerbsarbeitszeit, die 
eventuell durch eine Auszeit für Kinder oder durch die 
Pflege von Angehörigen entstanden sein kann. Auch in 
diesen Fällen kommt es zu kürzeren Einzahlzeiten in die 
gesetzliche Rentenversicherung. Das Ziel ist hier, den 
Anteil an Empfängern von Grundsicherung möglichst 
gering zu halten, um den Seniorinnen und Senioren 
eine eigenständige Teilhabe am Leben im Alter zu er-
möglichen.  
 
 EMPFEHLUNGEN 
Wesentlich zur Absenkung des Anteils der Personen in 
Altersarmut sind Maßnahmen zur Reduzierung der 
Arbeitslosigkeit, vor allem der Langzeitarbeitslosigkeit. 
Außerdem entfallen die Unterbrechungen für Kinder-
erziehung und Pflege von Familienmitgliedern zum 
überwiegenden Teil auf Frauen. Deren Wiedereinstieg 
ins Berufsleben findet meistens in reduziertem Umfang 
statt. Die Zunahme von niedrig bezahlten Jobs (wie 
etwa 1-Euro-Jobs oder 400 Euro) führt langfristig auch 
zu Altersarmut. 
Mehrere Maßnahmen sind hier denkbar, wie etwa ein 
anderes Einzahlungssystem in die gesetzliche Renten-
versicherung, das Ausfallzeiten besser berücksichtigt, 
oder die Einführung eines bedingungslosen Grundein- 
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kommens und einer allgemeinen Grundrente (vgl. 
Schlusskapitel).  
 
 

Weitere Informationen: 
Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Im Blickpunkt: Ältere 
Menschen in Deutschland und der EU. Wiesbaden 
2011.  
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ÜBERSICHT DER ZUSTAND- UND TREND 
 

ÖKOLOGIE ÖKONOMIE 

1 Siedlungsabfälle in kg pro Einwohner und Jahr  17 Lohnstückkosten (preisbereinigt 2000=100)  

2 Wiedergewonnene Wertstoffe in Prozent der 
Siedlungsabfälle 

 18 Arbeitslosenquote nach Geschlecht  

3 Luftqualitätsindex  19 Saldo der Außenhandels- und Kapitalver-
kehrsbilanz 

 

4 
Zahl der Tage, an denen der Schwellenwert 
für Ozon von 120 µg/Kubikmeter Luft als 8-
Stunden-Mittelwert überschritten wurde 

 20 Entwicklung der Terms of Trade  

5 Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in 
Prozent der Gesamtfläche 

 21 Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen  

6 Rohstoffproduktivität  22 Kapazitätsauslastung nach Wirtschaftsberei-
chen 

 

7 
Häufigkeitsverteilung deutscher Messstellen 

(EUA-Messnetz) gemäß der Durchschnitte der 
erfassten Nitratwerte 

 23 Veränderung des Preisindex für die Lebens-
haltung in Prozent (2005 = 100) 

 

8 
Anteil der zertifizierten forstwirtschaftlichen 
Flächen an den forstwirtschaftlich genutzten 

Flächen insgesamt 

 24 Preisindex des nachhaltigen Warenkorbs  

9 Kohlendioxid-Emissionen in t pro Einwohner 
und Jahr 

 25 Öffentliche Schulden in Euro pro Einwohner 
(in Preisen des Jahres 2000) 

 

10 Primärenergieverbrauch in Petajoule  26 Steueraufkommen pro Einwohner (in Preisen 
des Jahres 2005) 

 

11 Anzahl der Pkw pro 1.000 Einwohner  27 Anzahl der EMAS-validierten  
Organisationen 

 

12 Güterverkehrsleistung in Mrd. tkm und Anteil 
der auf Schiene und Schiff entfallenden tkm 

 28 Anteil der Umweltschutzinvestitionen an den 
Gesamtinvestitionen 

 

13 Anteil der streng geschützten Gebiete des 
Naturschutzes an der Gesamtfläche 

 29 
Ökologisch bewirtschaftete landwirtschaftli-
che Nutzfläche in % der landwirtschaftlichen 

Nutzfläche insgesamt 

 

14 Artenvielfalt und Landschaftsqualität  30 Anteil der Öko-Betriebe an Agrarbetrieben 
insgesamt 

 

15 Anteil der Bevölkerung, der angibt, von Lärm 
stark belästigt zu werden 

 31 Marktanteile bei ökologischen Lebensmitteln 
und Produkten des „fairen Handels“ 

 

16 
Ausgaben des Prod. Gewerbes, des Staates 
und der privatisierten öffentlichen Unter-

nehmen für Lärmbekämpfung 

 32 Entwicklung von Angeboten des „ökologi-
schen“Tourismus 

 

? 
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BEWERTUNGEN DER 64 INDIKATOREN 
 
 

SOZIALES PARTIZIPATION 

33 
Einkommen der ärmsten 20 % der Bevölke-

rung im Verhältnis zum Einkommen der  
reichsten 20 % der Bevölkerung 

 49 Anteil der Bevölkerung, der sich ehrenamtlich  
engagiert 

 

34 Zahl der Empfänger von Arbeitslosengeld II 
und Sozialgeld pro 1.000 Einwohner 

 50 Zahl der eingetragenen Vereine je 1.000  
Einwohner 

 

35 Bevölkerungsanteil der 20-24-Jährigen mit 
Hochschulreife 

 51 Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen  

36 Einmündungsquote der Ausbildungsinteres-
sierten (EQI) 

 52 
Anzahl der Mitglieder der im Bundestag ver-

tretenen Parteien in Prozent der Bevölkerung 
über 18 Jahre 

 

37 Ausgaben für Hochschulen in Prozent des 
öffentlichen Gesamthaushalts 

 53 
Anteil der Kommunen mit Agenda 21-Arbeit 

unter den 50 größten Kommunen in Deutsch-
land 

 

38 Patentanmeldungen pro 100.000 Einwohner  54 Anteil der Kommunen mit  
Nachhaltigkeitsberichterstattung 

 

39 Wanderungssaldo  55 
Anteil der weiblichen Abgeordneten im Bun-

destag und im EU-Parlament (deutsche 
Staatsangehörigkeit) 

 

40 Bevölkerung nach Altersgruppen  56 Geschlechtsspezifische Verdienstunterschiede  

41 Lebenserwartung bei der Geburt  57 
Anteil der Abgeordneten unter 35 Jahren im  
Verhältnis zum Anteil der 18-35jährigen an 

der Gesamtbevölkerung 
 

42 Krankheiten der Atmungsorgane, Standardi-
sierte Sterbeziffer pro 100.000 Einwohner 

 58 Jugendarbeitslosigkeit nach Geschlecht  

43 Bekannt gewordene Straftaten pro 1.000 
Einwohner 

 59 

Anteil von Deutschen und Ausländern mit 
allg. Hochschulreife bzw. ohne Hauptschulab-

schluss bezogen auf die jew. Gruppe der 
Schulabsolventen 

 

44 Verkehrstote pro 1.000.000 Einwohner  60 Arbeitslosenquote aller Ausländer sowie 
Differenzierung nach Geschlecht 

 

45 Armutsgefährdungsquote nach Sozialleistun-
gen von Kindern (unter 18 Jahren) 

 61 Umsetzungsgrad „barrierefreies Bauen“ in 
öffentlichen Gebäuden 

 

46 Anteil der Kinder in Ganztagsbetreuung an 
allen  Kindern der jeweiligen Altersgruppe 

 62 
Arbeitslosenquote bei Erwerbspersonen mit  

mindestens 50 Prozent Minderung der  
Erwerbsfähigkeit 

 

47 
Ausgaben für öffentliche Entwicklungszu-

sammenarbeit in Prozent des Bruttonational-
einkommens 

 63 Anteil der Pflegeversicherungsfälle in der 
Bevölkerung über 65 Jahre 

 

48 Deutsche Handelsbilanz mit Entwicklungslän-
dern (DAC-Liste) 

 64 
Anteil der über 65jährigen Empfänger von 
Grundsicherung an der Gruppe der über 

65jährigen 
 

? 

? 
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DIE BEWERTUNG VON ZUSTAND UND ENTWICKLUNG DER INDIKATOREN  

IM VERGLEICH ZUR NATIONALEN NACHHALTIGKEITSSTRATEGIE –  

EINE ÜBERSICHT 

 

Das vorliegende Indikatorensystem kann mit vertretbarem Aufwand jeweils mit aktuellen Zahlen 

versehen werden. Es ist damit möglich, ein für die wichtigsten Dimensionen und Teilziele der Nach-

haltigkeit aussagekräftiges Informationssystem für Deutschland zu entwerfen und mit Zeitreihen 

auszufüllen. Die nachfolgende Gesamtübersicht – siehe unten stehende Tabelle und die beiden fol-

genden Seiten –  zeigt, dass 

– lediglich zwei der 64 Indikatoren weiterhin nicht ausgefüllt werden konnten. Bei einem Indi-

kator (Nr. 61, barrierefreies Bauen) sind die Daten nicht verfügbar, der zweite Indikator (Nr. 

24, Preisindex nachhaltiger Warenkorb) verweist auf ein Desiderat, das erst durch weitere 

Forschungsarbeiten realisiert werden kann. Sind die entsprechenden Grundlagen jedoch erst 

geschaffen, ließen sich beide Indikatoren problemlos fortführen; 

– nur bei einem Indikator (Nr. 53, Anteil der Kommunen mit Agenda 21-Arbeit unter den 50 

größten Kommunen in Deutschland) die Daten ausschließlich für ein Jahr zu ermitteln waren; 

das Aufstellen einer Zeitreihe war uns hier nicht möglich. Daher fehlt bei diesem Indikator die 

„Pfeil“-Bewertung, da wir nicht angeben können, ob eine Verbesserung oder Verschlechte-

rung eingetreten ist. 

 

 Zustand Trend 

         ? 

Ökologie 1 4 11 - 7 4 3 2 - 

Ökonomie 1 5 9 1 5 5 3 2 1 

Soziales 1 10 5 - 7 4 3 2 - 

Partizipation 3 5 7 1 6 4 4 - 2 

SUMME 6 24 32 2 25 17 13 6 3 
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– Exakt die Hälfte der Indikatoren werden mit der „roten Ampel“ für einen schlechten Zustand 

bewertet, etwas weniger als vor vier Jahren; die geringste Zahl schlechter Bewertungen finden 

sich im Bereich Soziales, die meisten schlechten Bewertungen im Bereich Ökologie. Eine „grü-

ne Ampel“ hat fast weniger als ein Zehntel der Indikatoren. 

– 25 Indikatoren haben sich verbessert, die Bereiche mit den meisten positiven Veränderungen 

in der letzten Zeit sind wiederum die Bereiche Ökologie und Soziales. Die wenigsten positiven 

Veränderungen hat der Bereich Ökonomie vorzuweisen. Die negativen Veränderungen sind – 

quantitativ betrachtet – recht gleich verteilt. 

– Insgesamt fällt auf, dass die Bewertung der Entwicklung erneut deutlich besser ausfällt als die 

Bewertung des Ist-Zustandes.  

 

Im Vergleich zu früheren Indikatorenberichten wurde in der Ausgabe 2008 erstmals eine Bewertung 

der 21 Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung vorgenommen; auch im Ent-

wurf des Fortschrittsberichtes wird eine „Statusbewertung“ der Indikatoren in Form von Wettersym-

bolen durchgeführt.1 Dabei bedeuten: 

– Sonne: Ziel des Indikators ist erreicht oder verbleibende Wegstrecke kann bis zum Zieljahr 

voraussichtlich bewältigt werden; 

– Sonne mit Wolken: Indikator entwickelt sich in die richtige Richtung, aber im Zieljahr verblie-

be, wenn sich die Entwicklung so fortsetzen würde, eine Nachhaltigkeitslücke von 5 – 20 % 

des Zielwertes; 

– Wolken: wie „Sonne mit Wolken“, aber die Nachhaltigkeitslücke wäre im Zieljahr größer als 

20 % des Zielwertes; 

– Gewitter: Indikator entwickelt sich in die falsche Richtung. 

 

Aufgrund der Tatsache, dass einige der 21 Ziele des Indikatorensystems der nationalen Nachhaltig-

keitsstrategie mit mehr als einem Indikator repräsentiert werden, liegt die Gesamtzahl der Indikato-

ren mittlerweile bei 36; diese verteilen sich in der aktuellen Bewertung wie folgt: 

– Sonne:   15 

– Sonne mit Wolken: 5 

– Wolken:  10 

– Gewitter:  6 

Die schlechteste Bewertung erhalten die sechs Indikatoren zu Artenvielfalt, Staatsverschuldung, Gü-

tertransportintensität und Anteil der Binnenschifffahrt an der Gütertransportleistung, Anteil der 

Menschen mit Adipositas und zum Verdienstabstand zwischen Männer und Frauen. 
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Da das Bewertungssystem der bundesdeutschen Nachhaltigkeitsstrategie nicht dem hier vorgelegten 

Bewertungssystem entspricht, ist ein direkter Vergleich nicht möglich. Dennoch zeigt sich ein sehr 

unterschiedlicher Eindruck, wenn  man bestehende Vergleichsmöglichkeiten auswertet: 

– Die beste Bewertung – Sonne – erhalten 42 % der Indikatoren der deutschen Nachhaltig-

keitsstrategie. Selbst wenn man im vorliegenden Indikatorensystem alle grünen Ampeln und 

noch die gelben Ampeln, die einen nach oben gerichteten Pfeil aufweisen, addiert, erhält 

man nur 26 % positive Bewertungen. 

– Nur 17 % der Indikatoren der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie erhalten die schlechteste 

Bewertung – Gewitter. Addiert man im vorliegenden Indikatorensystem die gelben und roten 

Ampeln, die jeweils nach unten gerichtete Pfeile aufweisen, erhält man 20 % an Indikatoren, 

die weit vom Ziel entfernt sind und sich vom Ziel weiter weg bewegen – im Grunde ein sehr 

ähnliches Ergebnis. Würde man hier noch die Indikatoren mit roten Ampeln und waagrech-

ten Pfeilen und rote Ampeln ohne eindeutigen Trend dazu addieren, erhielte man allerdings 

32 % besonders negative Indikatoren – fast das Doppelte der besonders negativen Einstufun-

gen der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. 

– Besonders auffallend ist die unterschiedliche Sichtweise bei einzelnen Indikatoren: Die Ener-

gieproduktivität wird in der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie mit der zweitbesten, im vor-

liegenden Bericht mit der schlechtesten Wertung versehen; noch deutlicher ist der Unter-

schied der Bewertung bei den Treibhausgasen: in der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie die 

besten, hier ebenfalls die schlechteste Bewertung. In beiden Fällen hängt dies an der unter-

schiedlichen Zeitspanne, in der Zielsetzungen formuliert werden.  

 

                                                            
1  Bundesregierung (Hrsg.) (2011), op.cit., 119 – 122. 
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BEDINGUNGEN DER ÖKOLOGISCH-SOZIALEN TRANSFORMATION –  
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Was hat der Durchgang durch 64 Politikfelder, Ziele und Indikatoren gezeigt? Eines ist wohl sicher: 

Wenn der Weg einer Transformation der Gesellschaft in Richtung Nachhaltigkeit beschritten werden 

soll, ist es nicht möglich, nichts zu tun. Der Wirtschaftsprozess kann nicht einfach so weiter laufen. Es 

ist hinreichend oft gezeigt worden, dass eine Politik des „laissez faire“ dazu führt, dass die Naturgüter 

zu rasch verbraucht und die Umwelt zu stark belastet wird, da zukünftige Generationen ihre Bedürf-

nisse an heutigen Märkten nicht artikulieren können. Außerdem scheint die Trennung der Finanz-

märkte von der realen Ökonomie zu bewirken, dass die Einkommens- und Vermögensverteilung im-

mer ungleicher wird, die Chancen innerhalb der heute lebenden Generation daher immer ungerech-

ter verteilt sind.  

 

Eine Politik der Nachhaltigkeit bedeutet ebenso sicher, den schwierigen Weg eines Interessenaus-

gleichs zu suchen – jedoch nicht über den Primat des Marktes, sondern innerhalb von Rahmenset-

zungen, die nicht von der Ökonomie vorgegeben sind. Ein Interessenausgleich muss innerhalb der 

Grenzen der ökologischen Tragfähigkeit der Erde stattfinden, und er sollte das Recht der Menschen 

auf Teilhabe verwirklichen. Ökologische, ökonomische oder soziale Ziele können im Rahmen einer 

solchen Politik nicht maximiert werden; es geht immer um ein „rechtes Maß“. 
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Im vorausgehenden Hauptteil der Studie wurden 64 Indikatoren beschrieben, die sich auf 64 gesell-

schaftliche Probleme und Herausforderungen beziehen. Es wurde versucht zu zeigen, welche Instru-

mente und Maßnahmen zur Verbesserung des jeweiligen Indikators beitragen könnten. Dieser Ver-

such wurde in der hier vorgestellten zweiten Fortschreibung unseres indikatorengestützten Nachhal-

tigkeitsberichtes zum ersten Mal unternommen. Dabei zeigt sich, dass einige Empfehlungen für ein-

zelne Indikatoren recht speziell sind, andere sich dagegen mehrfach finden – mit anderen Worten, 

bestimmte Instrumente und Maßnahmen werden mit hoher Wahrscheinlichkeit Synergieeffekte aus-

lösen. Gleichzeitig kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich einige Vorschläge gegenseitig behin-

dern, dass also der Versuch, einen bestimmten Indikator mit einem bestimmten Instrument zu ver-

bessern, zu einer Verschlechterung eines anderen Indikators führt. Die Abstimmung der Einzelin-

strumente muss in weiterführenden Studien detailliert ausgearbeitet werden. Die vorliegende Arbeit 

sollte zunächst einen Beitrag leisten, die Komplexität und die Größenordnung der Aufgabe zu be-

schreiben, die eine Transformation der Gesellschaft zur Nachhaltigkeit bedeutet. 

 

Die nachfolgenden neun Punkte dürfen nun nicht als Quintessenz der Empfehlungen zu den einzel-

nen Politikfeldern verstanden werden. Vielmehr sind sie ein Angebot zum Gespräch: In der Gesamt-

schau der 64 Indikatoren erscheint es uns, als könne kein Weg zur Nachhaltigkeit entworfen werden, 

ohne diese neun Aspekte sorgfältig zu diskutieren. So verstanden, beschreiben sie mögliche Prioritä-

ten einer Nachhaltigkeitspolitik, zu denen sich eine Nachhaltigkeitsstrategie in Deutschland verhalten 

muss – wie immer sie dann im Einzelnen konkret aussehen mag. 

 

DAS STEUERSYSTEM ÖKO-SOZIAL REFORMIEREN 

 

Eine konsequente ökologisch-soziale Finanzreform soll vor allem zwei Bereiche positiv beeinflussen.1 

In ökologischer Sicht trägt sie über die Internalisierung externer Kosten zu einem Rückgang des Res-

sourcenverbrauchs (siehe Indikatoren 6 und 10) bei und hilft gleichzeitig, den CO2-Ausstoß (siehe 

Indikator 9) und den Biodiversitätsverlust (siehe Indikator 14) zu verringern. Wichtige Instrumente 

dafür sind: 

 Abbau umweltschädlicher Subventionen. Das Umweltbundesamt bezifferte diese für das Jahr 

2008 auf 48,3 Mrd. €.2 

 Erhöhung der Umweltsteuern. Konkret bedeutet dies eine schrittweise, langfristig geplante 

Anhebung der Energiesteuern, der Mineralölsteuer und der Kfz-Steuer. Zusätzlich sollte eine 

Primärbaustoffsteuer eingeführt werden, wie sie etwa in Großbritannien besteht, und geprüft 

werden, inwieweit eine CO2-Steuer umsetzbar ist. 

1 
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 Kopplung der Umweltsteuern an geeignete Kennwerte, zum Beispiel an die Reallohnentwick-

lung, da sie ansonsten als Mengensteuern – etwa bei der Mineralölsteuer pro Liter – durch In-

flation stetig abgewertet werden. 

 Differenzierung des Mehrwertsteuersatzes bezüglich der Umweltverträglichkeit, also eine Ab-

senkung für umweltschonende Produkte – zum Beispiel A++ oder Top-Runner-Produkte im 

Elektronik-Bereich – und eine Anhebung für umweltschädliche Produkte – zum Beispiel Pkw 

mit hohem CO2-Ausstoß pro km. Die Bandbreite könnte dabei zwischen 0 und 25 % liegen. 

 Einführung des Konzepts des Ökobonus. Dieser bezieht sein Aufkommen aus den bereits ge-

nannten Maßnahmen, die jedoch bei gleichzeitiger Einführung dieses Instruments stärker aus-

fallen und so eine größere, ökologische Lenkungswirkung entfalten könnten. Denn die aus der 

erhöhten Besteuerung erzielten Einnahmen fließen in Form eines Pro-Kopf-Einheitsbetrages, 

dem Ökobonus, direkt an die Bevölkerung zurück. Dies sorgt dafür, dass ein überdurchschnitt-

licher Ressourcenverbrauch, der meist an das Einkommensniveau gekoppelt ist, stärker belas-

tet, ein unterdurchschnittlicher Ressourcenverbrauch hingegen belohnt wird. 

 

In sozialer Perspektive ist das Ziel einer Verkleinerung der Einkommens- und Vermögensunterschiede 

(siehe Indikator 33) maßgeblich. Dafür sind folgende Instrumente denkbar: 

 Erhöhung des (Grenz-)Steuersatzes für hohe Einkommen – etwa über 100.000 € – in den Be-

reich von 50%. Die sogenannte „Reichensteuer“ – plus 3% ab 250.000€ – sollte beibehalten 

werden. 

 Wiedererhebung der Vermögensteuer. Dabei sollten die Freibeträge so gesetzt werden, dass 

nur höhere Vermögen betroffen werden. Zudem muss bei der Ausgestaltung auf möglichst 

niedrige Erhebungskosten geachtet werden. 

 Einführung einer Finanztransaktionsteuer, möglichst international.3 Durch sie könnte vor allem 

extrem kurzfristige Spekulation eingeschränkt werden, während langfristige Anlagen auf Grund 

des niedrigen Steuersatzes nur sehr gering belastet würden. 

 

Bei allen Maßnahmen muss jeweils auf die Sozialverträglichkeit geachtet werden, also beispielsweise 

ein Heizkostenzuschuss für sozial Bedürftige gewährt werden. Ist dies der Fall, so kann eine ökolo-

gisch-soziale Finanzreform sowohl zu einer Umweltentlastung als auch zu einem Schließen der an-

sonsten weiter auseinanderstrebenden Schere zwischen Arm und Reich beitragen. Für die Wirtschaft 

können ebenfalls positive Effekte entstehen, vor allem im Bereich GreenTech, aber ebenso insgesamt 

durch eine rechtzeitige Weichenstellung hin zu einer höheren Ressourceneffizienz. Auch in anderen 

Bereichen – etwa Gesundheit, Sicherheit und Lebenszufriedenheit – könnten durch die Verringerung 
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der Einkommens- und Vermögensungleichheit Verbesserungen auftreten, statistische Zusammen-

hänge sind hier bereits in zahlreichen Arbeiten aufgezeigt worden.4 

 

EIN KONSISTENTES RESSOURCENMANAGEMENT UMSETZEN 

 

Die Verminderung des Ressourcenverbrauchs in den industrialisierten Ländern ist von zentraler Be-

deutung für eine nachhaltige Zukunft. Der Indikator 6 zur „Rohstoffproduktivität“ zeigt in seiner hoch 

aggregierten Form für Deutschland zwar eine Steigerung von etwa 40 % seit 1991, der Rohstoffver-

brauch ist absolut jedoch nur um gut 10 % gefallen und seit dem Jahr 2001 weitgehend konstant 

geblieben. Ein deutlicher Rückgang des Rohstoffverbrauchs ist aber gerade auch mit Blick auf den 

steigenden Konsum in den Schwellen- und Entwicklungsländern und das Bevölkerungswachstum 

unbedingt notwendig. Ansonsten könnten die schon heute teilweise überbelasteten Ökosysteme 

zusammenbrechen, mit katastrophalen Folgen vor allem für die Bevölkerung in den Entwicklungs- 

und Schwellenländern. Es muss also konsequent gehandelt und ein konsistentes Ressourcenmana-

gement aufgestellt werden. 

 

In zunehmendem Maße muss überlegt werden, welche Ressourcen in einem Produkt verarbeitet 

werden, ob Produkte, Produktteile oder Komponenten weiter oder wieder verwendet beziehung-

sweise wieder oder weiter verarbeitet werden können und wie die Recyclingfähigkeit und die Repa-

raturfreundlichkeit optimiert werden kann. Umwelt- und produktbezogene Punkte lassen sich bei der 

Forschung, Entwicklung und Konstruktion von Produkten durch Unternehmen berücksichtigen: 

schadstoffarme Werkstoffauswahl, Vermeidung von bestimmten Beschichtungen, Werkstoffminimie-

rung, Lebensdauererhöhung, Demontagefreundlichkeit, Bauteile- und Gerätekennzeichnung, Wie-

derverwendung einzelner Bauteile, Reduktion der Zahl und Größe der Bauteile, Werkstoffkennzeich-

nung, recyclingfreundliche Werkstoffe und Bauteile, Minderung der Werkstoffvielfalt, Vermeidung 

von Verpackungen. 

 

Produktspezifische Veränderungen dieser Art haben sowohl ökologische als auch ökonomische Aus-

wirkungen auf die Produktion, die es noch näher zu untersuchen gilt. Insgesamt macht der Material-

einsatz knapp 50 % der Gesamtkosten im verarbeitenden Gewerbe aus, demgegenüber liegen die 

Personalkosten nur bei circa 20 % der Gesamtkosten der Industrie.5 In der Produktgestaltung sind 

also noch erhebliche Kostenpotenziale, die bislang nicht ausgeschöpft werden. Überlegungen zur 

Produktinnovation werden letztlich darüber entscheiden, ob auch in Zukunft noch in Deutschland 
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produziert werden kann, denn nicht allein die Lohnkosten werden über den Standort bestimmen, 

sondern auch die Infrastruktur und der bei der Produktion notwendige Ressourcenverbrauch.6 

 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat in ihrem so genannten „Grünbuch zur integ-

rierten Produktpolitik“ ihre Vorstellungen zur Stärkung und Neuorientierung produktbezogener um-

weltpolitischer Maßnahmen bereits vorgelegt. Darin heißt es unter anderem: „Die Herausforderung, 

Produkte umweltfreundlicher zu gestalten, muss in erster Linie von den Unternehmen und Verbrau-

chern angenommen werden, denn die wichtigsten Entscheidungen darüber, wie sich Produkte auf 

die Umwelt auswirken, werden am Designtisch und in den Läden getroffen. Befindet sich ein Produkt 

erst auf dem Markt, kann verhältnismäßig wenig getan werden, um seine umweltbezogenen Eigen-

schaften zu verbessern“.7 Um diese Vorstellungen umzusetzen, müssen geeignete, aktivierende Insti-

tutionen eingerichtet werden, die die Möglichkeiten von Steigerungen der Ressourceneffizienz in die 

Breite tragen. Zentrales Element ist die Schaffung einer „Agentur Ressourceneffizienz“ auf Bundes-

ebene, die mit einem bundesweiten so genannten „Impuls- und Beratungsprogramm Ressourceneffi-

zienz“ Unternehmen, vor allem Klein- und mittelständischen Unternehmen, dabei helfen soll, vor-

handene Effizienzsteigerungspotentiale zu erkennen und auszuschöpfen.8 

 

Daneben sollte die Produktpolitik auch in die Ökosteuerreform integriert werden. Ein erster Vor-

schlag wurde von Baumgartner/Rubik9 bereits 1993 vorgelegt. Eine ökologisch ausgerichtete Mehr-

wertsteuer beruht auf dem Prinzip, dass ökologisch verträglichere Produkte und Dienstleistungen 

fiskalisch weniger stark belastet werden sollen als Produkte und Dienstleistungen, die sich als weni-

ger ökologisch verträglich erweisen. Die Einstufung von Produkten in die verschiedenen Belastungs-

stufen erfordert detaillierte Stoff- und Produktdatenbanken. Vorteilhaft wäre auch eine größere Ver-

breitung von Produktbilanzen, um etwa den Ressourceneinsatz, die CO2-Emissionen, das Produktde-

sign und die Produktbeschaffenheit zu ermitteln. 

 

Nicht zuletzt muss auch die Energieeffizienz der Produktion verbessert werden. Immer noch wird viel 

zu viel Energie bei der Produktion von Gütern eingesetzt. Hier ließen sich nach Schätzungen des 

Wuppertal-Instituts für Klima, Umwelt, Energie bis zu zehn Kraftwerke einsparen, wenn das gesamte 

Energiepotenzial der hiesigen Industrie ausgeschöpft werden könnte. Doch hierfür wird nicht inves-

tiert, weil nach wie vor in den Unternehmen der kurzfristige Gewinn im Vordergrund steht. In dieser 

Situation müsste der Staat wesentlich mehr zur Durchsetzung einer energieeffizienten Wirtschaftspo-

litik beitragen, sei es durch gesetzliche Vorgaben, sei es durch eine gezielte Förderpolitik. 
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EIN BEDINGUNGSLOSES GRUNDEINKOMMEN EINFÜHREN 

 

In allen industrialisierten Ländern hat sich in den zurückliegenden Jahrzehnten ein tief greifender 

Wandel in der Arbeitswelt der formellen Ökonomie10 ergeben. Diese Veränderung, die Deutschland 

mit zahlreichen anderen OECD-Ländern teilt, wird als „marginale Flexibilisierung“11 beschrieben. 

Während der Kündigungsschutz für Beschäftigte im Normalarbeitsverhältnis nahezu stabil geblieben 

ist oder allenfalls geringfügig entschärft wurde, sorgen Veränderungen am Rande des Erwerbsar-

beitsmarktes für die von der Wirtschaft als notwendig angesehene Flexibilität. Auf der einen Seite 

gibt es eine abnehmende Zahl von Beschäftigten, die über einen stabilen Arbeitsplatz mit Einkom-

menssicherheit verfügen, der dann auch Phasen von Kurz- und Mehrarbeit mit einschließt. Anderer-

seits steigt die Zahl der Erwerbspersonen, die in ihrem Erwerbsleben mehrfach zwischen Phasen von 

Voll- und Teilzeitarbeit, Erwerbslosigkeit, Nicht-Erwerbsarbeit und prekären Beschäftigungsverhält-

nissen wechseln (müssen). 

 

Die noch in den 1960er und 1970er Jahren fast ausnahmslose Erwerbsbiographie eines „Normalar-

beitnehmers“ gilt in der Bundesrepublik für immer weniger Beschäftigte. 1991 hatten 84,3 Prozent 

ein Normalarbeitsverhältnis; 2007 waren nur noch rund zwei Drittel als „Normalarbeitnehmer“ be-

schäftigt. Der Rückgang fiel dabei in Ostdeutschland wesentlich stärker aus als in Westdeutschland.12 

Stabile Vollzeit-Arbeitsplätze werden damit immer seltener; die unterbrochenen, diskontinuierlichen 

Erwerbsverläufe werden angesichts von Massenerwerbslosigkeit zur „Normalität“. Die Diskrepanz 

zwischen Wunsch und Wirklichkeit bei den Arbeitszeiten von Frauen und Männern wird größer. „Von 

Optionalität bei der Arbeitszeitgestaltung ist die betriebliche Wirklichkeit noch weit entfernt. Ange-

sichts unerfüllter Zeitwünsche ist davon auszugehen, dass generell verlängerte Arbeitszeiten die zeit-

lichen Belastungen vieler Eltern und Pflegenden mit kaum absehbaren sozialen Konsequenzen weiter 

steigern werden“13.  

 

Als Auswege aus den vorgenannten Problemen lassen sich folgende Lösungen vorsehen: 

Erstens sollte die Erwerbsarbeit so gestaltet werden, dass formelle und informelle Ökonomie mitei-

nander in Einklang gebracht werden können. Von einer Balance wäre dann auszugehen, wenn 

• Arbeitszeiten in der formellen Ökonomie ausreichend Momente für informelle Aktivitäten zulas-

sen, 

• Frauen und Männer neben ihren informellen Aufgaben auch noch Optionen für Erholung und 

persönliche Entfaltung hätten, 

• Arbeitszeiten nicht die traditionelle Geschlechterungleichheit zementieren. 
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Um diese Aspekte zu realisieren, hat Stahmer das Modell einer so genannten Halbtagsgesellschaft 

vorgeschlagen.14 Notwendig ist eine „zeitpolitische Umgestaltung der Arbeitswelt“15 mit dem Ziel, 

den individuellen Bedürfnissen aus der informellen Ökonomie durch eine bessere Abstimmung der 

Arbeitszeiten in der formellen Ökonomie zu entsprechen. „Im öffentlichen Diskurs müssen optimale 

Zeitgestaltungen zugunsten der Beschäftigten gleiche Legitimität genießen wie flexible Arbeitszeiten 

für die Unternehmen“.16 

 

Um allerdings ein solches Zukunftsszenario verwirklichen zu können, ist es zweitens notwendig, in-

formelles Arbeiten durch ein garantiertes Grundeinkommen zu unterstützen und auch attraktiver zu 

machen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass mit dem Begriff der informellen Ökonomie nur das ver-

schönert wird, was schon vor mehr als hundert Jahren von Marx als industrielle Reservearmee um-

schrieben wurde. Das garantierte Grundeinkommen könnte das Hin- und Herpendeln zwischen for-

meller und informeller Ökonomie erleichtern. In der Literatur werden unterschiedliche Modelle eines 

garantierten Grundeinkommens diskutiert, die sich auch grundsätzlich in der Höhe des Grundein-

kommens unterscheiden.17 Die vorgelegten Vorschläge reichen von 400 Euro bis 1.100 Euro pro Per-

son. Aber die Modelle differieren nicht nur in der Höhe, sondern auch in der Ausgestaltung: 

a) Der Ansatz einer bedarfsorientierten Mindestsicherung ist eine bedürftigkeitsabhängige So-

ckelung von Sozialversicherungsleistungen. Im Falle fehlender oder zu geringer Versiche-

rungsansprüche werden die Zahlungen des betreffenden Leistungssystems (Arbeitslosen- 

und Rentenversicherung) automatisch auf die Höhe des Existenzminimums aufgestockt. 

b) Das Modell einer negativen Einkommensteuer oder eines Bürgergeldes sieht vor, das Steuer- 

und Transfersystem miteinander zu verknüpfen, indem jeder Steuerpflichtige, der zu wenig 

verdient, um Steuern zu zahlen, statt dessen negative Steuern, also staatliche Transferzah-

lungen, erhält. Die wissenschaftliche Diskussion um die negative Einkommensteuer hat sich 

vor allem als Folge der Massenarbeitslosigkeit verstärkt der Frage gewidmet, wie durch ver-

schiedene Varianten der negativen Einkommensteuer die sozialen Probleme der Erwerbslo-

sigkeit beseitigt werden können.  

 

Daneben werden lebensphasenspezifische Finanzierungssysteme vorgeschlagen: So wird etwa für ein 

Erziehungsgehalt plädiert, mit der die Erziehung von Kindern aufgewertet werden soll. Die Grundidee 

liegt in einer monetären Anerkennung der Erziehungsleistung durch die Gesellschaft mittels eines 

Erziehungsgehalts, das den auf dem Erwerbsarbeitsmarkt erzielten Einkommen vergleichbar ist. Da-

neben werden zur Beseitigung der Altersarmut, vor allem von älteren Frauen, verschiedene Grund-

rentenmodelle diskutiert. Mit diesem Konzept soll der Tatsache Rechnung getragen werden, dass 
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Frauen aufgrund ihrer informellen Aktivitäten in Haushalt und Familie oftmals im Alter vor finanziel-

len Problemen stehen. 

 

TEILHABE DURCH BILDUNG STEIGERN 

 

Wie gebildet die Menschen in einer Gesellschaft sind und in welchem Maße sie Zugang zu Bildungs-

einrichtungen haben, ist für die wirtschaftliche, soziale und verstärkt auch für die ökologische Ent-

wicklung in einem Land von zunehmender Bedeutung. Ein niedriger Ausbildungsstand führt zu einem 

signifikant höheren Risiko, arbeitslos, sozial auffällig, psychisch instabil oder straffällig zu werden.18 

Nationale wie internationale Studien belegen, dass gerade in Deutschland damit häufig ein Teufels-

kreis über die Generationen hinweg verbunden ist. Die Bildungschancen von Kindern aus Geringver-

dienerhaushalten sind bedeutend niedriger als die aus wohlhabenden beziehungsweise höher quali-

fizierten Elternhäusern.19 

 

Das Bildungssystem sollte deswegen auf vielfältige Weise ausgebaut werden: in Form eines besseren 

Betreuungsangebotes im Vorschulalter, durch Abbau von bereits im Grundschulalter erkennbaren 

Leistungsdifferenzen, durch längeres gemeinsames Lernen, durch die bundesweite Einführung von 

Ganztagesschulen, mit Hilfe von Projekte zur Verbesserung der Eingliederung in den Arbeits- und 

Ausbildungsmarkt. Eine Beteiligung sollte hier mit Anreizen für die Arbeitgeber und Ausbilder wie 

auch für die Arbeits- und Ausbildungsplatzsuchenden verbunden sein. Da ein umfassendes Bildungs-

system über die Schulbildung im Kindes- und Jugendalter hinaus geht, müssen auch berufliche Wei-

terbildungen, Förderungen von Maßnahmen, die Langzeitarbeitslose wieder integrieren und Orien-

tierungsangebote für die hohe Zahl an Personen, die länger auf der Suche nach ihrer beruflichen 

Identität sind, geschaffen und ausgebaut werden.  

 

Beim Ausbau des Aus- und Weiterbildungsangebotes und der strukturellen und inhaltlichen Verbes-

serung der schulischen Grundbildung muss auch auf besondere Herausforderungen geachtet und 

reagiert werden – zum Beispiel müssen in strukturschwachen Regionen besondere Maßnahmen ge-

troffen werden. So ist etwa die Anzahl der Ausbildungsabbrüche in strukturschwächeren Bundeslän-

dern höher als in anderen Bundesländern,20 und die meisten Personen ohne Schulabschluss sind 

Schulabbrecher, die von Haupt- und Förderschulen kommen. Hier sollte gezielt angesetzt werden. 

Konzepte zur besseren Ermöglichung eines „life-long-learning“ sollten kontinuierlich gefördert wer-

den. Eine solche Verbesserung des Bildungssystems ist nicht zum Nulltarif zu haben; ein gesellschaft-

licher Konsens, dass Bildung Geld kosten darf, ist vonnöten, damit der Ausbau eines Bereiches nicht 
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zulasten eines anderen Bildungsbereiches fällt. In den nächsten Jahren werden Bildungsmaßnahmen 

zwar deutlich größere Finanzmittel benötigen; mittel- und langfristig lohnt sich allerdings jede sinn-

volle Investition in Bildung, denn Gesellschaft und die Wirtschaft werden deutlich von einer solchen 

klaren und wichtigen Investition in die Zukunft profitieren. 

 

REGIONALES UND LOKALES WIRTSCHAFTEN AUSBAUEN 

 

Über Jahrhunderte konnte der Prozess der zunehmenden Verflechtung von Wirtschaftsregionen auch 

als Aufbau eines Sicherungssystems – etwa gegen Ernteausfälle und andere regionale Probleme der 

Produktion von Gütern und Dienstleistungen verstanden werden. In den letzten Jahrzehnten geht 

von den global vernetzten Finanzmärkten die stark steigende Gefahr aus, dass Krisen der monetären 

Ökonomie von einer Region in eine andere mit hoher Geschwindigkeit übertragen werden und dort 

auch die reale Ökonomie in schwere Krisen stürzen kann. Es erscheint daher angezeigt, als „zweites 

Sicherungssystem“, lokal und regional tragfähige Wirtschaftskreise aufzubauen und sie komplemen-

tär zur globalen Ökonomie zu organisieren. Folgende Punkte erscheinen dabei unverzichtbar:21 

 

(1) Jede ökonomische Aktivität, jeder Produktionszyklus sollte in einer bestimmten Region auch 

für künftige Generationen fortsetzbar sein, ohne ökologische Zerstörungen hervorzurufen oder die 

natürlichen Ressourcen der Region aufzuzehren. 

(2) Die Wirtschaft der Region sollte – wenn überhaupt – nur langsam wachsen. Auf keinen Fall 

darf Wirtschaftswachstum die Voraussetzung für Wohlstand oder Vollbeschäftigung sein. 

(3) In der Region sollten zumindest ausreichend Nahrungsmittel und Rohstoffe produziert wer-

den, um ihren Bewohnern ein gutes Leben zu ermöglichen, ohne die ökologische Tragfähigkeit der 

Region zu überschreiten und ohne andere Regionen der Erde auszubeuten. 

(4) Die Energie, die in der Region verbraucht wird, sollte so weit wie nur irgend möglich aus er-

neuerbaren Energieträgern dieser Region kommen. 

(5) Um Ausbeutung oder Störungen des ökonomischen Gleichgewichts durch Einflüsse von au-

ßerhalb der Region zu verhindern, sollte jede Region zusätzlich eine eigene Währung oder Verrech-

nungseinheit – unter Umständen auch mehrere – und ein regional eigenständiges Banken- und Kre-

ditsystem haben. 

 

Lokales und regionales Wirtschaften wird nicht von Großunternehmen beherrscht sein und sich nicht 

vorrangig an der internationalen Wettbewerbsfähigkeit orientieren müssen. Es wird aus einem 
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Netzwerk kleiner Regionen und Gemeinden bestehen, die sehr viele Bedürfnisse der dort lebenden 

Menschen aus eigenen Ressourcen befriedigen können. 

 

GLOBALE VERANTWORTUNG WAHRNEHMEN 

 

Wo das eigene Handeln über Grenzen hinweg Auswirkungen auf andere hat, ist es notwendig, ent-

sprechend grenzüberschreitende Verantwortung zu übernehmen. Diese Überzeugung spielt für viele 

der vorgestellten Indikatoren eine wichtige Rolle.22 Globale Verantwortung zeigt sich daher auch in 

politischen Maßnahmen wie der ökologisch-sozialen Steuerreform, einem konsistenten Ressourcen-

management und dem Einsatz für stabile Finanzmärkte. Darüber hinaus werden hier die Entwick-

lungszusammenarbeit und die weltweite Klimapolitik in den Blick genommen. 

 

Eine nachhaltige Entwicklungspolitik ist zwangsläufig facettenreich.23 Die Bereitstellung finanzieller 

und personeller Mittel durch die Industrieländer im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit im 

engeren Sinn ist nur ein, aber dennoch ein wichtiger Beitrag. Deutschland sollte daher Mittel in Höhe 

des lange ausgerufenen Ziels von 0,7% des BIP für die Entwicklungszusammenarbeit bereitstellen 

(siehe Indikator 47). Zur Finanzierung könnte unter anderem die Einführung einer Finanztransakti-

onssteuer beitragen. Jeder entwicklungspolitische Einsatz – materiell wie personell – muss jedoch auf 

seine Nachhaltigkeit und seinen Wert für die Hilfe zur Selbsthilfe analysiert werden: Entwicklungszu-

sammenarbeit sollte das Ziel haben, die Empfänger zu befähigen, in Zukunft eine eigenständige, ge-

meinwesenorientierte Ökonomie zu organisieren. Nicht der Mangel an Einkommen allein macht Ar-

mut aus, auch Defizite an politischem Einfluss und gesicherten Rechten sind zentrale Hindernisse für 

Arme weltweit, ihr Leben selbst zu bestimmen. Der Handel mit Entwicklungsländern (siehe Indikator 

48) sollte daher auch zu sozial und ökologisch gerechteren Strukturen beitragen. Einerseits muss der 

so genannte „Faire Handel“ (Indikatoren 31 und 32) massiv gefördert werden. Erste kommunale Vor-

bildprojekte wie z.B. Fair Trade Städte und die Ausrichtung der öffentlichen Beschaffung an öko-

fairen Kriterien müssen intensiviert und ausgebaut werden. Andererseits sind verschärfte Regeln für 

die Verantwortungsübernahme entlang der globalen Wertschöpfungsketten konventioneller Produk-

te notwendig. 

 

Im Hinblick auf den Klimawandel sind massive Anstrengungen für eine Energiewende im eigenen 

Land (siehe Indikatoren 9 und 10), aber auch internationales Engagement Deutschlands für eine sehr 

weit reichende und umfassende Klimapolitik weltweit gefordert. Mit dem Budgetansatz des Wissen-

schaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) liegt hierfür ein 
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ambitioniertes und durchdachtes Konzept vor, für dessen Umsetzung sich Deutschland stark machen 

sollte.24 Es sieht vor, einen Temperaturanstieg von maximal 2° als völkerrechtliches Ziel zu verankern 

und ein globales Emissionsbudget bis zum Jahr 2050 zu definieren, das die Einhaltung dieses Ziel mit 

hoher Wahrscheinlichkeit ermöglicht. Dieses globale Budget wird auf Basis der Einwohnerzahlen 

verbindlich auf die Nationalstaaten verteilt: Jedem Menschen steht demnach der gleiche CO2-

Ausstoß zu.25 Um das 2°-Ziel zu erreichen, werden die Vorlage überprüfbarer Dekarbonisierungspläne 

durch alle Staaten, ein weltweiter Emissionshandel, Vereinbarungen über Finanz- und Technologie-

transfers, die Gründung einer Weltklimabank sowie separate Vereinbarungen zu den CO2-Emissionen 

aus Landnutzung und anderen klimawirksamen Gasen angestrebt. Dabei sollten für den Klimaschutz 

bereitgestellte Gelder zu einer nachhaltigen Entwicklung in den Schwellen- und Entwicklungsländern 

beitragen, nicht aber mit dem Ziel von 0,7% des BIP verrechnet werden (vgl. Empfehlungen zu Indika-

tor 47). 

 

DIE WELTFINANZMÄRKTE BEGRENZEN 

 

In den letzten Jahren wurde zunehmend deutlich, dass auf den Weltfinanzmärkten vor allem durch 

deren Deregulierung und die gewaltige Ausdehnung rein spekulativer Transaktionen ein eigenständi-

ges Krisenpotenzial entstanden ist, das nicht nur die virtuelle Ökonomie sondern auch die realen 

Lebensbedingungen der Menschen ganz erheblich beeinträchtigen können. Oben (vgl. Punkt 5) wur-

den bereits Empfehlungen zur Begrenzung des negativen Einflusses dieser virtuellen Ökonomie durch 

eine Art „lokales und regionales Sicherungssystem“ ausgesprochen; zusätzlich ist es jedoch unerläss-

lich, das Schadenspotenzial der globalen Finanzmärkte selbst zu begrenzen. Neben den weltweiten 

ökologischen Notwendigkeiten wie der Begrenzung der Treibhausgasemissionen verlangt kein ande-

rer Bereich so stark nach einer „Weltinnenpolitik“ wie die Frage der Gestaltung der globalen Finanz-

märkte. Dabei erscheinen folgende Punkte unverzichtbar: 

 

(1) Neue Finanzmarktprodukte sollten von nationalen und internationalen Institutionen auf ihre 

Unbedenklichkeit überprüft werden; bestimmte Finanzmarktprodukte, vor allem jene, deren inhä-

rente Risiken nicht zutage treten, müssen verboten werden – die Aufhebung früher bestehender 

Verbote muss wieder rückgängig gemacht werden. 

(2) Eine Transaktionssteuer sollte eingeführt werden, um die Attraktivität bestimmter, äußerst 

kurzfristiger Formen spekulativer Aktivitäten einzugrenzen. Das Aufkommen aus dieser Steuer könn-

te genutzt werden, um die Finanzierung der Millennium-Entwicklungsziele zu stützen. 
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(3) Steueroasen sollten wirkungsvoll geschlossen werden, ebenso müssen Bilanzierungsregeln so 

geändert werden, dass alle Geschäfte auch tatsächlich in den Bilanzen der jeweils beteiligten Akteure 

auftauchen. 

(4) Konjunkturprogramme zur Wiederbelebung der durch die Finanzkrise geschädigten Wirt-

schaft müssen ausschließlich am Leitbild einer nachhaltigen Ökonomie ausgerichtet werden. Geför-

dert werden sollten neben dem Bildungswesen vor allem Maßnahmen zur Energie-Einsparung, zur 

Steigerung der Energie- und Ressourcen-Effizienz sowie zum Ausbau der Energieversorgung mit er-

neuerbaren Energieträgern. 

(5) im Sinne der klassischen sozialen Marktwirtschaft muss der Staat wiedereffektiver seine Rolle 

als Regelsetzer und Schiedsrichter einer fairen Wettbewerbsordnung spielen. Dafür braucht es mehr 

Distanz zwischen Politik und Wirtschaft. 

 

DAS GESELLSCHAFTLICHE BERICHTERSTATTUNGSSYSTEM VERÄNDERN 

 

In den letzten Jahrzehnten haben sich Politik, Medien und Öffentlichkeit sehr stark an den Wach-

stumsraten des Bruttoinlandsprodukts (BIP) orientiert, um Wohlstand und Wohlfahrt in der Gesell-

schaft einzuschätzen. Aber dies führt gerade in reichen Ländern zunehmend zu fragwürdigen politi-

schen Entscheidungen. Nicht nur, dass die Zuwächse des BIP sich bei sehr vielen Menschen gar nicht 

mehr in einer Verbesserung ihrer Lebensqualität niederschlagen – Anstrengungen zur Steigerung des 

BIP gehen nach wie vor sehr oft zu Lasten der Umwelt und führen zu einer Zunahme des Ressourcen-

verbrauchs. Auch Strategien, die sich auf „Green Growth“ konzentrieren, sehen häufig nicht, dass ein 

ständiges „Mehr“ an Gütern und Dienstleistungen kein Ziel sein kann, weil Sättigungsgrenzen auf 

diese Weise bewusst ausgeblendet werden. Eine zukunftsfähige Gesellschaft könnte dagegen eine 

„Ökonomie der Genügsamkeit“ anstreben – und diese wiederum erfordert ein gesellschaftliches Be-

richterstattungssystem, das als Ergänzung der Volkswirtschaftlichen und Umweltökonomischen Ge-

samtrechnung Maßstäbe an die Hand gibt, die eine Orientierung am Leitbild der Nachhaltigkeit dann 

auch als Erfolg ausweisen. 

 

Mit dem Indikatorensystem der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ist ein wichtiger erster Schritt 

getan. Die hier vorliegende Veröffentlichung gibt detaillierte Empfehlungen zur Weiterentwicklung. 

Vor allem aber sollte der zentrale Leitindikator, das BIP, durch andere Maße für gesellschaftliche 

Wohlfahrt ergänzt werden, etwa durch den Nationalen Wohlfahrtsindex (NWI). Weitere, für die Be-

trachtung der gesellschaftlichen Wohlfahrt zentrale Bereiche könnten durch wenige zusätzliche Leit-

indikatoren abgebildet werden, etwa durch das „Wohlstandsquartett“ von Meinhard Miegel. Uner-
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lässlich für die Steuerung der einzelnen Politiken ist ein Indikatorensystem für nachhaltige Entwick-

lung. Auf diese Weise ergäbe sich eine „erneuerte Pyramide“ der gesellschaftlichen Berichterstat-

tung, die durch die differenzierten Systeme der Volkswirtschaftlichen und Umweltökonomischen 

Gesamtrechnung unterstützt würde. 

 

Es ist notwendig, dass die Systeme der gesellschaftlichen Berichterstattung längerfristige Analysen 

ermöglichen und daher ein Mindestmaß an Kontinuität aufweisen. Es sind jedoch keine abgeschlos-

senen Systeme; in einer sich dynamisch verändernden Welt müssen die Indikatoren und Indices 

transparent gestaltet, immer wieder überprüft und, falls erforderlich, neu an veränderte Gegeben-

heiten angepasst werden. 

 

NEUE FORMEN DER DEMOKRATIE ETABLIEREN 

 

Um die vorgenannten Überlegungen und Visionen realisieren zu können, bedarf es eines prospekti-

ven und kommunikativen Staates, der in der Lage ist, über die Planungszeiträume von einer Legisla-

turperiode hinaus zu planen und seine Vorstellungen von Rahmensetzungen der Bevölkerung zu 

kommunizieren. In Anbetracht der notwendigen wirtschafts-, sozial- und umweltpolitischen Ände-

rungen sind klare Zielvorgaben und deren regelmäßige Überprüfung erforderlich. Nur dann, wenn 

gesellschaftliche Akteure so frühzeitig wie möglich über Änderungen informiert werden, sind sie auch 

bereit, sich auf veränderte Strukturen und Prozesse einzulassen. Die bisherige Politik, die sich häufig 

in einer Strategie des „muddling through“ äußert, indem in dem einen oder anderen Bereich Ausga-

ben gekürzt oder Mittel ganz gestrichen werden, um sie an anderer Stelle wieder ausgeben zu kön-

nen, wird auf Dauer von den Wählern politisch nicht gewollt. Die Menschen wollen vermehrt über 

partizipative Maßnahmen – wie Volksentscheide, Befragungen, Volksbegehren – an Entscheidungen 

teilhaben. Formen von demokratischer Beteiligung haben auch eine aktivierende Funktion. 

 

Die staatlichen Organe müssen sich vor diesem Hintergrund darüber Gedanken machen, wie und auf 

welche Weise sie Maßnahmen kommunizieren und plausibel machen wollen. Mit Blick auf die zu-

rückgehende Wahlbeteiligung (siehe Indikator 51), in der eine wachsende Verdrossenheit mit der 

heutigen Politik oder den heute agierenden Politikern zum Ausdruck kommt, erscheinen neue Mus-

ter der Partizipation der Bevölkerung dringend angeraten. Denn viele der hier betrachteten Verände-

rungen lassen sich nur umsetzen, wenn die Bevölkerung in diesen Prozess mit einbezogen wird. Nicht 

übersehen werden darf dabei, dass sich das ehrenamtliche Engagement der Bevölkerung für gesell-

schaftliche Aktivitäten nur unwesentlich verändert hat (siehe Indikator 49). Nach wie vor ist ein ho-
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hes zivilgesellschaftliches Interesse vorhanden, das sich auch im politischen Handeln des Staates 

niederschlagen sollte. Die Partizipationsbereitschaft der Bevölkerung sollte in die politischen Überle-

gungen zu den künftigen Entwürfen eines anderen Wirtschaftens mit einbezogen werden.  

 

Dies könnte beispielsweise auf folgende Weise erfolgen: In einer Nachhaltigkeitsstrategie können 

mittelfristige Ziele  – derzeit etwa bis zum Jahr 2020 – formuliert werden, die stetig anhand von Indi-

katoren evaluiert werden, um Fort- oder Rückschritte zu dokumentieren. Die aus den Zielen entste-

henden Maßnahmen könnten mit Interessierten in regionalen Workshops erörtert werden. So könn-

te die demokratische Basis verstärkt werden, um über eine künftige Ausgestaltung der Wirtschafts-, 

Sozial- und Umweltpolitik zu entscheiden. 

 

EPILOG 

 

Die Diskussionen um die Strategie der Transformation unserer Gesellschaft mit dem Ziel einer nach-

haltigen Entwicklung haben eines mit Sicherheit gezeigt: Es wäre völlig vermessen, ein Programm 

aufstellen zu wollen, das die Illusion zu erwecken sucht, es gäbe die eine, große, schöne Lösung aller 

Probleme. Ein Gesamtentwurf einer nachhaltigen oder zukunftsverträglichen Ökonomie kann allen-

falls in Form einer konkreten Utopie vorgelegt werden. Ein Maßstab dafür ist noch immer die Arbeit 

von Nicolas Georgescu-Roegen, ehedem Ökonom an der Harvard-University, der einen oft zitierten, 

mittlerweile über 35 Jahre alten Acht-Punkte-Katalog vorgelegt hat, den er ein ökonomisches – 

wohlgemerkt, kein ökologisches –  Minimalprogramm nannte:26 

(1)  Verbot der Produktion sämtlicher Kriegsgüter; 

(2)  Konversion der frei werdenden Produktivkräfte für Hilfeleistungen an unterentwickelte Län-

der, damit in diesen annehmbare, nicht luxuriöse Lebensbedingungen entstehen; 

(3)  langsame Reduktion der Bevölkerung auf ein Niveau, das dann in adäquater Weise durch 

ausschließlich ökologische Landwirtschaft ernährt werden kann; 

(4)  Vermeidung jeder Energieverschwendung, nötigenfalls durch Regulierung; 

(5)  keine Nachfrage mehr nach Luxusgütern; das wird die Einstellung der Produktion derartiger 

Güter zur Folge haben; 

(6)  Abschaffung der Mode; Gebrauchsgüter müssen solange verwendet werden, solange sie 

noch von spezifischem Nutzen sind; 

(7)  dauerhafte Güter müssen durch Verbesserung der Reparierbarkeit noch dauerhafter ge-

macht werden; 

(8)   der technische Fortschritt muss wieder zu einem menschlichen Maß finden. 
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Schon mit dieser Aufzählung wird deutlich, dass im „globalen Dorf“ lokale, nationale und internatio-

nale Entwicklungen unmittelbar miteinander verbunden sind – mit zum Teil überraschenden und im 

voraus kaum zu prognostizierenden Rückkopplungen. Behutsamkeit und sorgfältige Analysen einzel-

ner Probleme sind erforderlich – nicht die Ausrichtung der Weltökonomie am Prinzip des globalen 

Marktes. Wenn diese These stimmt, dann müssen einige Grundannahmen über die Zielsetzungen des 

Wirtschaftens neu diskutiert werden: Wettbewerb, Konkurrenz und wirtschaftlicher „Erfolg“ können 

nicht mehr pauschal befürwortet, sondern müssen differenziert betrachtet werden. Globalisierung 

führt nicht nur zu schneller Entwicklung, sondern auch zu Zerstörung tragender Strukturen. Die Krite-

rien für die Gestaltung der nationalen Ökonomie wie auch der Wirtschafts- und Finanzordnung insge-

samt müssen dann neu zu überdacht werden: ihre Ausrichtung an den Bedürfnissen der jetzt leben-

den Menschen, der zukünftigen Generationen und der Bewahrung der Natur.  
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